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Barbara Bergmann-Krauss 

Aus- und Weiterbildung im öffentlichen Dienst 
eine erste Bestandsaufnahme 

Für die Berufsbildungsforschung haben Fragen der Aus- und 
Weiterbildung im öffentlichen Dienst bisher nicht im Mittel­
punkt gestanden. Daher gibt es nur wenige Veröffentlichun­
gen, auf die als Grundlage zurückgegriffen werden kann [1]. 
Auch das Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung hat 
hat sich erst in letzter Zeit mit diesem Bereich beschäftigen 
können. Erste Ergebnisse eines entsprechenden Forschungs­
projektes werden im Rahmen dieses Beitrags vorgestellt [2]. 

1. Es gibt bestimmte Strukturmerkmale, die den öffentlichen 
Dienst als einen besonderen Bereich in Wirtschaft und Ge­
sellschaft konstituieren. 

Eine Problemanalyse der Aus- und We1terbildungss1tuat1on im 
öffentlichen Dienst setzt voraus, daß die im Bere1ch vorhan­
denen Strukturen bekannt sind. Schon der Begriff .. öffentlicher 
Dienst" ist nicht ganz klar und eindeutig Haufig denkt man bei 
öffentlichem Dienst nur an Verwaltung. Ein solches Verständ­
nis gre1ft jedoch zu kurz, da zum offentliehen Dienst z. B. auch 
alle Betriebe und Einrichtungen in öffentlicher Tragerschaft ge­
hören (wie Schwimmbäder, Schulen, Friedhöfe, Kraftwerke, 
Krankenhäuser, Sportplatze). Eine allgemein anerkannte und 
eindeutige Definition des Begriffes öffentlicher Dienst ist in 
der Literatur n1cht zu finden. Das hängt damit zusammen, daß 
das, was zu Aufgaben des öffentlichen Dienstes wird, von poli­
tischen und gesellschaftlichen Entwicklungen abhängt und sich 
m1t diesen ständ1g verändert. So läßt sich der öffentliche 
Dienst eindeutig nur formal von der Art des Arbeitgebers her 
bestimmen. Angehoriger des öffentlichen Dienstes ist dem­
nach, wer .. im Dienst des Bundes, eines Landes, einer Ge­
meinde, eines Gemeindeverbandes oder anderer Körper­
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
oder der Verbande von solchen steht" [3]. 

Eine inhaltliche Bestimmung des öffentlichen Dienstes geht 
aus von der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben. Aufgaben 
werden öffentlich, wenn best1mmte Bedürfnisse so allgemein 
auftreten, daß sie tendenziell jeden Bürger betreffen (z. B. 
innere Sicherheit, Bildung, Krankenversorgung, Stadtplanung). 
Aufgaben werden auch dann zu öffentlichen, wenn sie Investi­
tionen verlangen, die sich nur langfristig auswirken (z. B. Bil­
dungsinvestitionen) oder wenn das Funktionieren der Wirt­
schaft einer ganzen Region von bestimmten Vorleistungen 
abhängt, also bestimmte Infrastrukturleistungen erbracht und 
regionale Nachteile ausgeglichen werden müssen. Die Defini­
tion von Aufgaben als öffentliche führt dazu, daß die entspre­
chenden Leistungen zwar allen Bürgern, die Bedarf oder einen 
Anspruch haben, offenstehen, daß jedoch die Qualität dieser 
Leistungen zugleich mitdefiniert ist. Der öffentliche Dienst ist 
nur verpflichtet, d1e Erfüllung von Aufgaben auf einem Minimal­
niveau zu garantieren. Er ist zugleich Monopolist für diese Lei­
stungen. Da er auf die Prinzipien der sparsamen Haushaltsfüh­
rung und der Gleichbehandlung aller Burger verpflichtet ist, 
smd außergewöhnliche Leistungen kaum zu erwarten und für 
emzelne Maßnahmen und Angebote auch nur schwer zu legi­
timieren und durchzusetzen. 

Das formale Kriterium der offentlieh-rechtlichen Persönlichkelt 
des Dienstherrn ist entscheidend für bestimmte Strukturen, die 
für den öffentlichen Dienst insgesamt charakteristisch sind 
und ihn als einen besonderen Bereich innerhalb des Beschäf­
tigungssystems ausweisen. Genannt seien hier nur: das beson­
dere Personalrecht mit seiner Trennung der Beschäftigten in 

Beamte einerseits und Angestellte und Arbeiter andererseits; 
die Transparenz der Einkommenserwartungen und sonstiger 
Leistungen des Arbeitgebers, so daß jeder weiß bzw. sich 
ausrechnen kann, was der andere verdient; die über verschie­
dene Ressorts, Zuständigkeitsbereiche und Regionen hinweg 

hierarchische Arbeitsorganisation, d1e in den Re­
gelungen des Laufbahngruppensystems sich widerspiegelt; 
die für weite Bereiche des öffentlichen Dienstes typischen ln­
halte der Tatigkeit als Umgang mit Symbolen und Umgang mit 
Menschen; der öffentliche Charakter der Aufgaben und das 
öffentliche Interesse an und die öffentliche Kontrolle über die 
Wahrnehmung dieser Aufgaben. Diese Strukturmerkmale des 

öffentlichen Dienstes haben Auswirkungen auf die Aus- und 
Weiterbildungssituation, auf Rekrutierungsmuster für die Mit­
arbeiter sowie auf Qualifikationsanforderungen. 

2. Der öffentliche Dienst erhält zunehmende Bedeutung: er 
übernimmt immer mehr Aufgaben und seine Beschäftigten­
zahlen erhöhen sich kontinuierlich. 

Die historische und gesellschaftliche Entwicklung des öffent­
lichen Dienstes ist gekennzeichnet durch ständige Aufgaben­
erweiterung und zunehmende Vielfalt und Komplexität dieser 
Aufgaben. Immer mehr Aufgaben werden als öffentliche de­
finiert und in die Verantwortung des Staates bzw. öffentlicher 
Institutionen überwiesen. Neben die im 19. Jahrhundert über­
wiegende Kontroll-, Schutz- und Ordnungsfunktion treten Auf­
gaben der Lenkung, Planung und Leistung. Die staatlichen 
Institutionen von Polizei und Justiz, Militär und Finanzverwal­
tung werden ergänzt durch die Institutionen der Wirtschafts­
planung und -Ienkung, der Energieversorgung, des Verkehrs, 
des Gesundheitswesens, der Sozialen Sicherung, des Bil­
dungs- und Ausbildungswesens, der Stadtplanung, des Um­
weltschutzes etc. Damit hat sich die .. umfassende staatliche 
Regulierung sämtlicher gesellschaftlicher Lebensprozesse" 
durchgesetzt [4]. 

Mit dieser Entwicklung verändert sich auch die Qualifikations­
struktur im offentliehen Dienst. Indem immer mehr Fachverwal­
tungen und öffentliche Dienstleistungsbetriebe eingerichtet 
werden, werden zunehmend höher qualifizierte Spezialisten wie 
Ingenieure und Techniker, Ärzte, Krankenschwestern, Sozial­
arbeiter, Erzieher, Lehrer oder Architekten gebraucht. Dem 
entspricht eine betrachtliehe Zunahme der Angestellten bei 
Landern und Gemeinden. Aber auch die Anforderungen an das 
Verwaltungshandeln werden anders: in der Leistungs- und Pla­
nungsverwaltung ist der Bürger nicht mehr bloßes Objekt von 
Verwaltungsakten, sondern anspruchsberechtigter Bürger, der 
sogar zur Mitarbeit an und Unterstützung von staatlichen Vor­
haben und Programmen gewonnen werden muß- Programme 
wie allgemeine Gesundheitsvorsorge, Verbesserung des Um­
weltschutzes oder Erhöhung der Straßenverkehrssicherheit 
Die Mitarbeiter in der Verwaltung müssen daher andere und 
neue Qualifikationen und Verhaltenskompetenzen erwerben 
wie Diskutier- und Argumentationsfähigkeit, Beherrschung 
von Techniken der Gesprächsführung oder Verhandlungs­
geschick. 

Die zunehmende Bedeutung des öffentlichen Dienstes zeigt sich 
auch, wenn man die vorhandenen statistischen Daten heran­
zieht. So haben die Beschäftigtenzahlen im öffentlichen 
Dienst kontinuierlich zugenommen -zwischen 1960 und 1975 
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um 30%. Gegenwärtig (1975) sind über 4 Millionen Personen 
im mittelbaren und unmittelbaren öffentlichen Dienst beschäf­
tigt (ohne Soldaten der Bundeswehr und Angehörige des Bun­
desgrenzschutzes) [5]. Das bedeutet, daß beinahe 1/6 der Er­
werbstätigen in einem Beschaftigungsverhaltnis des öffent­
lichen Dienstes stehen. Wahrend die Beschäftigtenzahlen bei 
Bundespost und Bundesbahn stagnieren bzw. rückläufig sind, 
und auch beim Bund seit 1972 fast kein Personalzuwachs mehr 
zu verzeichnen ist, nehmen die Beschäftigtenzahlen bei Län­
dern und Gemeinden immer noch kontinuierlich zu. 

Die Aufgliederung des Personals im unmittelbaren öffentlichen 
Dienst nach Aufgabenbereichen bestatigt, daß der öffentliche 
Dienst sich zur Leistungsverwaltung entwickelt hat. Die stärk­
sten Zuwachsraten im Personal seit 1960 zeigen die Bereiche 
Schulen, Hochschulen und Gesundheit, also Bereiche der Lei­
stungsverwaltung. Die weitere erhebliche Zunahme in den Be­
schäftigtenzahlen der Leistungsverwaltung wird erwartet [6]. 
Damit wird sich die Gesamtstruktur des öffentlichen Dienstes 
noch weiter in Richtung auf die Länder und Gemeinden als An­
stellungsträger verschieben; der Anteil der Angestellten wird 
-so ist zu vermuten- weiter ansteigen und es werden noch 
mehr Beschäftigte mit speziellen Fachausbildungen eingestellt 
werden. "in Zukunft werden die planenden, leistenden, lehren­
den, pflegenden und technischen Verwaltungszweige die Haupt­
wachstumsimpulse auf sich vereinigen; demgegenüberwird die 
überkommene, ordnende Verwaltungstätigkeit stagnieren. Die 
Auswirkungen werden sich in einem größeren Anteil von höher 
bezahlten Experten ze1gen. Es ergibt sich also voraussicht­
lich eine Verschiebung innerhalb der Gliederung des einfachen, 
mittleren, gehobenen und höheren Dienstes. Die verhältnis­
mäßig größten Ausweitungen werden im Rahmen des höheren 
und gehobenen Dienstes und dort mehr in den technischen 
und Sonderverwaltungssparten als in der allgemeinen inneren 
Verwaltung eintreten" [7]. 

3. Die Ausbildungssituation im öffentlichen Dienst 

3.1 Angestellte und Arbeiter erwerben ihre Ausbildung überwie­
gend außerhalb des öffentlichen Dienstes und werden für eine 
bestimmte Position eingestellt; Beamte erhalten ihre Ausbil­
dung im öffentlichen Dienst und durchlaufen eine auf Lebens­
zeit angelegte Laufbahn. 

Die Zweiteilung der Beschäftigten im öffentlichen Dienst in 
Angestellte und Arbeiter einerseits und Beamte andererseits 
bedeutet unterschiedliche Ausbildungswege und Zugänge zum 
öffentlichen Dienst. Obwohl die Trennung zwischen Beamten 
und Angestellten nach übereinstimmender Auffassung der Fach­
öffentlichkeit nicht mehr gerechtfertigt ist, sind Zugänge und 
Karrieremuster im öffentlichen Dienst immer noch nach die­
sen Statusgruppen getrennt. 

Angestellte und Arbeiter im öffentlichen Dienst erwerben ihre 
beruflichen Qualifikationen meist durch eine Ausbildung außer­
halb des öffentlichen Dienstes, d. h. an entsprechenden beruf­
lichen Schulen, Fachschulen und Fachhochschulen oder in Aus­
bildungsverhaltnissen in der Industrie und im Handwerk. Sie 
werden dann für eine konkrete Stelle bzw. Tätigkeit im öffent­
lichen D1enst eingestellt. Beamte werden dagegen für eine 
generelle, auf Lebenszeit ausgerichtete Berufskarriere im öf­
fentlichen Dienst angeworben; ihre Ausbildung wird in Form 
des .. Vorbereitungsdienstes" vom öffentlichen Dienst selbst 
übernommen. 

Die verschiedenen Rekrutierungsmuster von Beamten und An­
gestellten für den öffentlichen Dienst führen auch zu unter­
schiedlichen Formen und Haufigkeiten in der Mobilitat. Wahrend 
- w1e eine empirische Untersuchung zeigt - Angestellte vor 
1hrem Eintritt in den öffentlichen Dienst überwiegend schon 
Berufserfahrungen in anderen Bereichen der Wirtschaft ge­
macht haben, waren Beamte in sehr viel geringerem Umfang 
vor ihrem in den öffentlichen Dienst berufstat1g. In­
nerhalb des öffentlichen Dienstes zeigten sich dann die An­
gestellten als wesentlich weniger mobil - d. h. weniger ver-

tikale als auch horizontale Mobilität - als Beamte. Erklärt 
wird dieses Ergebnis damit, daß "der öffentliche Dienst Be­
rufstatige eher für best1mmte Positionen (rekrutiert). die sie 
dann nicht oder selten wieder verlassen, Nicht-Berufstätige 
dagegen eher als Beamte für noch offene Karrieren ... Da­
mit ist eindeutig belegt, daß sich ein gesamtberuflicher Karrie­
reprozeß nicht ohne weiteres innerhalb des öffentlichen 
Dienstes fortsetzt. Die Eintretenden werden nicht aufgrund 
einer bereits mobilen Biographie zu weiterer Mobilitat ge­
fuhrt, sondern intern in ihrer Eignung neu und ent­
sprechend weiterbehandelt Und gerade die haben die grö­
ßeren Mob1litatschancen, die nicht schon durch Berufs- und 
Arbeitgebermobilitat in den offentliehen Dienst geführt wer­
den, sondern speziell fur den öffentlichen Dienst oder 1n 1hm 
ausgebildet sind" [8]. 

3.2 Die Ausbildungsverhältnisse für Arbeiter und Angestellte 
öffentlichen Dienst sind äußerst unübersichtlich und unein­

heitlich. 

Nicht alle Angestellten und Arbeiter des öffentlichen Dienstes 
werden jedoch von außen rekrutiert, der öffentliche Dienst bil­
det auch selbst aus. Dabei ist zu unterscheiden zwischen Aus­
bildungsverhaltnissen im öffentlichen Dienst, für die Institu­
tionen des öffentlichen Dienstes dann auch "zuständige Stel­
le" sind und solchen Ausbildungsverhältnissen, bei denen 
e1n öffentlicher Arbeitgeber in Ausbildungsberufen der Indu­
strie oder des Handwerks ausbildet. Bei den letztgenannten 
Ausbildungsberufen ist der öffentliche Dienst weder zustän­
dige Stelle noch erscheinen diese Ausbildungsverhältnisse 
in der Ausbildungsstatistik des öffentlichen Dienstes - zu­
mindest ist dies n1cht d1e Regel. 

Statistische Daten über die Ausbildungssituation im öffentlichen 
Dienst sind nur wenige vorhanden und diese sind noch ziem­
lich ungenau. "Es gibt nicht viel veröffentlichtes statistisches 
Material uber den öffentlichen Dienst in der Bundesrepublik 
Deutschland ... Speziell um die Ausbildungsstatistik des öffent­
lichen Dienstes ist es, gelinde gesagt, n1cht gut bestellt" [9]. 

Erst seit 1970 wird die Zahl der Auszubildenden im öffentlichen 
D:enst gesondert ausgewiesen. Seitdem ze1gt sich ein starkes 
Anwachsen in den Auszubildendenzahlen im offentliehen 
D1enst, und zwar von 22 765 in 1970 auf 49 659 in 1973 [10]. 

Es scheint jedoch nicht ausgeschlossen, daß dieser starke 
Zuwachs 1n den Ausbildungsverhältnissen auch von exak­
teren statistischen Erfassung abhängt. Trotzdem läßt die starke 
Zunahme der Auszubildenden im öffentlichen Dienst wohl auch 
auf eine allgemein wachsende Bedeutung dieses Bereiches für 
die Berufsausbildung schließen 

Gemessen an der Gesamtzahl der Auszubildenden (vgl. Ta­
belle 1) ist der Anteil des öffentlichen Dienstes m1t etwas 
weniger als 4% jedoch sehr genng, vor allem wenn man 
berücksichtigt, daß der öffentliche D1enst m1t 4 Millio­
nen Beschaftigten (1m unmittelbaren und mittelbaren öffent-
1 chen Dienst) ein 1mmer bedeutenderer Arbeitgeber wird 
(vgl. dazu 1m Handwerk 1973: 540 000 Auszubildende bei 4,3 
Millionen Beschäftigten). Das Bild wurde anders, wenn man 
die Auszubildenden in den Heilhilfsberufen, die in der Statistik 
unter die Rubrik "Ubrige" fallen, hinzurechnen würde, also z. B. 
Krankenschwestern und Krankenpfleger, d1e überwiegend und 
m;t zunehmender Tendenz 1m öffentlichen Dienst oder d1esen 
ahnliehen Organisationen ausgebildet werden. Außerdem sind 
zu den Angaben noch jene Auszubildenden hinzuzuzählen, die 
1m öffentlichen Dienst 1n Ausbildungsberufen der Industrie oder 
des Handwerks ausgebildet werden. Die Zahl dieser Auszubil­
denden wird fur 1970 mit 23 871 angegeben [11]. Damit kann 
nuch die für 1975 angegebene- und nicht naher aufgeschlüs­
selte- Zahl von 97 379 Angestellten und Arbeitern, die im un­
mittelbaren öffentlichen Dienst in einer Ausbildung stehen, er­
l;lart werden [12]. 

Die Regelungen und Zuständigkeiten in den Ausbildungsbe­
rufen für Angestellte und Arbeiter im öffentlichen Dienst sind 
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Tabelle 1: Auszubildende nach Ausbildungsbereichen 1973 [13] 

Ausbildungs- Zahl der Auszubildenden 
bereiche insgesamt mannlieh weiblich 

Industrie u. Handel 694 000 409 000 285 000 

Handwerk 465 000 384 000 81 000 

öffentlich er Dienst 50 000 39 000 11 000 

Landwirtschaft 26 000 21 000 5 000 

Übnge 96 000 7 000 89000 

insgesamt 1 331 000 860 000 471 000 

verwirrend. Nach der vom Bundesministerium für Bildung und 
Wissenschaft herausgegebenen Übersicht über die anerkann­
ten Ausbildungsberufe gab es 1975 insgesamt 22 Ausbil­
dungsberufe fur Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst. Davon 
sind nur 5 bundeseinheitlich durch Verordnung gemäß § 25 
Abs. 1 BBiG geregelt. Es handelt sich dabei um die Ausbil­
dungsberufe des Fernmeldehandwerkers, des Sozialversiche­
rungsfachangestellten, des Schwimmeistergehilfen, des Assi­
stenten an Bibliotheken und des Kartographen (letzterer wird 
allerdings überwiegend in der Industrie ausgebildet). Die 
Regelungen für den Ausbildungsberuf des Straßenwärters, 
der schon vor lnkrafttreten des BBiG anerkannter Ausbil­
dungsberuf war, gelten gemäß § 108 Abs. 1 BBiG weiterhin, 
und zwar auf Bundesebene. 

Für alle anderen 16 Ausbildungsberufe des öffentlichen Dien­
stes sind Regelungen nur auf Landes-, Bezirks- oder gar 
Stadtebene vorhanden. Zwar wurde die Unübersichtlichkeit 
schon dadurch etwas verringert, daß von 1971 bis 1975 die 
Zahl der "vergleichbar geregelten Ausbildungsberufe" (ge­
mäß § 108 Abs. 1 BBiG) von 37 auf 16 reduziert wurde und 
5 bundeseinheitlich geltende Ausbildungsordnungen erlassen 
wurden. Im Verzeichnis der anerkannten Ausbildungsberufe 
ist 1976 jedoch auf einmal noch ein - bislang offensichtlich 
übersehener- Ausbildungsberuf aufgetaucht. Es handelt sich 
um den Ausbildungsberuf des "Angestellten in der Versor­
gungsverwaltung" (1953 für Niedersachsen anerkannt). Dem­
nach gibt es 1976 wieder 23 Ausbildungsberufe im öffentli­
chen Dienst. 

Die Uneinheitlichkeit in den Regelungen der Ausbildungsbe­
rufe im öffentlichen Dienst zeigt sich z. B. darin, daß zum 
"Bautechniker in der Wasserwirtschaftsverwaltung" nur in 
Nord-Württemberg ausgebildet werden kann, daß für Steno­
sekretärinnen bzw. Büroassistentinnen im öffentlichen Dienst 
Ausbildungsordnungen bzw. Richtlinien nur in den 4 Städten 
Hamburg, Frankfurt, Wiesbaden und Düsseldorf bestehen, 
oder daß zum Verwaltungsangestellten der Handwerksorga­
nisation nur 27 der 43 Handwerkskammern Ausbildungsord­
nungen erlassen haben. 

Einige Ausbildungsberufe, für die gesonderte Ausbildungs­
ordnungen auf Landesebene bestehen, werden - so ist zu 
vermuten - von der Tätigkeit und von den Ausbildungsin­
halten her so viele Ähnlichkeiten aufweisen, daß sie bundes­
einheitlich zu einem einzigen Ausbildungsberuf zusammenge­
laBt werden könnten. So z. B. wird in Schleswig-Holstein und 
in der Bundeswasser- und Schiffahrtsverwaltung zum Wasser­
bauwerker, in Nord-Wurttemberg zum Bautechniker in der 
Wasserwirtschaftsverwaltung und in Hessen zum Kulturbau­
techniker (ebenfalls nur für Wasserwirtschaftsverwaltung) 
ausgebildet. Auch die verschiedenen Ausbildungsordnungen 
zum Verwaltungsangestellten (in Handwerksorganisationen 
und bei einer Industrie- und Handelskammer, im kirchlichen 
Dienst und in der Kommunalverwaltung und der staatlichen 
lnnenverwaltung) ließen sich sicher vereinheitlichen. Für Ver­
waltungsangestellte wird eine solche bundeseinheitliche Aus­
bildungsordnung für Bund-, Länder- und Gemeindeverwaltun­
gen auch schon seit längerem gefordert [14], ist bislang aber 
noch nicht realisiert. 

Tabelle 2, die die Zahl der Auszubildenden nach Ausbil­
dungsberufen enthält, zeigt diese insgesamt bestehende Viel­
falt und Verworrenheit in den Ausbildungsverhältnissen für 
Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst. Es muß jedoch bezwei­
felt werden, ob diese Tabelle verläßliche Angaben enthält, 
für 1972 lagen zumindest noch sehr wenige Daten vor. Zu 
den in der Tabelle aufgeführten 38 135 Auszubildenden im 
Jahr 1973 kommen noch zusätzlich 2074 Bundesbahnaspiran­
ten und 9419 Postjungboten [15]. Bei diesen beiden Ausbil­
dungsberufen handelt es sich um Ausbildungsgänge außer­
halb des Geltungsbereiches des BBiG (§ 2 Abs. 2 Nr. 2). Die 
Zahlen zeigen, daß auf die Bundespost mit zusammen über 
28 000 Auszubildenden bei weitem die meisten Ausbildungs­
verhältnisse im öffentlichen Dienst entfallen. 

Tabelle 2: Zahl der Auszubildenden im öffentlichen Dienst 
nach Ausbildungsberufen * 

Ausbildungsberuf I 19721 19731 19741 Besonderheiten'*) 

Fernmeldehandwerker 17 023 18 744 16 783 

Wasserbauwerkar 125 147 226 Bundeswasser- und 
Sch iffahrtsverwal-
tung + Schleswig-
Holstem 

Straßenbautechniker 41 16 18 nur Hessen 

Kulturbautechniker 7 7 9 nur Hessen 

Bautechniker m der + 17 58 nur Nord-Württemb. 
Wasserwirtschaftsverwal tg. 

Planungstechniker + 4 3 nur Rhein I -Pfalz 

Vermessungstechniker + 2 011 2.121 Land er ohne Bayern 
Bundesbahn u. 
Wasser- u. Schiff-
fahrtsverwaltung 

Landkartentechnl ker 85 + (157) nur Hessen u. 
(Kartograph) Baden-Wurttemb. 

Flurberem igungstechn 1ker + 20 - nur Bayern 

Ze1chner in der Wasser- 9 11 4 Rhemi.-Pfalz u. 
wirtschaflsverwaltung Schlesw.-Holstem 

Sparkassenkaufmann + 2 228 2 050 Niedersachsen 

Straßenwarter + 250 302 

Kassenangestellter in der 42 40 39 Schlesw -Ho Istein 
Landeskassenverwaltung 

Angestellter in der BfA 885 1 030 1 030 

Justizangestellter 482 2 674 2 784 Baden-Württemb. 
Berlin, Nieder-
sachsen, Nord-
rhem-Westfalen 

Sozialversicherungs- 7 075 7 091 7 044 
fachangestellter 

Verwaltungsangestellter + 121 85 27 Handwerks-
der Handwerksorganisation kammern 
bei e1ner Industrie- und 
Handelskammer 

Verwaltungsangestellter + 148 177 6 Landeskirchen 
im kirchlichen Dienst 
(ev.-luth. K1rche) 

Verwaltungsangestellter + 3 354 3 727 Bundesländer 
m der Kommunalverwal- außer Harnburg 
tung I in der staatl. und Bremen 
Innenverwaltung 

Stenosekretänn I + 95 237 4 Stadte 
Büroass1stentm 

Buchere1angestellte I 35 54 59 1972 nur Bremen 
Büchereigehilfe und Harnburg 
(Ass1stent an Bibliotheken) 

Schwimmelstergehilfe 2 75 134 

*) zusammengestellt nach "Verzeichnis der anerkannten Ausbildungs­
berufe", hrsg vom BMBW, 1974, 1975 und 1976 

**) Ausbildungsordnungen bestehen in Vielen Fallen nur in einzelnen 
Stadien, Landern oder Bezirken. ln der Spalte Besonderheiten 1st 
daher der Geltungsbereich der angegebenen Zahlen enthalten. 

+ Statistische Angaben liegen nicht vor. 

3.3 Beamte des öffentlichen Dienstes sollen im Vorberei­
tungsdienst zu Generalisten ausgebildet werden 

Bei der Berufung in das Beamtenverhältnis werden zwei 
Arten von Bewerbern unterschieden: "Laufbahnbewerber" 
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und "andere Bewerber". Die Regel sind Laufbahnbewerber. 
Sie müssen einen Vorbereitungsdienst für die jeweilige Lauf­
bahn durchlaufen haben und müssen diesen- mit Ausnahme 
des einfachen Dienstes - mit einer Prüfung abgeschlossen 
haben. Fehlen Vorschriften für einen Vorbereitungsdienst, 
mi.Jssen Bewerber eine entsprechende Vorbildung nachweisen 
und in der Regel eine langere Probezeit durchlaufen. D1e 
bildungsmäßigen Voraussetzungen für die jeweilige Laufbahn 
sind genau geregelt (vgl. §§ 13 und 14 BRRG und §§ 16-19 
BBG). Für den einfachen und den mittleren Dienst wird "der 
erfolgreiche Besuch einer Volksschule oder ein entsprechen­
der Blldungsstand", für den gehobenen Dienst der erfolgrei­
che Besuch einer Mittelschule und fur den höheren Dienst 
ein abgeschlossenes Hochschulstudium verlangt. Die Dauer 
des Vorbereitungsdienstes richtet sich nach den Erforder­
nissen der jeweiligen Laufbahn. Er beträgt im mittleren Dienst 
in der Regel mindestens 1 Jahr, im gehobenen Dienst 3 Jah­
re. Der Aufst1eg in die nächsthöhere Laufbahn ist auch ohne 
entsprechende Erfüllung der Eingangsvoraussetzungen mög­
lich, wird jedoch in der Regel von einer Prüfung abhängig 
gemacht. Neben und anstelle der Bestimmungen für den all­
gemeinen Vorbereitungsdienst können Bestimmungen für Be­
amte besonderer Fachrichtungen treten. 

Der Vorbereitungsdienst besteht z. T. in Unterricht an Schu­
len bzw. Seminaren (in der Regel Verwaltungsschulen) und 
z. T. in der Tätigkeit in der ausbildenden Behörde. 

Die inhaltliche Gestaltung des Vorbereitungsdienstes ist der 
Kompetenz des Dienstherren uberlassen. 

Der Vorbereitungsdienst für Beamte entspricht formal den 
Ausbildungsverhaltnissen bei den Angestellten und Arbe1tern. 
Im Vorbereitungsdienst befinden sich jedoch auch Referen­
dare, Mediziner vor der Approbation sowie Anwarter für den 
gehobenen, mittleren und einfachen Dienst. 1975 standen 
133 095 Beamte in der Ausbildung im öffentlichen Dienst. Da­
mit haben die Zahlen der Beamten und Richter in Ausbildung 
stark zugenommen: 1968 waren es erst 77 836 [16]. Dies läßt 
sich u. a. mit der starken Ausweitung des Bildungswesens, 
d. h. mit der Einstellung von Lehrerreferendaren erklären. 
Die Beamtenanwärter machen den Hauptanteil am Personal 
in Ausbildung im öffentlichen Dienst aus - 65% des Per­
sonals in Ausbildung bei Bund, Ländern und Gemeinden sind 
Beamtenanwarter [17]. 

Wird bei Angestellten und Arbeitern - auch aufgrund der 
besonderen Rekrutierungsmuster - unterstellt, daß ihre in 
einer Ausbildung erworbenen speziellen Qualifikationen den 
Anforderungen der konkreten Tätigkeit entsprechen, so ist 
eine solche unmittelbare Entsprechung von Ausbildungs- und 
Tätigkeitsanforderungen des Arbeitsplatzes bei Beamten gar 
nicht beabsichtigt Beamte müssen so ausgebildet werden, 
daß sie den Anforderungen unterschiedlicher Arbeitsplätze 
innerhalb derselben Laufbahngruppe gerecht werden können; 
sie mussen flex1bel einsetzbar sein. Nur so können die durch 
das Lebenszeltprinzip fur Beamte im öffentlichen Dienst rela­
tiv starren personellen Strukturen einigermaßen den Bedürf­
nissen und Aufgaben des öffentlichen Dienstes angepaßt 
werden. Eine solche auf generelle Funktionen und Einsatze 
vorbereitende Ausbildung trifft auf zunehmende Kritik. Sie 
berucks1chtigt "unterschiedliche funktionelle Gegebenheiten 
und Bedingungen in verschiedenen Bereichen des öffentli­
chen Dienstes nicht in ausreichendem Maße" [18]. Anderer­
seits können in einer solchen generellen Ausbildung auch 
best1mmte Vorteile l1egen; sie hat eine besondere Funktion. 
"Bei einem System, daß in hohem Maße für Karrieren und 
nicht positionsspezifisch rekrutiert, wird andererseits ein ho­
hes Maß an Abweichungen zwischen Ausbildung und Tatig­
keitsanforderungen nicht überraschen ... Oft wird es so sein, 
daß die Ausbildung weniger Fahigkeiten als vielmehr Sicher­
heiten im Orientierungsvermögen und im Entscheiden ver­
mittelt - Sicherheiten, die transferiert und nach und nach 
durch Erfahrung ersetzt werden können" [19]. 

ln der unterschiedlichen Beurteilung einer Ausbildung, die 

für den Einsatz in unterschiedlichen Funktionen vorbereitet, 
zeigt sich ein Problem, das unter dem Stichwort: Generalisten 
versus Spezialisten in der Organisationssoziologie ausführ­
lich, teils kontrovers, behandelt wird. Daß auf Generalisten, 
sei es von der Ausbildung, sei es von der Tätigkeit her, kei­
neswegs verzichtet werden kann, scheint jedoch unzweifel­
haft. 

4. Die Situation der Weiterbildung im öffentlichen Dienst ist 
wegen fehlender systematischer Daten schwierig zu erfassen. 
Offensichtlich besteht jedoch ein großes Interesse an beruf­
licher Weiterbildung im öffentlichen Dienst. 

Ist schon die Ausbildungssituation im öffentlichen Dienst ver­
wirrend und unubersichtlich, so gilt dies noch viel mehr fur 
die Weiterbildungssituation. "Ein Gesamtüberblick über alle 
Institutionen, die Weiterbildung für die öffentliche Verwaltung 
betreiben, ihr Lehrangebot, 1hre Methoden, 1hren Adressaten­
kreis, ihre Kapaz1tät und ihren Lehrkörper besteht .. an kei­
ner einz1gen Stelle" [20]. Was hier für den Bereich der Ver­
waltung festgestellt wird, gilt für den gesamten öffentlichen 
Dienst. 

Es besteht der Eindruck, daß im öffentlichen Dienst, beson­
ders in bestimmten Aufgabenbereichen und bei bestimmten 
Gruppen, sowohl die Nachfrage als auch das Angebot fur 
Weiterbildung besonders hoch sind. Beleg für diese Ein­
schätzung ist, daß in allen Übersichten und Stat1st1ken zur 
Weiterbildungsteilnahme die Beamten - und vor allem die 
Beamten des höheren und gehobenen Dienstes - diejenige 
Gruppe sind, die am häufigsten Weiterbildungsmaßnahmen in 
Anspruch nehmen und den Weiterbildungsmaßnahmen am po­
sitivsten gegenüberstehen [21]. Das große Interesse und die 
hohe Nachfrage nach Weiterbildung bei Beamten- und auch 
bei entsprechend eingestuften Angestellten - we1sen zum 
einen auf den auch für andere Bereiche geltenden Tatbe­
stand hin, daß Personen in leitenden Funktionen und Perso­
nen mit höherem Bildungsabschluß die größte Zahl der Teil­
nehmer an Weiterbildungsveranstaltungen stellen. Dies wird 
sicherlich nicht zuletzt auch dadurch bedingt, daß hier das 
größte Angebot der Veranstalter liegt. Das große Interesse 
der Beamten und der entsprechend eingruppierten Angestell­
ten erklärt sich zum anderen dadurch, daß von ihnen - und 
heute in verstärktem Maße - erwartet wird, daß sie sich 
weiterbilden. Die Teilnahme an Weiterbildung ist in einigen 
Bereichen des öffentlichen Dienstes schon fur alle Bedienste­
ten verbindlich vorgeschneben; und sie ist in vielen Fällen 
auch heute schon Bedingung für eine Beförderung oder Hö­
hergruppierung. Vor allem in leitende Stellen soll keiner ohne 
den Nachweis erfolgreicher Teilnahme an Weiterbildungsver­
anstaltungen mehr aufsteigen können [22]. Insgesamt besteht 
eine wachsende Tendenz, die Teilnahme an Weiterbildungs­
angeboten verpflichtend zu regeln. Dies ist auch eine Forde­
rung der Kommission für die Reform des öffentlichen Dienst­
rechts: "Alle Bediensteten sind zur Teilnahme an Fortbil­
dungsveranstaltungen verpflichtet, die die zur Wahrnehmung 
des Dienstpostens erforderliche Qualifikation erhalten und 
verbessern (Anpassungsfortbildung). Geeignete Bedienstete 
haben einen Anspruch auf Teilnahme an Fortbildungsgangen, 
d1e Voraussetzungen für die Übernahme höherwertiger 
Dienstposten sind (Förderungsfortbildung)"[23]. So wichtig 
d1e vermehrte Weiterbildung der Beschaft1gten des öffentli­
chen Dienstes auch ist, ist eme Verpflichtung zur Weiterbil­
dung und eine Koppelung zwischen Weiterbildung und beruf­
lichem Aufstieg doch problematisch. Damit würde beruflicher 
Aufstieg bzw. eine Höhergruppierung- beides ist nicht iden­
tisch - noch mehr als schon bisher an formalen Kriterien 
orientiert; die Lernmotivation und damit der Lernerfolg wur­
den erheblich reduziert. 

Da die Weiterbildungssituation im öffentlichen Dienst insge­
samt zu heterogen und unübersichtlich ist, um hier kurz dar­
gestellt zu werden, und da s1e durch das hier beschriebene 
Forschungsprojekt bis jetzt auch noch nicht ausreichend er-
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faßt werden konnte, sollen zum Schluß nur noch eintge Pro­
bleme beispielhaft benannt werden 

- Wenn von der Annahme ausgegangen wird, daß Weiter­
bildung vorrangig der Qualifizierung der Arbeitskratte 
dient - eine Annahme, die ja nicht unbestritten ist -
lassen sich dann Aufgabenbereiche, Organisationseinhei­
ten, Funktions- oder Berufsgruppen angeben, die in be­
sonderem Maße Wetterbildung brauchen, z. B. weil ste 
von Rationalisierungs- oder Ökonomisierungsmaßnahmen 
betroffen sind, weil sie als Professionelle ihre Fahigkei\en 
und thr Wtssen als ständig aktuell gegenüber einem Laien­
publikum legitimieren mussen, weil sie neue Funkttonen 
übernommen haben, für die es keine Ausbildungsgänge 
gibt? 

Verlangt die Tatigkeit im öffentlichen Dienst besondere 
Qualtftkationen, Verhaltenskompetenzen und Kenntnisse, 
gibt es typische Qualifikationen und lassen sich fachüber­
greifende extrafunktionale oder Schlüsselqualifikationen 
angeben, die fur den öffentlichen Dienst besonders wich­
tig und dort evtl. auch besonders häufig sind; und w;e 
können diese besonderen Qualifikattonen in Weiterbil­
dungsmaßnahmen vermittelt werden? 

Sind im öffentlichen Dienst, weil er weniger vom Markt 
abhängt, so daß technologische Änderungen nicht so un­
mittelbar in Änderungen der Verfahrensweisen und der 
Arbeitsorganisation durchschlagen wte in der Industrie, 
die Spielräume für Veninderungen der Arbeitsorganisation 
evtl. größer und können dann Qualifikationsanforderungen 
flexibler geplant, variiert und verändert werden? 

Diese und eine Reihe anderer Fragen bedürfen wetterer Klä­
rung. 

Schlußbemerkung 

ln dem Forschungsprojekt, von dem hier einige erste Ergeb­
nisse dargestellt wurden, ist für die wettere Arbeit eine 
SchwerpunktsetzunQ in emem exemplarischen Bereich des 
öffentlichen Dienstes vorgesehen. ln ausgewahlten Funktions­
und Aufgabenbereichen sollen dte Weiterbildungssttuation. 
die Qualifikationsanforderungen und die bestehende Ord­
nungssituation erfaßt, beschrieben und bewertet werden. 

Eme SchwerpunktsetzunQ ist notwendig und sinnvoll, da 
nicht die Weiterbildungssituation im gesamten öffentlichen 
Dienst gleichzeitig untersucht und beschrieben werden kann. 
Für diese SchwerpunktsetzunQ sind dte Aufgabenbereiche 
Gesundheitswesen und Sozialarbeit vorgesehen, da in diesen 
beiden Bereichen typische und für die weitere Entwicklung 

Erika Fink 

des öffentlichen Dienstes immer wichtiger werdende Qualifi­
kationen verlangt werden. 
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Informationsbeschaffung und -Verarbeitung 
im Bereich beruflicher Weiterbildung Stand und Probleme 

Im vorliegenden Beitrag wird ein Überblick über die wichtig­
sten Erhebungen und Dokumentationen im Weiterbildungs­
bereich gegeben. Die vorhandenen Informationen sind äu­
ßerst lückenhaft und zu wenig differenziert bzw. treffsicher, 
um zur Lösung der aktuellen bildungs- und beschäftigungs­
politischen Probleme beizutragen. Deshalb werden die wich­
tigsten Aspekte der Informationsgewinnung und -Verarbeitung 
erörtert, die bei der Erfassung und Analyse des Bereichs 
berufliche Weiterbildung zu berücksichtigen sind. 

Es besteht ein großer Bedarf an zuverlässigen und hinrei­
chend differenzierten Informationen über den Weiterbildungs­
bereich bei allen beteiligten Personen und Institutionen. Die 
Tetlnehmer brauchen Orientierungsdaten über das Angebot 
an Weiterbildung und deren Verwertungsmöglichkeiten auf 
dem Arbeitsmarkt. Außerdem wird eine Übersicht uber qua­
litative und quantitative Strukturen und Entwicklungen so­
wohl von den Trägern und Weiterbildungseinrichtungen für 
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die Programmplanung benötigt, wie auch von den Institutio­
nen, die Weiterbildung fördern und finanzieren. 

Die Bildungspolitiker haben die defizitäre Datensituation be­
sonders intensiv beklagt, denn der Ausbau des Weiterbil­
dungssystems wird als dringende Aufgabe gesehen, für die 
aber entsprechende Planungsunterlagen (1] fehlen. 

Dies hat auf Landesebene in den Bestimmungen über eine 
Weiterbildungsstatistik z. B. in den Erwachsenenbildungs­
gesetzen von Bayern und Rheinland-Pfalz seinen Nieder­
schlag gefunden. Weiterbildungsstatistik war auch Gegen­
stand des inzwischen gescheiterten Regierungsentwurfs zur 
Novellierung des Berufsbildungsgesetzes in den §§ 78 und 
79, die Erhebungen über die Anerkennung von Maßnahmen 
der beruflichen Weiterbildung und über die Weiterbildungs­
stätten sowie über Prüfungen in der beruflichen Bildung 
vorsehen. Als weitere Initiative ist in diesem Zusammenhang 
die Modellerhebung von Baden-Württemberg zu erwähnen, 
die 1973/74 als statistische Erfassung des Gesamtbereichs 
Weiterbildung durchgeführt wurde und Voraussetzungen für 
eine Weiterbildungsstatistik auf Bundesebene schaffen sollte. 
Diese Erhebung erfolgte in Zusammenarbeit des Statistischen 
Landesamtes und des Kultusministeriums von Baden-Würt­
temberg, der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
und des Bundesministeriums für Bildung und Wissenschaft, 
sowie der Arbeitsgruppe für empirische Bildungsforschung 
in Heidelberg (vgl. dazu Übersicht I, S 8/9). 

Die Tatsache, daß die Weiterbildung in dem am 7. 9. 76 ver­
abschiedeten Gesetz zur Förderung des Angebots an Aus­
bildungsplätzen in der Berufsausbildung (Ausbildungsplatz­
förderungsgesetz) nicht berücksichtigt ist, sagt mehr über 
die schwierige politische Lage im Ausbildungsbereich als 
über den Stellenwert der Weiterbildung aus. Ganz im Gegen­
teil signalisiert der derzeitige Mangel an Ausbildungsplätzen 
den Verantwortlichen im Bildungsbereich, daß verstärkt Auf­
gaben auf den Weiterbildungsbereich zukommen. Wenn man 
derzeit bemüht ist, möglichst alle Ausbildungsplatzreserven 
zu mobilisieren und dabei - legitimerweise - der Quantität 
den Vorrang vor der Qualität zu geben bereit ist, so bringt 
dies doch eine zunehmende Gefahr des Auseinanderklaffens 
von Ausbildung und ausgeübtem Beruf mit sich. Denn die 
Berufsstruktur unterliegt 1n ihren Veränderungen ganz ande­
ren Gesetzmäßigkeilen als das duale System [2]. Die starke 
Konzentration auf einzelne Ausbildungsberufe, die unter­
schiedliche Ausbildungsintensität der einzelnen Bereiche und 
die Bewegungen auf dem Arbeitsmarkt führen dazu, daß in 
erheblichem Umfang Ausbildungsinvestitionen nicht oder 
nicht in vollem Umfang genutzt werden. Das ist sowohl aus 
der Sicht des Arbeitsmarktes wie auch für den einzelnen 
nicht zweckmäßig. Hierbei kommt der Weiterbildung die Funk­
tion zu, aufbauend auf den erworbenen Qualifikationen der­
artige Entwertungsprozesse zu verhindern oder zu mindern. 

So hatten z. B. von den bis 1964 ausgebildeten Fachkratten 
35 % der Männer und 25% der Frauen den Berufsbereich 
gewechselt [3]; besonders betroffen waren davon Berufe wie 
z. B. Melker, Bergmann, Former, Stellmacher, Sattler etc. 
(vgl. dazu Tabelle 1). 

Damit kommt dem Weiterbildungssystem in Zukunft verstärkt 
die Aufgabe zu, denen 

- die keine Ausbildung 

- bzw. nur eine unzureichende Ausbildung 

- oder die eine Ausbildung erhalten haben, deren Quali-
fikationen auf dem Arbeitsmarkt z. Z. oder auch in Zu­
kunft nicht oder nur z. T. verwertbar sind, 

die Möglichkeit zu geben, sich den Erfordernissen des Ar­
beitsmarktes entsprechend weiterzuqualifizieren. 

Dabei muß hier angemerkt werden, daß auch berufliche Wei­
terbildungsprozesse nicht nur unter arbeitsmarktpolitischen 
Aspekten gesehen werden können; es sind darüber hinaus 

Tabelle 1: Ausgewählte Ausbildungsberufe, bei denen unter 
den männlichen Erwerbspersonen hohe/niedrige Anteile von 
Berufswechslern zwischen 1955 und 1970 zu verzeichnen 
waren 

Ausbildungsberuf 

Holle Anteile: 
I Melker 

Bergmann 
Former 
Stell mach er 
Weber 
Schneider 
Polsterer, Dekorateur 
Sattler 
Schuhmacher 
Muller 
Back er 
Backer und Konditor 
Brauer und Malzer 
Tank- und Garagenwart 
Niedrige Anteile: 
Fliesenleger 
Kabelmonteur 
Fernmeldemonteur 
Elektromechaniker 
Rund!.- u F.-Mechan1ker 
Schriftsetzer 
Buchdrucker 
Koch 
Bankfachmann 
Versicherungskaufmann 
Speditionskaufmann 
Postverte 11 er 
Industriekaufmann 

Ausge­
bildete 

msgesamt 

21 400 
134 200 

41 200 
53 400 
37 000 

122 000 
53 200 
46 400 

116 800 
26 000 

231 200 
27 000 
21 800 
26 400 

24 200 
364 400 

41 000 
37 600 
20 600 
59 800 
37 000 
35 000 

122 000 
41 000 
44 200 
30 800 

527 000 I 

N 

<::Ql 
o::: 
>ctJ 
oO. 

3 

57,0 
69.3 
46.6 
52,8 
45,9 
43,1 
48,9 
40,9 
44,0 
50,0 
47,0 
50,4 
43,1 
62,1 

15,7 
25,1 
11,7 
25,0 
22,3 
25,4 
20,0 
22,9 
11,8 
15,1 
19,5 
21,4 
17,8 

Berufswechsler 

4 5 

47,7 84 
46,2 67 
29,6 64 
30,3 57 
31,4 68 
30,0 70 
33,8 69 
33,6 82 
32,9 75 
34,6 69 
35,1 75 
33,3 66 
30,3 70 
28,0 45 

10,7 68 
9,6 38 
4,9 42 
8,5 34 
7,8 35 
7,0 28 
7,0 35 

14,3 62 
3,0 25 
5,4 36 
6,8 35 

13,6 

I 
64 

5,8 33 

Quelle: Zum Berufswechsel mannileher deutscher Erwerbspersonen. ln· 
MatAB 10/1975, S. 3 

auch Wirtschafts- und gesellschaftspolitische Effekte zu be­
rücksichtigen, z. B. Kreislauf- und Verteilungseffekte, die im 
Zusammenhang mit Einkommens- und Statuszuweisungen 
entstehen. 

Der Abbau von Benachteiligungen im Bildungs- und Beschäf­
tigungssystem ist erklärtes bildungspolitisches Ziel. Weiter­
bildung soll dazu beitragen, die Entfaltungs- und Partizipa­
tionsmöglichkeiten jedes einzelnen sowohl in politischer wie 
auch in sozialer und kultureller Hinsicht zu entwickeln und 
zu erweitern; sie soll außerdem zum Abbau des Bildungs­
gefälles zwischen sozialen Gruppen, Generationen und Re­
gionen führen und einen Beitrag leisten zum Ausbau des 
sozialen Rechtsstaats [4]. 

Dementsprechend muß auch die Abgrenzung von Weiterbil­
dung berücksichtigen, daß 

- jeder Teilnehmer in jede Weiterbildungsveranstaltung 
seine unterschiedlichen Rollenbezuge einbringt. Selbst 
dort, wo nur die Berufssphäre angesprochen wird, ist zu 
berücksichtigen, daß der Beruf - als zweckgerichtete Tä­
tigkeit, d1e der einzelne im Rahmen der gesellschaftlichen 
Arbeitsteilung durchführt - über die Höhe der Entloh­
nung die gesellschaftlichen Reproduktionsbedingungen 
bestimmt und darüber hinaus die soziale Position, Selbst­
und Fremdeinschatzung, politisches Verhalten, Einfluß­
und Partizipationschancen, Freize1tverhalten, Bewußtsein 
etc. beeinflußt [5]. 

- Auch jede Weiterbildungsveranstaltung ist multifunktional; 
selbst dort, wo nur berufliche Fertigkeiten vermittelt wer­
den sollen, werden implizit Normen unterstellt und ein 
bestimmtes Verhalten eingeübt [6]. 

Somit tragt die bildungspolitische Forderung nach Inte­
gration von allgemeiner, beruflicher und politischer Wei­
terbildung der Praxis der Weiterbildung in stärkerem 
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Maße Rechnung als die gangige D1fferenz1erung der Wei­
terbildungsarten in beruflich, allgemein und politisch. 

- Weiterbildungsinhalte, die aus der Sicht einer bestimmten 
Berufstätigkeit als allgemein angesehen werden, können 
1n emem anderen Beruf als berufliche gekennzeichnet 
werden 

- Das Verhältnis von allgemeinen, beruflichen und politi­
schen Inhalten be1 der Berufsausübung ändert sich im 
Lauf des Erwerbslebens [7]. 

- Die einzelnen Wellerbildungsinstitutionen führen beruf­
liche Weiterbildung mit unterschiedlichen Lernzielen, Kon­
zepten und Zielgruppen durch, so daß es n1cht eine Art 
von beruflicher Weiterbildung gibt, sondern diese in un­
terschiedlicher Ausformung stattfindet. 

II 

Umfassende Vorarbeiten fur die Analyse des Weiterbildungs­
bereichs fehlen auch heute noch, so daß die Feststellung 
des Deutschen Bildungsrates von 1970 noch weitgehend zu­
trifft: "Ein vollständiger Überblick über die Weiterbildung 
laßt sich nach dem derzeitigen Informationsstand nicht ge­
winnen. Über die gesamte Weiterbildung geben die vorhan­
denen Statistiken und Untersuchungen nur unzureichend Auf­
schluß. Insgesamt fehlen Informationen über Anzahl, Vorbil­
dung, soziale Zusammensetzung und Motivation der Weiter­
bildungsteilnehmer, über Kapazitat, Kosten und Ausstattung 
der Einrichtungen, uber Organisation und Finanzierung der 
Träger, Zahl der Qualifikation der Lehrkräfte, sow1e über 
Lernziele, Schwerpunkte, Durchführung der Programme und 
Veranstaltungen. Die Unubersichtlichkeit läßt Lücken und 
Überschneidungen in der Weiterbildungsarbeit entstehen und 
fuhrt zu einem unökonomischen Einsatz der Mittel" [8]. 

Andererseits steht diesem konstatierten Mangel an aktuellen 
Daten eine Fülle von nicht unmittelbar verwendbaren Infor­
mationen gegenuber. Dieser scheinbare Widerspruch erklärt 
sich daraus, daß die verlugbaren Daten nicht auf die vor­
handenen Problemstellungen zugeschnitten sind. Insbeson­
dere die mangelnde ,Treffsicherheit' der Informationen und 
der langsame Datentransport sind wichtige Ursachen für die 
schwierige Lage in der gesamten Bildungsstatistik [9]. 

Als hauptsächliche Gründe für die Unzuläglichkeiten der Sta­
tistiken werden angeführt: 

- die Kompetenzzersplitterung fur Erhebungen und Ver­
öffentlichungen, 

- die Unverbundenheit und Unabgestimmtheit von vorhan­
denen Teilstatistiken, 

- die Unvollständigkeit der Angaben, die unzureichenden 
Datenmengen und Datentiefen, 

- d1e langsame und lückenhafte Datenveröffentlichung und 

- der mangelnde Bezug der verschiedenen Erhebungen und 
Veröffentlichungsprogramme zur Bildungstheorie und Bil­
dungsforschung [10], 

- unterschiedliche Aggregationsebenen und unterschiedliche 
regionale Bezugseinheiten 

Um diese Aussagen für den Weiterbildungsbereich zu spezi­
fizieren und zu differenzieren, werden 1m folgenden Über­
sichten gegeben zu den vorhandenen Stat1st1ken und Doku­
mentationen und zur Lage im Forschungsbereich 

Statistiken im Weiterbildungsbereich 

ln der Übersicht I (s. S 8/9) werden relevante Informationen 
uber wichtige Erhebungen im Weiterbildungsbereich zusam­
mengestellt [11]. Bei der Darstellung wurde der Übersicht­
lichkeit der Vorzug gegeben gegenüber der Differenziertheil 
der Informationen. Die Ubersicht hat zwar die wichtigsten 

Daten erlaßt, erhebt hingegen keinen Anspruch auf Vollstan­
digkeit. Denn für die einzelnen Bundesländer befinden sich 
z. B. weitere Daten zur Weiterbildung in den dortigen Stati­
stischen Jahrbüchern oder in Veröffentlichungen der Kultus­
ministerien [12]; ebenso geben einzelne Städte und auch ein­
zelne Trägerverbande auf regionaler Ebene [13] gelegentlich 
Statistiken heraus. Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang 
darauf, daß im Anschluß an d1e Modellerhebung in Baden­
Württemberg eine ähnliche Erfassung des Weiterbildungsbe­
reichs in Niedersachsen in Vorbereitung ist. 

Dokumentation im Weiterbildungsbereich 

ln den letzten Jahren sind verstärkt Aktivitaten im Hinblick 
auf die Herausgabe von Übersichten uber Veranstalter und 
Veranstaltungen zu verzeichnen Daran sind unterschiedliche 
Institutionen beteiligt, so z. B. die Bundesanstalt für Arbeit, 
einzelne überregionale und auch regionale Trägerverbände, 
Bildungswerke einzelner Branchen etc. Außerdem geben 
einzelne Städte Veranstaltungsübersichten heraus. ln der 
Übersicht II sind Dokumentationen zusammengestellt, die 
Auskunft geben über Weiterbildungseinrichtungen, -veranstal­
ter und -Veranstaltungen in der Bundesrepublik bzw. in ein­
zelnen Bundesländern oder in einzelnen Städten. Neben den 
in der Übersicht II aufgeführten Dokumentationen (s. S. 10/11) 
gibt es regelmäßige Veranstaltungsankündigungen der ein­
zelnen Volkshochschulen, der Bildungswerke der Wirtschaft 
und der Gewerkschaften, des RKW, der Landesgewerbeäm­
ter etc. auf regionaler und lokaler Ebene. 

Diese Dokumentationen stellen wichtige Materialien zur Er­
fassung von Struktur und Entwicklung der Angebotsseite dar. 

Forschungsarbeiten 

Eine erste Auswertung der einschlägigen Forschungsdoku­
mentationen des lnst1tuts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor­
schung (lAB) und des Informationszentrums für Sozialwis­
senschaftliche Forschung nur in bezug auf das Forschungs­
projekt "Dokumentation und Darstellung der beruflichen Er­
wachsenenbildung" ergab, daß in über sechzig Projekten 
entweder an methodischen, sektoralen oder regionalen Teil­
problemen gearbeitet wird. Bei einer Auszählung des lAB 
aller der Projekte, die an den verschiedenen Aspekten von 
Weiterbildung arbeiten, stellte s1ch heraus, daß dies z. Z. 
über 1000 sind. Dieser Umfang macht deutlich, daß ein ver­
stärkter Austausch von Forschungsergebnissen und -erfah­
rungen notwendig ist, um die gewonnenen Erkenntnisse 
optimal zu nutzen. 

111 

Angesichts der aufgezeigten Multifunktionalität von beruf­
licher Weiterbildung und der bereits in Ansätzen realisier­
ten Integration von beruflicher, allgemeiner und politischer 
Weiterbildung muß der Erfassung des Bereichs ein weit ge­
laBter Begriff von berufsbezogener Weiterbildung zugrunde­
gelegt werden, der auch die traditionell als nicht beruflich 
angesehene Weiterbildung, soweit sie den Integrationsforde­
rungen nachkommt, miteinbezieht [14]. 

Da der Ausbau des Weiterbildungsbereichs mit einer Inte­
gration in den gesamten Bildungsbereich gekoppelt sein 
soll, muß die Strukturierung des Weiterbildungsbereichs in­
nerhalb eines Konzepts erfolgen, das die Einordnung des Ver­
hältnisses von Dauer und Inhalt der Errstausbildung zu 
Struktur, Inhalt und Aufgabe der Weiterbildungsmaßnahmen 
ermöglicht [15]. Außerdem muß die Strukturierung des Wei­
terbildungsbereichs Zuordnungen zu einzelnen Berufsgrup­
pen bzw. Berufsabschlüssen ermöglichen. 

Da die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt gekennzeichnet 
ist durch erhöhte Mobilität, müssen in der Weiterbildung 
besonders solche Qualifikationselemente Beachtung finden, 



8 Erika Fink, Informationsbeschaffung und -Verarbeitung im Bereich beruflicher Weiterbildung BWP 6/76 

Obersicht I Weiterbildungsstatistiken in der Bundesrepublik Deutschland 

Regionaler Geltungsbereich 

Herausgeber der Statistiken 
bzw. durchführende Stelle 

Erhebungszeitpunkt bzw. 
-zeitraum 

Datengewinnung 

betroffener Personenkreis 

verwendete Weiterbildungs­
definition 

Statistik') 
- der Trägerorganisationen 

und Institutionen 
- der Veranstaltungen 

- der Teilnehmer 

- des Personals 

- der materiellen 
Ausstattung 

- der Finanzen 

Quellennachweis 

Anmerkungen zur Tabelle: 

Statistisches Bundesamt 
W1esbaden 

jährlich 

Schulen melden an 
Landesarbeitsämter, 
d1ese an Statistisches 
Bundesamt 

nicht mehr schulpflichtige 
Schul er 
(1. d R. uber 18 Jahre) 

schulische Weiterbildung -
allgemein und beruflich 

Trager des Sachbedarfs 
Verbund mit anderen 
Schulen, Schularten 
Klassen, Belegung 

Teilnehmer nach Nationalität, 
Beschaft,gungsverhaltnis, 
schulische und berufliche 
Vorbildung, Alter, 
Absolventen 
Lehrpersonal - Dienst­
verhältnis, erteilte Unter­
nchisstunden 
Verwaltungspersonal 

Statistisches Bundesamt: 
111. Schulen der allgememen 
und beruflichen Fortbildung, 
1971 Stuttgart und Mainz 1975 

Fachserie A, Bevölkerung 
und Kultur. Re1he 10, 
B1ldungswesen) 

Statistisches Bundesamt 
Wiesbaden 

1. 1965---1970 
2 1970--1976 1

) 

Interviews, Zusatzbefragung 
zum Mikrozensus bei 1 'lo 
der Bevolkerung 

alle 20-55jährigen 
Erwerbstatigen 

nur berufliche Weiterbildung 

durchfuhrende Stelle 

Fortbildung/Umschulung 
Veranstaltungsart, -dauer 

bildungs- und berufs­
statiStische Informationen, 
Motivation, Abschluß, 
Verwertung 

Höhe der entstandenen 
Kosten für die Teilnahme 

1. Statistisches Bundesamt: 
Ausbildung und berufliche 
Fortbildung, April 1970 
(Ergebnisse des Mikro­
zensus) Sonderbeltrag 
Stuttgart, Mamz 1972 

Fachserie A, Bevöl­
kerung und Kultur, 
Reihe 6, Erwerbstätigkeit) 

2 noch nicht erschienen 

Bund-Länder-Kommission 
fur Bildungsplanung 

1973 

numensche und mcht­
numerische schriftliche Be­
fragung an Kultusmm1stenen 
(Bestandsaufnahme vorhan­
dener Daten) 

allgemeine, politische und 
berufliChe Weiterbildung 

Trägergruppen, Kooperation 
und Koordination, Statistik 

Aufgabenbere1che, Angebot 

Personal 
- haupt-, nebenamtlich 
Professionalisierung des 
padagogischen Personals 

Platze 
- Unterrichtsräumet 
Bettenzahl, Nutzung 
Kosten der Weiterbildung 
nach Ressorts 

Interne Arbeitsunterlagen 
der Bund-Landar-Kommission 
fur Bildungsplanung 
Daten werden demnachst 
veröffentlicht im 
"Stufenplan Weiterbildung" 

') Der Mikrozensus 1976 wurde mit reduzierter Fragestellung durchgeführt 
') H1er handelt es s1ch um umfangreiche Analysen der Forderungstatigkeit der BA. 
') Zugunsten der Ubers1chtl1chke1t muß auf eingehende Differenzierung werden 

Bundesebene 

Bundesanstalt für Arbeit, 
Nürnberg 

monatlich 
jährlich 

Auswertung der Förderungs­
antrage und -unterlagen 

alle geforderten Teilnehmer 
an beruflichen Fortbildungs­
maßnahmen (AFG) 

beruf I iche Weiterbildung 

Trager der Maßnahmen 

Z1el der Fortbildung 
Art der Maßnahme, des 
Unternchts, Dauer 
blldungs-, berufs- und 
motivationsstatistische 
Informationen 

Kostenträger der Maßnahme 
Fmanzielle Aufwendungen 
der BA 

Bundesanstalt fur Arbeit 
(Hrsg ): Förderung der 
beruflichen Bildung 
- Ergebnisse einer Sonder­

auszahlung von Ende 1970, 
Nürnberg 1971 

- Ergebn1sse der Teil­
nehmerstatlstlk 1971, 
Nurnberg 1973 

- Ergebnisse der Teil­
nehmerstatistik 1972 und 
1973, Nürnberg 1973 

- Ergebnisse der Teil­
nehmerstatistik über 
berufliche Fortbildung, 
Umschulung und Ein­
arbeitung im Jahre 1974, 
Nürnberg 1975 

Deutscher Bundestag: 
Unternchtung durch die 
Bundesregierung nach § 239 
des Arbeitsforderungs­
gesetzes (Arbeitsfbrderungs­
bericht) Drucksache 7/403 
vom 23 3. 1973 

sowie: - Arbeits- und 
sozialstatistische Mitteilun­
gen, hrsg. vom Bundes­
mmister fur Arbeit- und 
SoZialordnung 
- Amtliche Nachrichten der 
Bundesanstalt flir Arbeit, 
hrsg. von der Bundesanstalt 
für Arbe1t, Nürnberg 
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Institut für Arbeitsmarkl-
u Berufsforschung, Nurnberg') 

1. 1964 
2. 1973 
3 1965-1970 

1. schriftliche Befragung, 
Auswertung von Forde­
rungsantragen 

2 schriftliche Befragung 
3. Interviews 

1 Geförderte 1964 
2 Absolventen 1973 
3 mannliehe Erwerbs­

personen, 
Auswahlsatz 0,5 °/o 

berufliche Weiterbildung 

Lehrgangstrager 

Z1el der Fortbildung 
Lehrgangsarten, -dauer 

bildungs-, berufs- und 
motivationsstatistische 
Informationen 
Verwertung/Erfolg 

Finanzierung der Maßnahme 

1 Balte, Kari-Martin: Unter­
suchung über Ergebnisse 
der beruflichen Fortbildung 
im Rahmen des "Individu­
ellen Fbrderungspro­
gramms". ln· Institut für 
Arbeitsmarkt- und Berufs­
forschung der BA (Hrsg.) 
Belträge zur Arbeitsmarkt­
und Berufsforschung 1 ,2; 
VeroffentiJchungen des lAB 
1969 (Nachdruck aus den 
Mitteilungen des lAB) 

Brinkmann, Ch.; Dadzio, 
W.; Komg, P; Kraft, H.; 
Richter, H.-J.: Ergebnisse 
der beruflichen Fortbildung 
1m Rahmen des "Individu­
ellen Förderungspro­
gramms" (Aufstiegs­
förderung) Erlangen 1969 
(= Beiträge zur Arbeits­
markt- und Berufsforschung 
2, Hrsg. lAB der BA, 
Erlangen) 

2 Erfolg der beruflichen Auf­
stJegsforderung ln: Mat AB 
2/1976 

3. Brinkmann Ch.; Gottwald, 
K ; Schuster, L.: Die berufl. 
Fortbildung mannlicher 
Erwerbspersonen 
Teil 1 m Mitt AB, Jg. 5 
(1972) Heft 1, 
Teil 2 in Mitt AB, Jg. 5 
(1972), Heft 2 und Mat AB 
13/1974 

Deutscher Industrie­
und Handelstag, 
Bann 

jährlich 

Meldung der einzel­
nen Industrie- und 
Handelskammern 

Prüfungsteilnehmer 

berufliche Weiter­
bildung 

Deutscher Volkshoch­
schulverband, Pad­
agoglsche Arbeits­
stelle, Frankfurt 

jahrlieh 

Volkshochschulen 
melden an d1e Pad­
agog ische Arbeits­
stelle des Deutschen 
Volkshochschul­
verbandes 

Teilnehmer an Ver­
anstaltungen der 
Volkshochschulen 
(Jugendliche und 
Erwachsene) 

allgemeine, politische 
und berufliche 
We1terb1ldung 

Baden-Württemberg 

Statistisches Landesamt 
Baden-Wurttemberg 
Arbeitsgruppe fur empirische 
Bildungsforschung Heidelb. 

1. 1. 1. 1973 Stichtag 
1972, 1973 

2. 1973 
3 /4. Winterhalbjahr 1973/74 

1 /3. schriftliche Befragung 
von Institutionen und 
Teilnehmern 

2 /4. lnterv1ews mit Lehr­
kräften und Erwerbs­
taligen 

1. 
2 

3/4 

Institutionen 
0,1 °/o Stichprobe der 
Bevölkerung uber 14 J. 
Teilnehmer und Lehr­
kräfte (Stichproben) im 
WinterhalbJahr 1973/74 

Alle organisierten Lern­
prozesse im Weiterbildungs­
bereich (entsprechend der 
Defin1t1on des Deutschen 
Bildungsrates) 

Anzahl der prüfenden Mitglledseinnchtun- Tragergruppen und Ein­
nchtungen, nach Tatigkeits­
bereJchen 
Veranstaltungsarten, 
Themenbereiche 

Kammern gen, Außenstellen, 
Rechtsform 

Zahl der Prufungen, 
Ergebnisse 
Z1el der Prüfung 
Prufungsteilnehmer 
- Geschlecht 

(teilwe1se) 

Deutscher Industrie­
und Handelstag: 
Berufsausbildung -
Die Berufsbildungs­
arbeit der Industrie­
und Handelskammern, 
Bann 
(seit 1973/74 unter 
dem Titel· 
Berufsbi ldung) 

Veranstaltungsarten, 
Stoffgebiete, 
Zertif1 kate 
Teilnehmerzahlen 
Geschlecht, Alters­
gruppe 

Padagog 1sches Per­
sonal 
Verwaltungspersonal 
haupt-, nebenamtlich 

Ausgaben, Einnahmen 
(Zuschüsse und Ge­
bühren) 

bildungs-, berufs- und 
motivationsstatistische 
lnformatJonen, Bewertung 
der Veranstaltungen 

Beschaft1gte 
- Vollzeit-, Teilze1t, 

Beschäft1gungsverhaltnis 
bildungs-, berufs- und 
motivationsstatistische 
Informationen 
Ausstattung von Veranstal­
tungs- und Verwaltungs­
niurnen 
Ausgaben 
- Personal, Sachausgaben 

u. a 
Zuschüsse und Gebühren 

Statistische M1tteilun- 1. 
gen des Deutschen 
Volkshochschulver­
bandes, zusammen­
gestellt von der 
Padagog1schen Ar­
beitsstelle des DVV, 
Frankfurt, erscheinen 

Loreth, H.; Schmalfuß­
Soth, S. · Weiterbildung 
- ein neues Aufgaben­
gebiet der Statistik. ln: 
Baden-Württemberg in 
Wort und Zahl, Jg. 22 
(1974). Heft 1 
Loreth, Hans. Umfang 
und Inhalt der WeJter­
bildun.gsarbeit. ln: 

se1t 1963 

2. 

3 /4 

Baden-Wurttemberg in 
Wort und Zahl, Jg 23 
(1975), Heft 11 
WeiterbildungsaktivJta­
ten ln: Statistische 
Benchte, hrsg. vom 
StatJstJschen Landesamt 
Baden-Württemberg 
vom 10. 7. 75, 27. 11. 75, 
16. 3. 76 

Statistisches Landesamt 
Baden-Württemberg 
(Hrsg.): eildienst 
Nr. 89/74, Stuttgart, 
31.51974 
Weiterbildungsaktivita­
ten. ln: Statistische 
Berichte, hrsg. vom 
Statistischen Landesamt 
Baden-Württemberg 
vom 24. 6. 76 

Muller, K.; Schradin, 
W .. Personenstatistik im 
We lterbJidungsbereich. 
Text- und Tabellenband, 
Heidelberg 1975 (ver­
vielfältigtes Manuskript) 

Länderebene 

I Berlin 

Statistisches Landes­
amt Berlin 

1969 

I Saarland 

Statistisches Landes­
amt des Saarlandes 

15. 11.-15. 12 1973 

schriftliche Befragung schriftliche Befragung 
von Weiterbildungs- von Institutionen und 
einrichtungen Teilnehmern 

Teilnehmer 
über 18 Jahre 

weite Definition von 
Weiterbildung unter 
Einbeziehung aller 
natur- und gelstes­
wissenschaftl ichen 
Geb1ete, Technik, 
Sport, Freizelt 

Art der BJidungs­
trager 

Veranstaltungsarten, 
-dauer, -anzahl 
W1ssensgeb1ete 
Te1lnehmerzah Jen 

Ballert, Gerd: Ver­
anstaltungen für Er­
wachsenenbildung in 
Berl1n (West) im 
Jahre 1969. ln: Berli­
ner Statistik, Jg. 24 
(1970), Heft 12 

Berliner Statistik, 
Sonderheft 178: Ver­
anstaltungen für Er­
wachsenenbildung m 
Berlm (West) 1969, 
von 1971 

Teilnehmer 

allgememe, politische 
und berufliche 
Weiterbildung 

Veranstaltungsarten, 
-dauer, -ziel 
Zertifikate 
Teilnehmerzahlen 
bildungs-, berufs­
und motivations­
statistische Informa­
tionen 
Lehrpersonal 
- haupt-, neben­

amtlich 

Gebühren 

noch nicht ersch1enen 
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Obersicht II: Dokumentationen zur beruflichen Weiterbildung 

Geltungs-

I Titel I Herausgeber I Erschemungsart Art der Dokumentation I Anmerkungen bereich 

BRD Einrichtungen zur beruflichen Bildung BA, Nürnberg jahrlieh Verzeichnis der Ein-
(1. Aufl. 1973/74) richtungen/Veranstal-

Iungen nach Sachge-
bieten anhand von 
6 Hauptmerkmalen 

Bildungskursbuch Bildungsverbund in RKW, 3mal jahrlieh Veranstaltungsver- Verteiler: Betriebe 
Wirtschaft und Technik. Veranstaltungen Frankfurt!M (erscheint seit ze1chn1s nach (uber 50 Beschaf-
zur beruflichen We1terb1ldung 1972) Sachgebieten tigte) 

Fernunternchi Informationen des Bundes- BBF, Berlin Lose-Biatt-Samm- Kurzbeschreibungen 
1nst1tuts für Berufsbildungsforschung Jung seit 1975; der vom BBF m1t 

wird laufend er- pos1t1vem Ergebnis 
ganzt; Anderun- uberpniften Fachlehr-
gen werden auch gängen nach mehre-
mitgeteilt ren Merkmalen; Ver-

ze1chnis der Fern-
lehre1nnchtungen 

Außerbetriebliche Fortbildungseinrichtungen Friedhelm e1nmal1ge Beschreibung von 
fur die Wirtschaft in der Bundesrepublik Schwenk Erhebung, Veranstaltern nach 
Deutschland. Em Uberblick über 100 Ver- Köln 1973 21 Merkmalen 
anstalter von Kursen fur Fach- und 
Fuhrungskrafte 

Management-Weiterbildung m Deutschland. Wuppertaler Lose-Biatt-Samm- Veranstalterverze1ch-
Em Handbuch des Wuppertaler Kreises Kreis, Köln Jung seit 1975; n1s und deren 

Führungskräfte fördern) wird jährliCh Veranstaltungen; 
erganzt außerdem Selbst-

darsielJung des 
Wuppertaler Kre1ses 

Berufliche Fortbildung in der Versorgungs- AG Energie jahrlieh Veranstaltungsver-
Wirtschaft. Lehrgänge und Seminare Frankfurt!M ze1chnis m zeitlicher 

Reihenfolge und 
nach Sachgebieten 

Berufsförderungswerk Heidelberg BFW, He1delberg Lose-Biatt-Samm- Informationsblatter 
Rehabilitationszentrum in der BRD Trag er. Stiftung Jung seit 1972, nach Berufen, Reha-

Rehabilitation, wird laufend billtallonsprogramme, 
Heldeiberg erganzt Lernprogramme, 

Kosten u. a. 

Baden- Berufliche Fortbildung für die gewerbliche Landesgewerbe- in zwe1monat- Veranstaltungsver- I AGs fur berufliche 
Wurlternberg m Baden-Württemberg amt Baden- Iiehern Turnus ze1chn1s nach Sach- Fortbildung be-

Wurttemberg, gebieten; Verze1chnis stehen in fast al-
Stuttgart der Trag er; Verze1ch- Jen Stadt- und 

nis der Arbeitsge- Landkreisen 
meinschalten für be- S1e geben emzeln 
rufliehe Fortbildung m Zusammenar-

beit m1t den Tra-
gern Veranstal-
tungsprogramme 
heraus 

Gesamtprogramm. Ein- und mehrtagige Technische Aka- trimesterwe1se Veranstaltungsver-
Lehrgänge für Fach- und Führungskräfte dem1e, Esslmgen; ze1chn1s nach 
aus Lehre, Wissenschaft, Wirtschaft und Universität Stutt- Sachgebieten 
Verwaltung gart 

Bayern Fortbildung im Beruf. Bayerisches halbjahrlieh Veranstaltungs-
Veranstaltungsverzeichn1s. Staatsmin1stenum verzeichn IS nach 
Band I Oberbayern, Schwaben fur Wirtschaft u. Sachgebieten, 
Band IJ· N1ederbayern, Oberpfalz, Ober-, Verkehr, München Verze1chn is der 

M1ttel- und Unterfranken Veranstalter 

Niedersachsen, Weiterbildungsmöglichkeiten in Hannover Hannover, 1. Aufl. Juli 1975; Beschreibung der 
Hannover Presseamt in we1tere Auflagen Tragernach 

Verbindung mit vorgesehen 16 Merkmalen 
der Volkshoch-
schule 

Nordrhem- Berufliche Weiterbildung in Nordrhein- Landesverband 

I 
3mal jahrlieh Veranstaltungs- Der Landesverb. 

Westfalen Westfalen. NW für Weiter- verze1chnis nach NW !ur Weiter-
Veranstaltungsubersieht b1ldung m Tech- Sachgebieten; bildung in Technik 

n1k u Wirtschaft Verze1chn1s der u Wirtschafte V 
Veranstalter setzt s1ch aus 16 

Verbanden/Ver-
einen u. a. 
zusammen 

Düsseldort Studienprogramm Verem für Berufs- 2mal jahrl1ch Veranstaltungs-
Iachbiidung der verzeichn1s nach 
Versicherungs- Sachgebieten und 

(VBV), Studienart (Abend-/ 
Dusseldorf Kontaktstudium) 
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Geltungs­
bereich 

DUisburg 

Koln 

Wuppertal 

Berlin 

Bremen 

Harnburg 

T1tel 

Fortbildung. Fortbildungslehrgange der 
Wirtschaftsvereinigung Eisen- und Stahl-
mdustne !ur Technische Bereiche, 
Jahresprogramm 

Wege zur allgememen und berufsbe-
zogenen Weiterbildung Bildungse1nrich-
Iungen !ur Jugendliche und Erwachsene 
m Koln 

We1terb1ldung 1n Wuppertal 

Bildungswerk der Berliner Wirtschaft. 
Informationen, Programm 

Seminareibersicht 

Veranstaltungen 

Berufliche Weiterbildung im RKW. 
Veranstaltungsprogramm 

Berufliche Fortbildung 1n Berlm 

Wegwe1ser zur Weiterbildung. 
Was Erwachsene 1n Bremen alles noch 
lernen konnen Em Le1tfaden !ur Leute, 
die welterlernen wollen 

BU-Info, Bildungsurlaub. 
Themen, Veranstalter, Termine 

Programm 

1001 mal Lernen. Kurse, Seminare, 
Arbeitskreise zur Weiterbildung. 

Herausgeber I Erscheinungsart I Art der Dokumentation I Anmerkungen 

Wirtschaftsver- jahrlieh Veranstaltungs-
einigung Eisen- verze1chnis nach 
u Stahlmdustrie, Lehrgangsarten 
Fortbildungs-
stätte Duisburg 

Zentralstelle !Lir jahrlieh Beschre1bung der 
Bildungsberatung Bildungsemnch-
und Bildungs- Iungen nach 
werbungder mehreren Merkmalen 
Stadt Koln 

Volkshochschule 1 Auflage Beschreibung von 
Wuppertal Dezember 1972 We1terbildungsein-

nchtungen nach 
Z1elen und 
Programmen 

Bildungswerk der jährlich Veranstaltungs-
Berliner W1rt- se1t 1972 verzeichnis nach 
schalt (BBW) Seminararten 

Berlmer Institut halbjahrlieh Ubersicht Liber 
!ur Weiterbildung Seminare4 
von Fuhrungs- Einzeldarstellungen 
krallen der W1rt- von Semmaren 
schalt (BIF) 

Berliner Verband monatlich Veranstaltungs- Zusammenschluß 
Technisch-wissen- verze1chn1s m zeit- von 23 Vereinen 
schalt I ich er I ich er Reihenfolge 
Vere1ne (BVT) 

RKW, Berl1n monatlich Veranstaltungs-
verzeichnisnach 
Sachgebieten 

Der Senator für emmal1g, Veranstaltungs-
Arbe1t und Nachdruck verze1chnis nach 

I 
Soziales Marz 1975 Sachgebieten und 

Veranstaltern 

Der Senator für Dezember 1975 VerzeichniS der Wei- Modellversuch 
Wissenschaft und (1. Ausgabe) terblldungsangebote (Projekt. Kommu-
Kunst/Koopera- nach Sachgebieten nale Kooperation 
t1onsstelle Im und Veranstaltern; 1n der We1terbil-
Weiterbildung Beschreibung von dung in Bremen/ 

We1terb1ldungs- Bremerhaven); 
e1nnchtungen Informationen 

zum Bildungs-
urlaub 

Landesamt für halbjahrlieh VerzeichniS der 
Weiterbildung Veranstaltungen 
Bremen und Veranstalter 

Bildungswerk der halbjahrlieh Veranstaltungs-
Bremischen Evan- verzeichn1s nach 
gelischen K1rche Sachgebieten 

Freie und Hanse- jährlich Veranstaltungsver-
stadt Hamburg, ze1chn1s nach Sach-
Behorde !ur gebieten; Verze1ch-
Schule, Jugend n1s der Veranstalter/ 
u Berufsbildung Emrichtungen 

die die berufliche Flexibilität des einzelnen erhöhen. Des­
halb sind Qualifizierungsinhalte von Weiterbildung wie auch 
deren Rahmen- und Erfolgsbedingungen zu erfassen. 

l1ch, denn dieses berichtet nur ex post über durchgeführte 
Veranstaltungen. Auch Dokumentationen geben nur Auskunft 
über geplante Weiterbildungsveranstaltungen. 

Dabei müssen die Ergebnisse der Qualifikations-, Berufs­
und Arbeitsmarktforschung ebenso berücksichtigt werden wie 
die bildungs- und gesellschaftspolitische Diskussion. 

Zur Analyse des Weiterbildungssystems und zur Untersu­
chung, ob berufliche Weiterbildung die oben genannten 
Funktionen und Aufgaben erflillt oder erfüllen kann, muß der 
Gesamtbereich unter verschiedenen systematischen und orga­
nisatorischen Aspekten betrachtet werden, nämlich dem An­
gebots-, dem Nachfrage- und dem Verwertungsaspekt der 
Weiterbildung. 

Zum Angebotsaspekt: 

Eine Ermittlung des Weiterbildungsangebots ist aufgrund des 
vorhandenen statistischen Materials nicht ohne weiteres mög-

Dagegen sind Veranstaltungen, die zwar angeboten, aber 
nicht durchgeführt wurden oder solche, die hätten angeboten 
werden können, aus dem Datenmaterial nicht ersichtlich. 

Deshalb müssen zur Feststellung der ex ante angebotenen 
Veranstaltungen nicht nur Veranstaltungsprogramme und 
entsprechende Dokumentationen der Träger ausgewertet 
werden, sondern zur Klärung weiterer Angebotsmöglichkei­
ten mlissen auch Zieldiskussionen und Absichtserklärungen 
der Veranstalter von Weiterbildung in die Analyse einbezo­
gen und auf ihre Durchsetzbarkeil hin überprüft werden. Die 
Erfassung der Angebotsseite muß sich zunächst konzentrie­
ren auf Lernziele, Lerninhalte und Intensität von Weiterbil­
dungsmaßnahmen, Zielgruppen von Weiterbildungsmaßnah-
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men und -trägern und die qualitativen und quantitativen 
Durchführungsbedingungen. 

Zum Nachfrageaspekt: 

Bei der statistischen Erfassung der Nachfrage nach Weiter­
bildung gelten ähnliche Probleme wie auf der Angebotsseite 
Die vorhandenen Statistiken machen nicht deutlich, für wel­
che Veranstaltungen eine starke Nachfrage bestand, bzw. 
welche Veranstaltungen aufgrund mangelnder Nachfrage aus­
fielen oder aus welchen Gründen (Motivationen) die Teil­
nahme erfolgte, bzw. welche Gründe fur die Nichtteilnahme 
verantwortlich waren. 

Eine Analyse der Nachfrage nach Weiterbildung muß des­
halb auch Motivation und Zielsetzung einzelner Teilnehmer­
gruppen auf dem Hintergrund ihrer Bildungs- und Ausbil­
dungsbiographie, des ausgeübten Berufs, bzw. der ausge­
übten Tätigkeit sowie ihrer Funktion und Stellung im Betrieb 
berücksichtigen. 

Wegen des dazu notwendigen umfangreichen Erhebungsauf­
wandes können solche Untersuchungen allerdings nur exem­
plarisch durchgeführt werden 

Zum Verwertungsaspekt: 

Die Verwertung von Weiterbildung muß einerseits auf dem 
Hintergrund der Zielvorstellungen der Förderer, Träger, Ver­
anstalter und Teilnehmer analysiert werden, um festzustel­
len, ob die gesetzten Ziele auch erreicht worden sind. Zum 
anderen müssen diese Ziele problematisiert werden im Hin­
blick auf die Erfordernisse der Qualifikationsentwicklung und 
der gesellschaftspolitischen Ziele. Es muß unterschieden wer­
den zwischen einer Verwertung unter einzelwirtschaftlichen, 
betriebswirtschaftlichen, gesamtwirtschaftlichen und gesell­
schaftlichen Interessen, so daß Widersprüche (gegenlaufige 
Interessen) und Entsprechungen (gleichlaufende Interessen) 
verdeutlicht werden können 

Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, für die Erfassung der 
Verwertungsaspekte Indikatoren zu entwickeln, mit denen 
sich diese Zusammenhänge aufzeigen lassen. Solche Indi­
katoren könnten z. B. sein: 

- Erreichter Aufstieg im Beruf als Ergebnis einer Aufstiegs-
fortbildung (Einkommensverbesserung) 

- Verhinderung von Erwerbslosigkeit [16] oder 

- Verbesserung von Kooperationsstrukturen im Betrieb. 

Außerdem ist eine trägerspezifische Erfassung notwendig, 
denn der Weiterbildungsbereich ist durch Pluralität der Trä­
ger gekennzeichnet, die ein breites Spektrum an Zielvor­
stellungen, Zielgewichtungen und Zieldurchsetzungen zur 
Folge hat, die wiederum aus unterschiedlichen Traditionen, 
Aufgabenstellungen und Konzepten resultieren. Die Weiler­
bildungsinstitutionen und 1hre Träger haben insofern eine 
Schlüsselfunktion im Weiterbildungssystem, als sie Ansatz­
punkte für Förderungs- und Ordnungspolitik und für Koope­
rationsvorhaben darstellen und auch unter erhebungstech­
nischen Gesichtspunkten - als Informationslieferanten -
von Bedeutung sind. 

Alle bisherigen Versuche, den gesamten Weiterbildungsbe­
reich zu erfassen, sind unvollständig geblieben - u. a. auf­
grund der Vielfalt der Anbieter und der schnellen Ände­
rungsprozesse in diesem Bereich - man denke z. B. an die 
rasche Expansion und den ebenso raschen Rückgang der 
Zahl von Weiterbildungseinrichtungen im Datenverarbei­
tungsbereich. 

Deshalb kann Transparenz im Weiterbildungsbereich lang­
fristig nur durch den Aufbau eines Weiterbildungsinforma­
tionssystems [17] gesichert werden, das den Austausch und 
die Verarbeitung der wichtigen Informationen in diesem Be­
reich mit den beteiligten Institutionen ermöglicht. 

Um sicherzustellen, daß in einem solchen Weiterbildungs-

Informationssystem auch die theoretisch und praktisch rele­
vanten Informationen gesammelt und verarbeitet werden, 
muß dieses den Prinzipien der Theoriebezogenheil und der 
Offenheit folgen. Die Theoriebezogenheil soll sicherstellen, 
daß vor allem solche Probleme aufgegriffen werden, die 
in der theoretischen Diskussion über Weiterbildung zen­
trale Bedeutung haben und verhindern, daß irrelevante 
Informationen ZWischen den Beteiligten kommuniziert wer­
den, oder daß die Leistung des Kommunikationsprozesses 
von Zufälligkeilen abhängig wird. Das bedeutet, daß die Er­
scheinungen im Weiterbildungsbereich hinterfragt und in 
ihrem gesamtgesellschaftlichen Zusammenhang interpretiert 
werden müssen. Durch die Offenheit eines Weiterbildungs­
informationssystems soll die systematische Revision von 
Theorien institutionell abgesichert werden. Damit soll ver­
hindert werden, daß Einzelinteressen bei der Setzung theo­
retischer Ausgangspunkte dominieren können. Das bedeutet 
auch, daß eine angemessene Beteiligung und Repräsenta­
tion der jeweilig Betroffenen im Weiterbildungsinformations­
system herzustellen ist [18] 

Zur Illustration der benötigten Informationsströme und der 
möglichen Informationsaustauschwege ist in Tabellen 2 und 3 
eine Übersicht wiedergegeben, die von der Arbeitsgruppe 
Weiterbildungsinformationssystem des deutschen Bildungs­
rates erarbeitet worden ist. 

Anmerkungen 

[1] Vgl. Grbßere Anstrengungen für die Weiterbildung. Bundesminister 
Rohde lud zu einem Spitzengesprach in Bonn ein. ln: Informatio­
nen - Bildung und Wissenschaft, hrsg vom Bundesmm1ster für 
Bildung und Wissenschaft, Nr. 4/1975, S 48 II 
und Joch1msen, Re1mut: Weiterbildung 1m Gesamtsystem. ln: Neue 
Sammlung. 7. Sonderheit, Weiterbildung. Göttingen 1975, S 23. 

[2] Vgl Strukturen betneblicher Ausbildung 1m Wandel. 

Teil 1: Die Auszubildenden nach Ausbildungsberufen m den Jah­
ren 1955, 1964 und 1970. ln: Materialien aus der Arbeits­
markt- und Berufsforschung, hrsg vom lnst1tut für Arbeits­
markt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit, 
(MatAB) 7/1973. 

Teil 2. Zusammenhänge zwischen der Verteilung der Ausgebilde­
ten und der Auszubildenden. ln. MatAB 8/1973. 

Teil 3: Die Auszubildenden nach Wirtschaftsgruppen und nach Re­
gionen. ln: MatAB 9/1973. 

Teil 4: D1e Auszubildenden nach Wirtschaftsorganisationen I nach 
Kammerzugehörigkeit ln. MatAB 10/1973. 

Te1l 5. Strukturen betneblicher Ausbildung - Ubers1chten und 
Schaubilder zu den Teilen 1-4. in· MatAB 1/1974. 

[3] Vgl. Strukturen betrieblicher Ausbildung im Wandel. Teil 2 a. a 0 , 
s 3. 

[4] Vgl. Bundesmmisterium für Bildung und Wissenschaft (Hrsg) 
Weiterbildung - Chance !ur Arbeitnehmer Bonn 1975, S 21 I 

[5] Zur Berufsdiskussion vgl. Chaberny, Annelore; Schober-Gottwald, 
Karen: Risiko und Chancen bei der Ausbildungs- und Berufswahl 
ln: Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der 
Bundesanstalt fur Arbeit, (MittAB) Jg. 9 (1976), Heft 1, S 19-41 

[6] Vgl dazu die Diskuss1on um den "heimlichen Lehrplan". 

[7] So 1st aufgrund einer vergleichenden Inhaltsanalyse von Ausbil­
dungsordnungen festgestellt worden, daß die Qualifikationen zu­
genommen haben, d1e auch für d1e Partizipation im außerberuf­
lichen modernen Leben Voraussetzung smd, vgl. Schmiel, M . 
Deckungsanalysen der Ausbildungsordnungen von Ausbildungsbe­
rufen. ln: MittAB, Jg. 4 (1971), Heft 3, S. 252-331. 
Vgl auch Mertens, Dieter: Thesen zur Kategons1erung von Maß­
nahmen der Weiterbildung. ln: Deutscher Bildungsrat: Bildungs­
urlaub als Teil der Weiterbildung. Stuttgart 1973 Gutachten und 
Stud1en der Bildungskommission, Bd. 28) 
und ders · SchlüsselquaiJ!Jkationen ln. MittAB, Jg. 7 (1974), Heft 1. 

[8] Deutscher Bildungsrat: Strukturplan für das Bildungswesen, Bonn 
1970 Empfehlungen der BJidungskommJSSJon), S 198 

[9] Vgl. Baumann, Gerhard: Meindl, Ulrich, Reissert, Reiner unter 
Mitarbeit von Will! Albert: AktualisJerung bJidungsstatJstJscher 
Daten 2 Zwischenbencht. Hannover 1976, (HIS) 

[10] Vgl. Fenger, H.; Karr, W.; Kühl, J; Stooß, F: Problemanalyse zur 
Entwicklung emes Instrumentariums der Berufsbildungsstatistik als 
Grundlage eines lnformatJonssystems. Teil II: Die Funktion einer 
verbesserten Bildungsstatistik in einem umfassenden Informations­
system der BerufsbJidung, Erlangen 1972 

[11] Eme ausfuhrliehe Darstellung der Statistiken (Z1ele, 'Methoden, 
Merkmale, Ergebnisse) befindet s1ch in: Fmk, Enka: Zur Datenlage 
1m Weiterbildungsbereich - Em ZwJschenbencht -, Berlm 1976, 
BBF-Manuskript 

Fortsetzung s. 3. 14 
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Übersicht 111: Informationsströme im Weiterbildungs-lnformationssystem 
(Ze1chenerklarung: + der Informationsgeber g1bt Informationen ab; 0 der lnformationsnehmer n1mmt Informationen auf) 

Tabelle 2: Informationstyp Statistik (Massenersche1nungen) gegliedert nach Inhalten 

Informationsgeber und/oder StatiStik d StatiStik d. Statistik d StallSilk d. Statistik d. StatiStik d Stat1st1k 
-empfanger Tragerorga- Institutionen Veran- Teilnehmer pad Pers math. Aus- Fmanzen 

n1sationen staltungen und stattung 
(Themen, Interessenten (Räume, 
Dauer, Ziel, Med1en) 
Gruppe, 
Zugang) 

aktuelle Teilnehmer + an WB-Maßnahmen 

potentielle Teilnehmer 
an WB-Maßnahmen 

Trager, Tragerorgan1sat1onen und 
lnst1tut1onen der Weiterbildung c lfJ "' + rfJ + "fl 

(emschl Kirche) 

Pad Personal im WB-Bereich 0 + (±1 0 

Reglerungen 0 0 0 0 0 0 0 

Verwaltungen •!: E ® <J:) 0 0 + 
Parlamente 0 0 0 0 0 0 0 

Produktions- und 
Beschaft1gungssystem, + + (fl <J:) <J:) 0 ,1' 
insbes Arbeitgeber, Kammern, 
Innungen, Wirtschaftsverbande 

We1terb 11 dungsforsch ung 0 0 0 0 0 0 0 

Andere Bildungsbereiche 
(Schulen- Hochschulen) 0 0 0 0 0 0 (i) 

Politische Parte1en + + (fi 8:-1 <J:) 0 <J:) 

Gewerkschaften und + + l±-' r±, (i) 0 (il Berufsverbande 

Presse und Funk "" (fl + cB 0 0 (j) 

Medienproduzenten ':rl I±' ,B 0 0 0 (j) 

Informationssysteme 
0 0 0 0 0 0 0 aus anderen Bere1chen 

Tabelle 3: lnformat1onstyp: Nichtnumerische Dokumentation (Einzelfall- und Strukturinformation) gegliedert nach Inhalten 

Informationsgeber und/oder WB-Angebot WB- b) Gruppen, c) Organ1- Koopera- Pad. lnf -Mag-
-empfanger Verzeich- Bedurfnisse nach Inter- sat1onsZ1ele t1ons- u Modelle/ l1chke1ten 

n1sse, a) Individuen esse orga- auf verschied. Entsche1- Lernprozesse (Verwe1s-
Analyse- nach b1ograf. n1s1erte Ebenen der dungsstruk- system) 
Kntiken Stationen, H1erarch1e, turen 

Rollen- Daten der 
bere1chen u Personal-
S1tuat10nen planung 

aktuelle Teilnehmer 0 1±1 0 G1 0 0 0 an WB-Maßnahmen 

potentielle Teilnehmer 
0 (j) 0 an WB-Maßnahmen 

Träger, Tragerorgan1sat1onen und 
Institutionen der We1terb1ldung C, 0 0 0 0 
(emschl. K1rche) 

Pad Personal 1m WB-Bere1ch 0 (j) 0 8l 0 (B 0 

Reglerungen 0 0 8l 0 0 

Verwaltungen + 0 0 <±' 0 0 0 

Parlamente 0 0 0 0 0 

Produktions- und 
Beschaftigungssystem, 

lf\ (i) ,!-, <±' 0 0 msbes. Arbeitgeber, Kammern, 
Innungen, Wirtschaftsverbande 

Weiterbildungsforschung '" (j; 0 (j) !Jl 1±1 0 

Andere Bildungsbereiche 
\i;l 

"" 0 r'fJ 0 0 0 (Schulen- Hochschulen) 

Politische Parteien cB 1±1 
''" '; 0 0 

Gewerkschaften und 
0 0 Berufsverbande - E -

Presse und Funk •±I 0 0 0 0 (j) 0 

Medienproduzenten (iJ 0 0 0 0 (j) 0 

Informationssysteme 0 0 0 0 0 (ti 
aus anderen Bere1chen 

Quelle D1eckmann, Bernhard, Kühl, Jurgen; Kunze, Jürgen; Meister, Johannes-Jürgen; Schmalfuß-Soth, Silke; Schwerdtfeger, Johannes, S1mon, 
Monika: Modellentwurf eines Weiterbildungsinformationssystems (WIS) a. a. 0 S 32 I. 
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Anmerkungen: (Fortsetzung) 

[12] Vgl. z. B. Statistisches Landesamt Baden-Wurttemberg (Hrsg.): Das 
Btldungswesen 1973 Stuttgart 1973 Statisttk von Baden-Wurt­
temberg, Bd. 199); 
vgl. auch Strukturförderung tm Btldungswesen des Landes Nord­
rhetn-Westfalen, Stattsttk des Bildungswesens 1950-1975. Dussel­
dorf 1968, Heft 6 Schriftenreihe des Kultusmintsters) 
und Der Mtnister für Arbett, Gesundhell und Soziales des Landes 
Nordrhetn-Westfalen (Hrsg.). Berufliche Weiterbildung. Dte allge­
metne Förderung der beruflichen Fortbildung und Umschulung in 
NW Dusseldorf 1971 1 Arbett und Beruf) 

[13] So veroffentltcht z. B. dte Evangeltsche Arbettsgemeinschaft fur 
Erwachsenenbildung in ihrem Nachnchtendtenst "deae" gelegent­
lich Daten uber die Wetterbildungsarbeit einzelner Landesktrchen 

[14] So werden z. B. im Lande Bremen in Entsprechung des "Gesetzes 
über Wetterbtldung im Lande Bremen" vom 26. 3. 1974, § 1, nur 
solche Btldungsurlaubsveranstaltungen gefördert, die tntegrative 
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Konzepte verfolgen. Vgl. Verordnung uber dte Anerkennung von 
Bildungsurlaubsveranstaltungen nach dem Bramischen Bildungs­
urlaubsgesetz vom 25. 3 1975, § 3. 

[15] Vgl. Rohde, Helmut· Probleme und Perspekttven in der Btldungs­
poltttk. ln Bullettn des Presse- und Informaltonsamtes der Bun­
desregierung Nr 40, vom 8. 4. 1976, S. 376-384. 

[16] Vgl. dazu auch die neuesten Ergebntsse uber den Erfolg der be­
ruflichen Aufsttegsforderung. in: MatAB 2/1976. 

[17] Vgl Dieckmann, Bernhard; Kuhl, Jurgen; Kunze, Jürgen, Metster, 
Johannes-Jurgen, Schmalfuß-Soth, Silke; Schwerdtfeger, Johannes; 
Stmon, Monika Modellentwurf etnes Wetterbtldungsmformations­
systems (WIS). ln: Deutscher Btldungsrat· Wetlerbtldungstnforma­
ttonssystem - Modellentwurf und Rechtsfragen. Stuttgart 1974 

Gutachten und Studien der Btldungskommission, Bd. 33), S. 19; 
vgl. auch Fenger, Herbert; Karr, Werner; Kuhl, Jürgen; Stooß, 
Fnedemann Problemanalyse ... , a. a. 0., S. 4 ff. 

[18] Vgl Dieckmann, Bernhard u. a : Modellentwurf. . , a. a. 0., S. 19 ff 

ein Beitrag zur Frage ihrer lntegrierbarkeit 
Sachlich zureichende und gleichermaßen praktikable Krite­
rien für die optimale Verteilung von Ausbildungsabschnitten 
auf die Lernorte - besser: Lerninstitutionen - Betrieb und 
Berufsschule fehlen bislang. Die Nutzung ihrer jeweiligen be­
sonderen Vorzüge bleibt weitgehend der subjektiven Ein­
schätzung der an der dualen Berufsausbildung Beteiligten 
überlassen. Die Autoren schlagen vor, - etwa im Rahmen 
von Modellversuchen - die Beschaffenheit der Lehr- und 
Lernprozesse zu untersuchen, da gerade ihre Kenntnis am 
ehesten Erfolgsaussichten bietet bei dem Versuch, die im 
dualen System enthaltenen Möglichkeiten eines einleuchten­
den Wechselbezugs zwischen betrieblicher und schulischer 
Ausbildung zu nutzen. 

1. Der Stellenwert des didaktisch-methodischen Aspekts bei 
der Zielbestimmung von Modellversuchen 

Das vom Deutschen Bildungsrat so genannte Konzept der 
"Pluralität der Lernorte", das den folgenden Ausführungen 
zugrundegelegt wird, zielt darauf ab, die Eigenständigkeil der 
Lernorte "Schule", "Betrieb", "Lehrwerkstatt" und "Stud1o" 
zu begründen mit dem Ziel, zur Steigerung der Effizienz des 
Lernens beizutragen [1]. 

Maßnahmen zur Verbesserung der Zusammenarbeit d1eser 
ihre Eigenstandigkeit bewahrenden Lernorte können auf un­
terschiedlichen Ebenen angesiedelt sein. Wenn im folgenden 
eine Möglichkeit für die Verteilung eines Ausbildungsganges 
auf die Lernorte unter didaktisch-methodischem Aspekt um­
nssen w1rd, dann unter dem Vorbehalt, daß nur bruchstück­
hafte Kenntnisse der an den verschiedenen Lernorten statt­
findenden Lehr- und Lernprozesse vorliegen. 

Für alle Lernprozesse gilt, daß sich Lernen in Stufen und auf 
Ebenen von unterschiedlicher Qualität vollzieht. D1e Einfluß­
größen, die über die Qualität eines beruflichen Ausbildungs­
ganges entscheiden, lassen sich grob klassifizieren 1n 

(1) Umfang, Inhalt und Konkretisierungsgrad der den Ausbil­
dungsgang steuernden Ordnungsmittel und gesetzlichen 
Vorschriften, 

(2) Ziele, Organisationsstruktur, wirtschaftliche Strukturmerk­
male, personelle und sachliche Ausstattung der "Lern­
orte", an denen berufliche Bildung stattfindet, 

(3) Grad der Intentionalität (Planung) und Systematik des 
Ausbildungsganges an den jeweiligen Lernorten, 

(4) Planung, lnitiierung, Steuerung und Kontrolle der konkre­
ten Lehr- und Lernprozesse. 

D1e Einflußgrößen (1) und (2) hangen maßgeblich von der 
institutionellen und rechtlichen Zuordnung des jeweiligen 
Lernortes, d. h. von der privaten oder öffentlichen Träger­
schaft (vgl. 10, S. 172) ab und müssen infolgedessen kurz­
und mittelfristig als weitgehend unveranderlich angesehen 
werden (11, S. 590-591 ). Dagegen erscheinen die didaktisch­
curricularen und die didaktisch-methodischen Einflußgrößen 
(3) und (4) in we1taus geringerem Ausmaß fixiert: Deshalb 
sind nach Keil "konst1tut1ve Bausteine zu einer Theorie der 
Lernorte ... von theoretischen Konstrukten und empirischen 
Versuchen unter didaktisch-methodischen Aspekten . . . zu 
erwarten" (11, S. 589). *) 

Maßnahmen zur Überwindung der Desintegration dualer be­
ruflicher Bildungsgänge erfordern - je nachdem, auf welcher 
Ebene man ansetzt - unterschiedliche Konsequenzen (und 
haben unterschiedlich große Erfolgsaussichten): 

- Auf der organisatorisch-rechtlichen Ebene stellt sich vor 
allem die Frage der Kompetenzverteilung im dualen Sy­
stem (pnvate vs. öffentliche Tragerschaft). 

Auf der didaktisch-curricularen Ebene geht es um die Er­
arbeitung eines "zentralen Steuerungsmstruments" mit 
globalen Inhalten für alle Lernorte, die auf einheitliche 
Lernziele bezogen sind und das als Grundlage für die 
Entwicklungen von "Schwerpunktprofii-Piänen" fungieren 
kann (11, S. 588). 

Auf der didaktisch-methodischen Ebene steht die Frage 
im Vordergrund, welche Qualität Lernprozesse an den 
verschiedenen Lernorten bei unterschiedlichen Feinzielen, 
Lernbedingungen, Lehr- und Lernmethoden annehmen 
können [2]. 

Folgt man der Einschätzung Keils, "daß unter organisatorisch­
rechtlichem Aspekt die Lernorte global fixiert sind und unter 
didaktisch-curricularem Aspekt sich die Reform der Bildungs­
gange zunächst noch in engeren Grenzen bewegen wird" 
(11, S. 589), so läßt sich daraus für die Zielbestimmung von 
Modellversuchen mit praxisverandernder Intention folgern, 
daß bei einer Akzentuierung der didaktisch-methodischen 
Ebene die besten Realisierungs- und Durchsetzungsmöglich­
keiten gegeben sind 

Auf dieser Ebene bedeutet "Zusammenarbeit der Lernorte" 
die Realisierung einer Didaktik und Methodik, durch die die 
an verschiedenen Lernorten stattfindenden Lernprozesse, die 

*) Dte Angaben in runden Klammern beztehen sich auf dte am Ende 
des Aufsatzes angegebene Ltleratur zur Lernortdiskussion 
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auf die gleichen Ziel-/lnhaltskomplexe bezogen sind, zu einer 
für den Schüler/Auszubildenden erkennbaren Einheit zusam­
mengeführt werden. 

Nach den Standards einer puristischen Curriculumtheorie 
wären dazu die folgenden Schritte erforderlich: 

(1) Zuerst waren die "praxisbezogenen" bzw. "theorieorien­
tierten" Lehr- und Lernprozesse, die zwar zu ein und dem­
selben Ziel-/lnhaltskomplex gehören, jedoch an unterschied­
lichen Lernorten ablaufen, zu identifizieren. 

(2) Sodann wären die Lernorte hinsichtlich der Qualitat der 
dort stattfindenden Lehr- und Lernprozesse zu analysieren. 

(3) Schließlich wären die anfangs identifizierten Ziel-/Inhalts­
komplexe zu "Lernpaketen" zusammenzuschnüren und ent­
sprechend den Möglichkeiten der Lernorte wie der Lernen­
den so zu verteilen, daß - wo d1ese Bedingung bis dahin 
nicht erfüllt war - ihrem Aufbau entsprechender Lernprozeß 
stattfinden kann. 

Daß diese Schritte in Anbetracht der bei praktischen Curri­
culumprojekten knappen personellen, materiellen und zeit­
lichen Ressourcen nicht realisierbar sind, hat sich vielfach 
erwiesen. Diese ernüchternden Erfahrungen sollten jedoch 
nicht dazu führen, daß nun zugunsten eines kurzatmigen 
Pragmatismus auf wissenschaftlich halbwegs vertretbare Ver­
fahren und Resultate verzichtet wird (vgl. z. B. 6). 

2. Identifikation eines einheitlichen Lehr-/Lernzielsystems für 
einen an verschiedenen Lernorten durchgeführten Bildungs­
gang 

2.1 Praktische Erfahrungen 

Die praktische Bedeutung einer abgesicherten Lernorttheorie 
besteht in der Verfügung über Kriterien, m1t denen die Ver­
mittlung bestimmter Qualifikationskomponenten bestimmten, 
besonders "gee1gneten" Lernorten zugewiesen werden 
kann [3]. 

Die theoretischen Defizite und das Fehlen konkreter for­
schungstechnischer Hinweise in der Konzeption des Deut­
schen Bildungsrates treten zutage, wenn - wie etwa von 
Dauenhauer und Mitarbeitern bei der Erstellung des "Curri­
culum Elektroinstallateur im Handwerk" - (6) der grund­
sätzlich begrüßenswerte Versuch unternommen wird, unter 
den gegenwartigen Bedingungen und innerhalb eines gege­
benen zeitlichen Rahmens ein "Gesamtcurriculum" für einen 
mehrere Lernorte umfassenden Bildungsgang zu entwickeln. 

Das dort angewandte Verfahren der Lernortzuweisung ist in 
doppelter Weise problematisch: Einmal werden die für die 
Zuordnung von Inhalten auf Lernorte entscheidenden Krite­
rien nicht objektiviert und offengelegt, sondern die Zuordnung 
bleibt der jeweiligen subjektiven Einschätzung der "Experten" 
überlassen. Vor allem aber reicht die kurzschlüssige Formel 
"praktische Unterweisung im Betrieb - theoretischer Unter­
richt in der Schule" als Kriterium der Lernortzuweisung nicht 
(mehr) aus, denn "praktische Erkenntnisgewinnung ist ... 
genauso wenig an die Ausbildungsstatte Betrieb gebunden 
wie theoretische an die Schule (10, S. 173). 

Vielmehr liegen zwischen den Extremen "praktische Erkennt­
nisgewinnung" (erlernbar uber Nachvollzug realer Handlungs­
abläufe) und "theoretische Erkenntnisgewinnung" (erlernbar 
über d1e Aussagen eines theoretischen Modells) "vielfaltige 
Möglichkeiten der Kombination, die s1ch zum Teil nieder­
schlagen in der Art, wie Lernprozesse in den Sonderstätten 
der Berufsausbildung organisiert werden" (10, S. 173) [4]. 

2 2 Bestimmung der Lehr- und Lernprozesse eines Bildungs­
ganges unter Berücksichtigung der erreichten Verhaltens­
ebenen, der zugrundeliegenden Tätigkeitsfelder und der an­
gewendeten Unterrichtsmethoden 

Die Aussage, daß "die Ausbildungsarbeit in den überbetrieb­
lichen Lehrwerkstätten in der Vermittlung fachpraktischer 

Kenntnisse und Fertigkeiten ihren Schwerpunkt hat" (6, S. 85), 
ist also nicht das Ergebnis einer Analyse der didaktischen 
Funktionen und Möglichkeiten der Lernorte, sondern spiegelt 
lediglich den institutionalisierten Dualismus Schule: Betrieb 
mit den üblichen Zuordnungen von "Fachtheorie" und "Fach­
praxis" wider. 

Dagegen wird in einigen neueren Untersuchungen [5] der Zu­
sammenhang zwischen Unterrichtsmethoden und den damit 
korrespondierenden Verhaltensebenen herausgearbeitet. Als 
relevante Variablen, die die Qualität der Lehr- und Lernpro­
zesse bestimmten, sollen im folgenden herausgestellt und 
begründet werden: 

- Verhaltensebenen 

Handlungsebenen/Objektbereiche beruflicher Tätigkeiten 

und 

Unterr1chts-/Unterweisungsmethoden. 

2.2.1 Verhaltensebenen 

H. Roth unterscheidet vier auf der Dimension "Kreativität" 
voneinander abhebbare Verhaltensebenen, die der folgenden 
Ubersicht zugrundegelegt wurden: 

A. Erinnern ("Reproduktion") 

An allen Lernorten werden dem Lernenden Grundelemente 
des Verhaltens 1m affektiven, psychomotorischen und kogniti­
ven Bereich vermittelt. Dazu gehören Kenntnisse (z. B. von 
Fakten, Begriffen, Prinzipien, Regeln, Strukturen, Modellen, 
Theorien) sowie Fertigkeiten (Einübung von Bewegungsab­
laufen, Techniken und Methoden des Beobachtens und Arbei­
tens, Anwendung von Ordnungsschemata). Auf dieser Ebene 
genügt in der Regel eine lnformationsLibertragung, z. B. durch 
Vortrag, Frontalunterricht, Demonstration oder Instruktion. 

Eine Lernerfolgskontrolle ist oft relativ einfach, da das vermit­
telte Wissen (meist Faktenwissen) "so geprüft werden kann, 
daß schon d1e bloße Reproduktion des mechanisch Gelernten 
den Prüfungsanforderungen genugt, oder so, daß gleichzeitig 
das Verständnis des Gelernten mitgeprüft Wird" (Struktur­
plan, S. 79). 

B. Anwenden ("Reorganisation") 

Eine höhere Ebene von Verhalten ist erreicht, wenn ein Ler­
nender befähigt ist, erworbene Kenntnisse und Fertigkeiten 
in neuen Zusammenhängen anzuwenden (Reorganisation). 
Auf dieser Stufe wird die selbständige Verwendung von Fak­
ten vorausgesetzt, wie es z. B. die Bearbeitung eines Stoffes 
unter besonderen Fragestellungen erfordert. "Reorganisation" 
heißt z. B.: Wiedergabe mit eigenen Worten oder unter neuen 
Gesichtspunkten, herausstellen des Wesentlichen, logische 
Gliederung, Anfertigung von Übersichten, Rekonstruktion 
eines Gedankenganges oder einer mathematischen Ableitung, 
modifizierte Anwendung von Techniken und Methoden. 

C. Obertragen ("Transfer") 

Über Reproduktion und Reorganisation hinausgehende Lern­
leistungen l1egen vor, wenn ein Lernender in der Lage ist, 
z. B. an exemplarischen Beispielen erkannte Strukturen, Re­
geln oder Pnnz1pien in anderen Gegenständen oder Abstrak­
tionen zu entdecken und nachzuweisen. "Wer auf Transfer 
hin unterrichtet wurde und gelernt hat, das Gelernte auf Auf­
gaben zu übertragen, verfügt in anderer Weise uber seine 
Kenntnisse, Fertigkeiten und Fähigkeiten als derjenige, der 
nur nachahmende gleiche Aufgaben in geieher Weise lösen 
kann" (Strukturplan, S. 80). 

D. Problemlösen und -entdecken ("Innovation") 

Auf d1eser (höchsten) Ebene von Lernleistungen werden Lern­
ziele angestrebt wie: ln einem abgehandelten Sachverhalt 
zusatzlieh und neue Fragen stellen, neue Aspekte zu seiner 
Beurteilung finden, konstruktive Kritik üben; Alternativen ent-
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decken, Hypothesen finden und aufstellen, selbst ein Experi­
ment entwerfen können. 

2.2.2 Objektbereiche beruflicher Tätigkeiten 

Als zwe1te Dimension zur Kennzeichnung beruflicher Lern­
prozesse soll der Abstraktionsgrad der Handlungsebene gel­
ten. Nach einer groben Klassifizierung lassen sich die "Ding­
manipulierte Handlungsebene", die "verbal-anschauliche Ebe­
ne" und d1e "gedanklich-abstrakte Ebene" unterscheiden [6]. 
Damit wird die "Objektebene" benannt, auf die sich berufli­
ches Lernen jeweils richtet. 

Unter Zugrundelegung der beiden Dimensionen "Kreativität" 
(2.2.1) und "Abstraktion" (2.2.2) ergibt sich eine zweidimen­
sionale Matrix beruflicher Lernprozesse. 

Eine emp1nsche Best1mmung der "didaktischen Funktionen" 
der Lernorte könnte erfolgen 

- durch Operationalisierung der durch die Dimensionen 
"Abstraktion" und "Kreativität" gebildeten "Handlungs­
felder"; 

- Analyse (beruflicher) Lehr- und Lernprozesse "vor Ort" 
mit Hilfe des operationalisierten Rasters; 

- Zuordnung von adäquaten Unterrichtsmethoden zu den 
Feldern des Rasters (als 3. Dimension beruflicher Lern­
prozesse). 

2.2.3 Zweidimensionale Matrix zur Identifikation beruflicher 
Lernprozesse an verschiedenen Lernorten und Entwicklung 
von Hypothesen 

Mit den in den Kapiteln 3.2.1 und 3.2.2 dargestellten Dimen­
sionen "Kreativität" und "Abstraktionsgrad/Theoriegehalt" 
erscheint es möglich, berufliche Lernprozesse qualitativ zu 
unterscheiden. Bei einer Operationalisierung der von diesen 
Dimensionen auf einer Matrix gebildeten Felder kann ein 
Instrument entwickelt werden, mit dessen Hilfe berufliche 
Lernprozesse an verschiedenen Lernorten identifiziert und 
unterschieden werden können. Auf diese Weise können be­
gründete Aussagen zur Unterscheidung der didaktischen 
Funktionen der Lernorte gewonnen werden. 

Obersicht 1: Zweidimensionale Matrix zur Identifikation beruf­
licher Lernprozesse 

111 gedanklich· 
abstrakte Ebene 

II verbal anschauliche 
Ebene/standard 1sierte 
Symbole 

Reorganisation Transfer 

B c 

Die auf der Dimension "Kreativitat" angeordneten Verhaltens­
ebenen bauen aufeinander auf: z. B. ist die Verhaltensebene 
"Transfer" Voraussetzung für die Stufe "Innovative Leistung". 
Dagegen ist bei beruflichen Handlungsvollzügen (Dimension: 
"Abstraktionsgrad/Theoriegehalt") i. d. R. eine institutionali­
sierte Trennung der Handlungsebenen/Objektbereiche fest­
zustellen. Der gesellschaftlich vermittelte Zusammenhang 
zwischen den Dimensionen "Handlungsebene/Objektbereich" 
und dem jeweils "zulässigen" Grad von "Kreativität" soll in 
Ubersicht 2 angedeutet werden. 

ln dem dargestellten Zusammenhang von Objektbereichen 
beruflicher Handlungsvollzuge und "zulässigen" Kreativitäts­
graden kommt zum Ausdruck, daß mit zunehmender An-

näherung der Inhalte eines Ausbildungsganges an die "Ding­
manipulierte" Handlungsebene eine niedrigere Verhaltens­
ebene, mit zunehmender Annäherung an die "gedanklich­
abstrakte" Ebene eine höhere Verhaltensebene induziert wird. 

Für die Lernortzuweisung folgt daraus erstens die scheinbar 
triviale "Erkenntnis", daß Bildungs-/Ausbildungsgange, die 
auf berufliche Tätigkeiten auf einer "höheren" Handlungs­
ebene vorbereiten, an Lernorten durchgeführt werden müßten, 
die das Erreichen höherer Verhaltensebenen ermöglichen. 

Diese Forderung hat jedoch weitreichende Konsequenzen, 
wenn man sich der von W. Lernperl umrissenen Voraus­
setzungen für die Entwicklung beruflicher Autonomie erinnert. 
Lernorte, die derartige Lernprozesse ermöglichen, zeichnen 
sich beispielsweise durch eine verhältnismäßig geringe Ri­
gidität des Anpassungsdrucks und ein größeres Angebot zur 
Entwicklung sprachlicher und sozialer Kompetenz aus (13, 
S. 194-218). 

Zweitens folgt daraus, daß auch Bildungs- bzw. Ausbildungs­
gänge, die auf berufliche Tätigkeiten auf einer gesellschaft­
lich "niedriger" bewerteten Handlungsebene vorbereiten, 
nicht ohne Lernprozeß auf einer höheren Lernstufe auskom­
men, sofern auch für solche Ausbildungsgange "allgemeine" 
Lernziele (d. h. soziale, politische und sprachliche Kompe­
tenz) vermittelt werden sollen. 

Obersicht 2: Qualitative Darstellung zum gesellschaftlich ver­
mittelten Zusammenhang von Handlungsebenen/Objektberei­
chen beruflicher Handlungsvollzüge und dem damit induzier­
ten Kreativitätsgrad 

Handlungs· 
ebene/ 
Objekt· 
bere1ch 

A B C 
Reproduk· Reorgamsa· Transfer 
tion tion 

D 

Innovative 
Leistung 

Objektbereiche beruflicher Handlungsvollzüge: 

I I I Ding-manipulierte Handlungsebene 
: : (Verarbeitung von Sachen) 

II 

III 

Verbal-anschauliche Ebene I 
standardisierte Symbole 
(Verarbeitung von Symbolen) 

t\\\\J 
Gedanklich-abstrakte Ebene 
(Verknupfung von Sachen, 
Personen und Symbolen) 

3. Dimensionen beruflicher Lernprozesse 

Kreativitäts­
grad 
(Verhaltens­
ebenen) 

3.1 Zum Verhältnis von Lernprozessen und Unterrichts-/Un­
terweisungsmethoden 

Nach vorherrschender Memung kann die Frage nach den 
"optimalen" Methoden des Lehrens und Lernens erst disku­
tiert werden, wenn deren didaktisch-inhaltliche Voraussetzun­
gen geklärt sind. 

Zu den didaktischen Voraussetzungen gehören vor allem 

die Qualitat der zu realisierenden Lehr- und Lernprozesse 
(z. B. klassifiziert an den Dimensionen "Kreativität" und 
"Abstraktion") und die zu vermittelnden Lerninhalte; 

die Lernvoraussetzungen der Lernenden 
("anthropogene" und "sozio-kulturelle" Faktoren); 
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- d1e materiellen und personellen Bedingungen am jewei­
ligen "Lernort". 

Entscheidungen über Methoden können nicht losgelöst wer­
den von den zu treffenden didaktischen Vorentscheidungen; 
der "lmplikations-Zusammenhang" von inhaltlich und metho­
dischen Entscheidungen verbietet es, den Bereich der Di­
daktik von dem der Methodik zu isolieren [7]. 

Aus dem Zusammenhang von Zielenil nhalten und Unter­
richtsmetheden folgt für die spezifische Eignung der Lernorte 
dreierlei: 

- Wenn es zutrifft, daß an den unterschiedlichen Lernorten 
aufgrund ihrer personellen, materiellen und strukturellen 
Bedingungen bestimmte Unterrichts-/Unterweisungsmetho­
den bevorzugt werden, dann "eignen" sich diese Lernorte 
besonders/weniger gut für d1e Vermittlung bestimmter 
Lernziele/Inhalte. 

- Zur empirischen Untersuchung der an den Lernorten an­
gewandten Unterrichts-/Unterweisungsmethoden ist eine 
Typologie zu entwickeln. 

- Auf der Grundlage plausibler Hypothesen und empirischer 
Untersuchungen zum Zusammenhang der an den Lern­
orten praktizierten Unterrichts-/Unterweisungsmethoden 
und den dam1t vermittelten Lernz1elen/-inhalten kann auf 
die "Eignung" der Lernorte für die Vermittlung bestimm­
ter Lernziele/-inhalte geschlossen werden. Die Formulie­
rung zwingender Kausalbeziehungen zwischen Inhalt und 
Methode erscheint jedoch nicht möglich. 

3.2 Versuch einer exemplarischen Zuordnung von Verhaltens­
ebenen, Unterweisungs-/Unterrichtsmethoden und angestreb­
tem Lernverhalten 

Bei einer hypothetischen Zuordnung von Verhaltensebenen, 
Unterrichtsmethoden und dem angestrebten Lernverhalten 
können die in Übersicht 3 dargestellten globalen Zusammen­
hänge vermutet werden: 

Obersicht 3: Beispiele zum Zusammenhang von Verhaltens­
ebenen, Unterrichtsmethoden und angestrebtem Lernverhalten 

Beispiele: angestrebtes Lernverhalten Ver- übliche Unter-
haltens- weisungs-/ 
ebenen Unterrichts-

qualitativ Ergebnis metheden 

A Repro- Vortrag, Fron- rezeptiv Repetition, 
duktion Iaiunterricht Rezeption 

B Reor- fragend- konstruktiv Anwendung 
ganisation entwickelnd 

C Trans- Problemlösung entdeckend Problemlösung 
fer in Gruppen-

arbeit 

D lnnova- Projekt kreativ, reflexiv Problem-
t1on I entdeckung 

Innovation 

Zur Überprüfung der hier vermuteten und an e1mgen Bei­
spielen konkretisierten Zusammenhange können empirische 
Untersuchungen und/oder Modellversuche im "Mikro-Bereich" 
der konkreten Lehr- und Lernprozesse an verschiedenen 
Lernorten beitragen. 

Für die Zielplanung wissenschaftlich begleiteter Modellver­
suche könnten hierzu die folgenden allgemeinen Hypothesen 
formuliert werden: 

- Verschiedene Unterrichts-/Unterweisungsmethoden för­
dern/verhindern das Erreichen bestimmter Lernziele; 

- an verschiedenen Lernorten werden unterschiedliche/ 
gleiche Unterrichts-/Unterweisungsmethoden realisiert; 

- zwischen der zu erreichenden Verhaltensebene und 
bestimmten Unterrichts-/Unterweisungsmethoden gibt 
es signifikante/keine Zusammenhänge [8]. 

3.3 Entwurf einer dreidimensionalen Matrix zur Veranschau­
lichung von Dimensionen beruflicher Lernprozesse: 

Lernstufen, Handlungsebenen und Unterrichts-/Unterwei­
sungsmethoden 

Der Matrix werden die folgenden nach Theorie-Praxis-An­
teilen [9] klassifizierten Methoden zugrunde gelegt (vgl. Über­
sicht 4): 

a) Vormachen, nachmachen, üben, vertiefen, anwenden 

b) Pädagogisch-systematische Organisation von Lernprozes­
sen entsprechend realen Arbeitssituationen 

c) Simulation von Prozessen 

d) Erprobung theoretischer Konstrukte und Befragung der 
Praxis im Experiment 

e) Entwicklung theoretischer Konstrukte ohne Bindung an 
konkrete Praxis. 

Obersicht 4: Dreidimensionale Matrix zur Veranschaulichung 
von Dimensionen beruflicher Lernprozesse: Verhaltensebe­
nen, Handlungsebenen, Methoden 

III 
Gedanklich· 
abstrakt 

Handlungs· 
ebenen 

II 
Verbal· 
anschaulich 

Ding· 
manipuliert 

A B c 
Reproduk· Reorgamsa· Transfer 

D 

lnnov. 
tion t1on 

Verhaltensebenen 

Methoden 
(hier: Nach 
Theone/Praxls­
Antellen) 

4. Befunde empirischer Untersuchungen zur Qualität der 
Lehr- und Lernprozesse an den Lernorten 

4.1 Entwicklung einer Binnendifferenzierung der Institutionen 
"Schule" und "Betrieb" als Voraussetzung empirischer Unter­
suchungen 

Die Vielfalt und Bandbreite der an den jeweiligen Institutio­
nen vorfindliehen Bildungs-/Ausbildungseinrichtungen erlaubt 
nur bedingt eine Schematisierung. Nach Münch/Kath können 
die Schwierigkeiten einer eindeutigen Typisierung der Lern­
orte in Folgendem begründet werden: 

- "jene klare Trennung von praktischer Ausbildung im Be­
trieb und theoretischer Ausbildung in der Schule gibt es 
nicht 

in den Betrieben sind neben dem Arbeitsplatz noch an­
dere Lernorte vorhanden 

in den Berufsschulen sind neben dem Lernort Unter­
richtsraum noch andere Lernorte anzutreffen 
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in den Betrieben und Berufsschulen befinden sich zum 
Teil identische Lernorte" (15, Seite 21). 

Eine Abgrenzung der Lernorte kann demzufolge nur ideal­
typischen Charakter haben [10]. Da in den vorliegenden 

empirischen Untersuchungen zur Qualität der Lehr- und Lern­
prozesse auch nur grob unterschieden wird zwischen Aus­
bildung am Arbeitsplatz I in der Produktion, Lehrwerkstatt 
und Berufsschule, zeigen die Ergebnisse allenfalls Tendenzen. 

4.2 Untersuchungsergebnisse 

4.2.1 Lernortkomplex Arbeitsplatz 

1. Verhaltensebenen 

A = Reproduktion 

B = Reorganisation 

C = Transfer 

D = Innovation 

2. Handlungsebenen 
{"Objektbereiche") 

3. Unterrichts-/Unter­
weisungsmethoden 

*) keme Angaben 
**) Erlauterungen s. S. 18 

WEMA­
Studie (1} 

KA *) 

KA 

KA 

4.2.2 Lernortkomplex Lehrwerkstatt 

1. Verhaltensebenen 

A = Reproduktion 

B = Reorganisation 

C = Transfer 

D = Innovation 

2. Handlungsebenen 
("Objektbereiche") 

3 Unterrichts-/Unter­
weisungsmethoden 

WEMA­
Studie (1} 

KA *) 

KA 

KA 

Abk. Binkelmann, Böhle, 
Indikator Schneller (2, S. 116-117, 

s. 144-147} 

Anwendung und Vertiefung 
der in der Lehrwerkstatt 
erworbenen Fertigkeiten und 
Kenntnisse, und zwar in 
unterschiedlichen Situationen 
und bei verschiedenen Auf­
gaben (S. 144} 

gewerblich-technische 
Ausbildung in der Produktion 

Zuschauen; Vormachen; 
unmittelbare Wahrnehmung; 
(S. 145-146} 

Abk. Binkelmann, Bohle, 
Indikator Schneller {2, S. 134-143} 

Systematisches Einuben 
praktischer Fertigkeiten; 
Verknlipfung von Pnizision 
(Qualitat} und Schnelligkeit 
(lntensitat} als "Leistung", 
"Ausführung vorgegebener 
Arbeitsziele und die An­
wendung standardiSierter 
"Lbsungstechn1ken" 
(wenn x, dann j}" (S. 135} 

gewerbl1ch-tech n ische 
Ausbildung 

Einübung technischer Ver­
fahrensweisen, Beschränkung 
be1 modellhaften Demonstra­
tionen auf das sinnlich 
Wahrnehmbare; keine 
systematische Vermittlung 
technischer Konstruktions­
prinzipien und der Organi­
sation der Produktions- und 
Arbeitsprozesse (S. 136-137}; 
Unterweisung nach dem 
Prinz1p der Demonstration 
und Nachahmung; Erläute­
rung unmittelbar sinnlich 
wahrnehmbarer Vorgänge 
(S. 139}. 

Abk. "Hamburger Lehrlingsstudie" 
Indikator (3, S. 101-105) 

A 

B 

Es wird erhoben, ob eine "An­
leitung und Beratung in der 
praktischen Ausbildung statt­
findet": ... "etwas mehr als em 
Drittel erhält in der überwiegen­
den Ze1t eine Beratung und An­
leitung seitens der Betriebe". 
(S. 62} 
73% aller Lehrlinge arbeiten 
im normalen Produktions­
programm (S. 101}. 

I gewerbliche Berufe, kauf­
männisch-verwaltende Berufe, 
Gesundheitsberufe 

a **) KA 

"Hamburger Lehrlmgsstud1e" (5} 

A 

B 

a **) 

b **) 

gewerblich-technische 
Ausbildung 

Abk. 
Indikator 

I, 
II, 

111. 

Abk 
lnd1kator 

A 

B 

*) Es wird ermittelt, daß .. etwa jeder Dritte wahrend der Lehrzeit eine gesonderte praktische Unterwe1sung 1n einer besonderen Einrichtung, z. 8. in 
emer Lehrwerkstatt, 1n emer Lehrecke oder in emem Lehrlabor·· erhält (1, S. 97). 

**) Erlauterungen s S. 18 
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4.2.3 Lernortkomplex Berufsschule 

<1l 

1. Verhaltensebenen 

A = Reproduktion 

B = Reorganisation 

C = Transfer 

D = Innovation 

2. Handlungsebenen 
("Objektivbereiche") 

3. Unterrichts-/Unter­
weisungsmethoden 

') Erläuterungen s S. 18 

Ermittelt wird die Ein­
schätzung der Lernvor­
aussetzungen der Berufs­
schüler durch die Berufs­
schullehrer (S. 171-173). 
Dabe1 wird zwar eme 
relativ hohe Lernbereit­
schaft festgestellt, gleich­
zellig bestehen aber 
erhebliche Def1z11e in der 
Sprachbeherrschung, was 
die Mogl1chke1ten des 
Erre1chens höherer Lern­
stufen stark einschrankt· 
. . "das Pnnz1p des 
"Zuschauens und Nach­
machens" 1n der Berufs­
ausbildung (wird) immer 
mehr durch (verbale) 
Vermittlung theoretischen 
Wissens ergänzt ... " 
(S. 173). 

Es erscheint notwendig, 
"d1e besonderen Fähig­
keiten und Schwächen 
der Schüler bei der An­
eignung neuen W1ssens 
sowohl 1n den Methoden 
der Lehrstoffdarbietung 
(Entwicklung einerneuen 
Didaktik) wie im Lehr­
plan zu berücksichtigen" 
(S. 173). 

I 
Abk I B1nkelmann, Böhle, 

Indikator Schneller (2, S. 148 1.) 

A 

B 

I, 
II, 

111, 

Der Berufsschulunterricht 
"beschränkt sich vor­
wiegend auf die Vermitt­
lung instrumenteller 
Kenntnisse (auch Fakten­
Wissen) und zielt weniger 
auf eine theoretische 
Durchdnngung der Praxis 
ab" (S. 148); 
..... Vermittlung eines 
Minimums an unmittelbar 
notwendigen Kenntnissen 
zur Ergänzung des 
praktischen Unterrichts 

." (S. 149). 

D1e zu erlernenden Kennt­
nisse werden "weder m1t 
den Schülern gememsam 
und problembezogen 
erarbeitet, noch (werden) 
die Schüler zu selbstän­
digem Arbeiten mit ent­
sprechenden Hilfsmitteln 
angeleitet ... " 
(S. 149). "Der Berufs­
schulunternchi entspricht 
in seiner Struktur dem 
trad111onellen "Katheder­
unterncht", die Wissens­
Inhalte werden vorgege­
ben und erlautert . " 
(S. 149). 

I 
Abk. I "Hamburger Lehrlings­

Indikator studie" (3, S. 106-157) 

I, 

II, 

a *) 

b *) 

D1e Mehrheit der Berufs­
schüler nimmt keinen 
Einfluß auf Form und 
Inhalt des Fachunterrichts 
(S. 124). Gelten die 
"Mögl1chke1ten zur Ein­
flußnahme im Ausbil­
dungsgeschehen" als 
eine "primare motivatio­
nale Größe", 
so kann vermutet werden, 
daß in der Berufsschule 
häufig die für das Er­
reichen höherer Lern­
stufen erforderliche 
"Intrinsische" Motivation 
fehlt. 

Eine Untersuchung der 
Methodik des Fachunter­
richts fehlt. "Die Gestal­
tung des Politik-Unter­
richts 1st uberwiegend von 
Pass1V1tat der Schuler, 
Frontalunterricht und/oder 
autontarem Unterrichtsstil 
der Lehrer gepragt". 
(S 154). 
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Abk. 
Indikator 

(A) 

(B) 

I, 
II, 

111. 

a *) 

b *) 

4 3 Zusammenfassung 

Insgesamt kann festgestellt werden, daß empirisch abgesi­
cherte Aussagen zur Frage der didaktisch-methodischen 
Qualitat der Lehr- und Lernprozesse an den verschiedenen 
Lernorten nur unter Vorbehalten möglich sind. ln den vor­
liegenden empirischen Untersuchungen wird dieser fur die 
mhaltliche Verklammerung der Lehr- und Lernprozesse uner­
läßllche Aspekt nur beiläufig berücksichtigt (1, 3, 4). Ledig­
lich 1n der vom BMBW 1n Auftrag gegebenen Studie (2) fm­
den s1ch differenziertere Aussagen zu diesem Themenbe­
reich. Außerdem gehen die Studien entweder von einer zu 
groben Lernorttypologie aus (2, 3, 4), oder die entwickelte 
Typologie ist zugeschnitten auf die Untersuchung institutio­
nell-organisatorischer Aspekte (1). Keiner der Untersuchun­
gen l1egt eme differenzierte, nur für die Untersuchung des 
didaktisch-methodischen Aspektes entwickelte Lernort-Typo­
logie zugrunde (vgl. etwa die von Keil nach dem Kriterium 
"Erkenntnisgewinn" oder von Münch nach dem Kriterium 
"Padagogisierung" entwickelten Typologien). Eine differen­
zierte Untersuchung der angewendeten Unterrichts-/Unter­
weisungsmethoden fehlt völlig. Trotz dieser Vorbehalte sol­
len die folgenden in den Tabellen enthaltenen tendenziellen 
Aussagen gewagt werden: 

- soll zwischen den Institutionen "Betrieb" und "Berufs­
schule" eine Aufgabendifferenzierung mit dem Ziel einer 
didaktisch-methodischen Abst1mmung und gegenseitigen 
Durchdringung und Reflexion von Theorie und Praxis er­
folgen, so kann das nicht ohne tiefgreifende Konsequen­
zen an den Lernorten erfolgen: 

Berufliche Lernprozesse verlaufen in der Regel auf den 
niedrigen Verhaltensebenen "Reproduktion" und "Reor­
ganisation"; 

Lehr- und Lernprozesse in Betrieben und Berufsschulen 
unterscheiden sich qualitativ kaum; theoretische Durch­
dringung erlebter Praxis findet meist nicht statt. 

Abgesehen von den Betrieben, die schon heute eine quali­
tativ hochwertige Ausbildung vermitteln, stellt sich immer 
noch 
für viele Betriebe die Aufgabe, 

a) bezüglich der Inhalte über die unmittelbar sinnlich wahr-
nehmbare Dingweit hinauszugehen, 

b) bezüglich der Methoden flexibler zu verfahren. 

Für viele Schulen scheint es erforderlich, 

a) durch exemplarische Auswahl, Vertiefung und Reflexion 
der praktischen Erfahrungen auch höhere Lernstufen an­
zustreben, 

b) unter Berucksichtigung des lmplikationszusammenhan­
ges zw1schen Inhalt und Methode in stärkerem Maße trans­
fer- und innovationsfördernde Methoden anzuwenden. 

5. Vorschlag für die Verteilung eines Ausbildungsganges auf 
die Lernorte 

Auf relativ niedriger Verhaltensebene (z. B. Reproduktion) 
können bei durchschnittlichen individuellen Lernvorausset­
zungen Lernergebnisse mit geringerem methodischen Auf­
wand erreicht werden. Hier scheint sich das "klassische" 
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Muster betrieblicher Unterweisung mit Vormachen, Nach­
machen, Üben, Vertiefen, Anwenden bewährt zu haben. 

Dagegen erfordern Lernprozesse, die auf höhere Verhaltens­
ebenen zielen, im allgemeinen ein größeres Maß an ,päd­
agogischer Intentionalität', d. h. an Planung und Steuerung 
der Lehr- und Lernprozesse [11]. Zur Beurteilung der didak­
tisch-methodischen Eignung von Lernorten für das lngang­
setzen von Lernprozessen höherer Ordnung ist daher von 
Bedeutung, welches Ausmaß an Planung und Systematik an 
den verschiedenen Lernorten praktiziert wird. 

Damit soll nicht etwa Lernorten mit einer geringen pädago­
gischen Intentionalität d1e E1gnung für Ausbildung abgepro­
chen werden. Für viele aktuelle berufliche Handlungsvoll­
züge ist eine Ausbildung auf der Stufe der "Reproduktion" 
zunächst ausreichend. 

Fraglich ist allerdings, ob eine solche Qualifikation die für 
die Anpassung an technisch-ökonomische Veränderungen er­
forderliche Flexibilität beinhaltet und darüber hinaus bil· 
dungspolitischen Postulaten entspricht. Sofern an einem be· 
stimmten Lernort Lernen lediglich auf einer niedrigen Ver­
haltensebene möglich ist, wäre, soweit das nach den Lern­
voraussetzungen der Lerngruppen möglich ist, eine aufbauen­
de Ergänzung an einem anderen Lernort erforderlich. Über­
sicht 5 ze1gt das Prinz1p: Für em abgegrenztes inhaltliches 
Element eines Bildungsganges (z. B. eine Lernemheit) wird 
entsprechend den örtlichen Möglichkeiten und Bedingungen 
eine zusammenhangende Lernphase gebildet. Dabei baut 
der Lernort, an dem die höheren Verhaltensebenen erreich­
bar sind, auf der bereits am anderen Lernort erreichten Ebe­
ne auf. Soll das Modell seinen Zweck erfüllen und zur Opti­
mierung der Lehr- und Lernprozesse an verschiedenen Lern­
orten beitragen, müssen die folgenden Voraussetzungen ge­
geben sein: 

Die Vermittlung eines inhaltlich zusammenhängenden 
Lernpaketes an einem Lernort ist für den Lernenden als 
eine geschlossene Lernphase erkennbar; dieser Aspekt 
ist insbesondere für die Lernmotivation von Bedeu­
tung [12]. 

Die Leistungsfähigkeit der einzelnen Lernorte hinsichtlich 
der erreichbaren Verhaltensebene ist bekannt. Die Ermitt­
lung der Einflußgrößen - Planmäßigkeit, Systematik, ln­
halte, Methoden personelle/sächliche Ausstattung - ist 
deshalb Grundlage der "örtlichen Feinabstimmung", d. h. 
der Planung und Verteilung der nach Verhaltensebenen 
gegliederten Lernphasen auf die verschiedenen Lernorte. 
Dabei werden im lernpsychologischen Sinne "ideale" Lö­
sungen allerdings nur selten möglich sein, da eine Viel­
zahl von organisatorischen, rechtlichen und institutionel­
len Zwängen zu berücksichtigen ist. 

Obersicht 5: Idealtypische Darstellung der Verteilung eines 
an verschiedenen Lernorten durchgeführten Ausbildungs­
ganges nach den erreichbaren Verhaltensebenen 

Verhaltens· 
ebenen 

D Kreat1v1tat 

C. Transfer 

A. Reproduktion 

uberb. Zeit 
Betneb Schule Betrieb Lwst. Schule 

Lernphase I Lernphase II Lernphasen +---------___, _ ___, ________ __, (lll. .. n) 

Anmerkungen 

[1] Dabei wird unter Lernort .,eine im Rahmen des offentliehen Bil· 
dungswesans anerkannte E1nnchtung" verstanden, .,d1e Lernange­
bote organisiert" (7, S. 69) - eme Begnffsbestimmung, deren Un· 
zulanglichkeit von J. Munch (14, S 247) herausgearbeitet 
Vgl. auch Munch/Kath (16) zur Bedeutung des Lernorts , Arbeits· 
platz" für d1e Berufsausbildung und se1nen didaktischen Funktio· 
nen. 

[2] Qualltat der Lernprozesse meint hier 1hren Ort in einer hierarchi­
schen, lernpsychologisch begrundeten Stufung. D1ese in der ,.Lern­
ortdiskussion" bisher wenig beachtete Frage gewmnt zusatzlieh an 
Bedeutung, wenn z. B bei der Entwicklung und Erprobung doppel­
profilierter oder ·qualifizierender Bildungsgange glelchze1t1g oder 
nachemander Lernz1ele bzw. (Teli-)Quallflkationen von unterschied­
licher Qualltat vermittelt werden sollen. 

[3] Eine besondere Schwierigkeit bei der Entwicklung und Anwendung 
emer Lernorttheone 1m Smne des Deutschen Bildungsrates erg1bt 
SICh aus der Mogl1chkeit, daß be1 einer magliehen Aufspaltung 
und Verteilung von Lernzielkomplexen auf verschiedene Lernorte 
ohne hmreichende K<>nntnis der Lernmogllchkeiten und -prozesse 
e1n vom Bildungsrat verfolgtes Z1el, nämlich d1e .. Lernprozesse zu 
e1ner Emheit zusammenzufuhren" (8, S. 49), gefahrdet werden 
kann. 
.,Aufspaltung" und .,Verteilung" sind also nur 1n dem Maße zu­
lasslg, w1e es gelingt, d1e lntegrat1on der .. aufgespaltenen" und 
,.verteilten" Elemente im Lernprozeß und -ergebn1s nachzuweisen 

[4] Zum gle1chen Ergebnis kommen Keil und Lipsme1er, wenn s1e 
feststellen: ,.d1e alte Vorstellung 1n der Aufgabenverteilung von 
.. Betrieb = Prax1s" und .,Berufsschule = Theorie" war zwar klar, 
1st Jedoch mehr und mehr unbrauchbar geworden, da Sich theore­
tische und praktische Lerninhalte durchdnngen." (12, S 86). 

[5] Vgl. bes. · 
- Deutscher B1ldungsrat: Begabung und Lernen. Stuttgart 1971 
- Deutscher Bildungsrat: Strukturplan 
- Gagne, R. M.: D1e Bedingungen des menschlichen Lernens 

Hannover 1969 
- Skowronek, H. · Lernen und Lernfah1gke1t. München 1970 
-Tausch, R. und A M.: Erziehungspsychologle. Gottmgen 1971 

[6] Vgl. 13, S. 208: Lernperl unterscheidet berufliche Tatigke1ten nach 
emer Klassifikation von Pearlm und Krohn. Danach wird u a. 
unterschieden zwischen der Verarbeitung von Sachen, der Verar­
beitung von Symbolen und dem Umgang mit Menschen. Eme 
ahnliehe Dimension mit den Klassen .,Dinge, Daten, Personen" ISt 
in der dreidimensiOnalen Taxonomie zur Klass1flkat1on von Lern­
Zielen 1n der beineblichen Ausbildung von Yag1 verwendet wor­
den. s. Wmteler, A.: D1e Taxonom1s1erung von Lernzielen 1n der 
beruflichen Bildung. Unveroffentlichtes Manusknpt, BBF 1974, S 7 

[7] Vgl. Klafki, W.: Allgemeine Probleme der Unternchtsmethodlk. in: 
Klafki, W., u. a · Erziehungswissenschaft 2 (= Funk-Kolleg Erzie­
hungswissenschaft). Frankfurt 1971. S. 136 

[8] G W1emann vermutet hinsichtlich der Methodenwahl in der beruf­
lichen Grundblldung, daß .,mit zunehmendem Lernfortschntt der 
Lernenden eine starkere Betonung problemlosender Operationen­
sowohl 1m funktionalen w1e auch im extrafunktionalen Lernbereich 
- und eme allmähliche Zuruckdrangung algonthmlscher Operatio­
nen" mogl1ch 1st. 

Vgl. Wiemann, G : Didaktische Vorstudie für ein projektonentiertes 
Handlungsmodell beruflicher Grundbildung (im Berufsfeld Metall) 
Hannover 1974. S. 64. 

[9] Nach der von Keil nach dem Kriterium .,Erkenntnisgewmnung" 
entwickelten .,Binnendlfferenzierung der lnst1tut1on Schule und Be­
trieb" (11, S. 589). 

[10] Münchs Typolog1e von Lernorten fur d1e praktische Ausbildung fi.Jr 
gewerbhch-technische Facharbe1terberufe: 
- Produkt10nsstatte (Arbeitsplatz) 
- berufspadagogische ,.gestaltete" Produktionsstätte (Arbeitsplatz) 
- bkonom1sch .,aufbereitete" Lehrwerkstatt (mit Produktivarbe1ten) 
- betnebl1che Lehrwerkstatt (ohne Produktivarbe1ten) 
- überbetriebliche Lehrwerkstatt (ohne Produktivarbeiten) 
- Schulwerkstatt (16, S. 22) 
1st nur bed1ngt gee1gnet, qualitativ unterschiedliche Lernprozesse 
an den Lernorten zu identifizieren; sie wird von Münch auch 
ledigliCh dazu benutzt, unterschiedliche Kompetenzen herauszu­
arbeiten. 
Für den ., Lernort Arbeitsplatz" wurden von Munch/Kath theoretische 
Vorarbeiten geleistet, d1e differenziertere Aussagen empirischer 
Untersuchungen zur Frage se1ner didaktischen Funktionen ermog­
lichen (16, S. 23-30). Eme Ausnahme bildet die WEMA-Stud1e, m 
der eine differenziertere Typologie vorgestellt (1, S 105), 
didaktisch-methodische Fragen werden in dieser Studie jedoch nur 
am Rande untersucht. 

[11] Vgl Tausch, R u. A.-M.: Erziehungspsychologie. Göttingen 1971, 
S 407-444. Es werden eme Re1he empirischer Untersuchungen 
dargestellt, m1t denen belegt daß .,ZWischen der Art des 
unterrichtlichen Vergehens von Lehrern und Art und Ausmaß des 
Lernans von Schulern ... m1t großer Wahrschemlichke1t engere 
Zusammenhange" bestehen. 

[12] Vgl insbesondere: 7, S. 41-47 und Heckhausen, H : Die Forderung 
der Lernmot1v1erung und der mtellektuellen Tücht1gke1ten. in· 
Roth, H. (Hrsg.): Begabung und Lernen. Stuttgart 1971, S. 215 
(= Gutachten und Studien der Bildungskomm1ssion). 

Literatur zur Lernortdiskussion (soweit zitiert) 

[1] Alex, L ; Hauser, H ; Reinhardt, H : Das Berufsbildungsgesetz in 
der Prax1s. Eine Reprasentativbefragung von Auszubildenden, Bann 
1973 (= WEMA-Studie). 
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[2] Binkelmann, P.; Böhle, F.; Schneller, 1.: Industrielle Ausbildung 
und Berufsb1ldungsrecht, Frankfurt 1975. 

[3] Crusius, R. · Der Lehrling in der Berufsschule, 'Munchen 1973. 
.. Hamburger Lehrlingsstudie", Band 2). 

[4] Dannemann, Chr.: Probleme der uberbetrieblichen Lehrwerkstatt 
aus der Sicht freier Träger. ln. D1e Deutsche Berufs- und Fach­
schule, 72 Jg. (1976), H. 4, S 274-279 

[5] Dav1ter, J : Der Lehrling im Betrieb, München 1973 Forschungs­
benchi der Hochschule für Wirtschaft und Politik, Hamburg). 
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Aus der wissenschaftlichen Begleitung des Modellversuchs 
'Salzgitter' Ein Situationsbericht 

Die Gewerbliche Berufsschule Salzgitter [1] und die Stahl­
werke Peine-Salzgitter AG (P+S), Werk Salzgitter, führen in 
gegenseitiger Abstimmung und unter wissenschaftlicher Be­
gleitung durch das BBF einen Modellversuch zum Berufs­
grundbildungsjahr im Berufsfeld ,Metall' durch; der im Früh­
jahr 1974 begonnene Hauptversuch ist als Vergleichsunter­
suchung - zwischen Jugendlichen im Berufsgrundbildungs­
jahr und im herkömmlichen 1. Ausbildungsjahr - und zu­
gleich als Verlaufsuntersuchung - über die Dauer der gesam­
ten Ausbildung der Versuchsgruppen - angelegt. Se1t Früh­
jahr 1976 befinden sich die Versuchsgruppen im dritten Aus­
bildungsjahr. 

Der vorliegende Situationsbericht aus dem 2. Ausbildungs­
jahr der Versuchsgruppen gibt im wesentlichen die Eindrücke 
und Erfahrungen der Beteiligten und Verantwortlichen auf 
seilen des Ausbildungsbetriebes wie auf seilen der Berufs­
schule wieder, und zwar zu einem Zeitpunkt, als die ehema­
ligen Berufsgrundschüler bereits ungefahr ein halbes Jahr 
betrieblicher Fachbildung 1n der Lehrwerkstatt des aufneh­
menden Ausbildungsbetriebes durchlaufen hatten. Mit diesem 
Zeitraum ist zwar die kritische Phase des unmittelbaren 
Übergangs von der schulischen Berufsgrundbildung in die 
betriebliche Fachbildung erfaßt worden, ein abschließendes 
Urteil- auch über diese Phase des Modellversuchs- sollte 
jedoch nicht ohne Berücksichtigung auch späterer Urteile 
sowie vor allem der verschiedenen Daten und Meßreihen, 
die gegenwartig zur Veröffentlichung vorbereitet werden, ge­
fällt werden. 

Obwohl der Zeitpunkt des gemeinsamen Erfahrungsaustau­
sches unter den Versuchsbeteiligten - Ende 1975 - sowie 
der Zeitraum, über den damals diskutiert werden konnte, 
nunmehr schon ein1ge Zeit zurückliegen, erschien es gerecht­
fertigt, gerade über diesen, eher punktuellen Ausschnitt aus 
dem Versuchsverlauf auch getrennt von der umfassenden 
Ergebnisdarstellung des 1. und 2. Ausbildungsjahres zu be­
richten, da einerseits die unmittelbaren Erfahrungen des auf­
nehmenden Ausbildungsbetriebes nach dem 1. Halbjahr be­
trieblicher Fachbildung für eine Gesamtbeurteilung der Pro­
bleme des Übergangs in die Fachbildung nicht unwichtig 
sind und andererseits bereits erste Schlußfolgerungen und 

Empfehlungen für die zukünftige Abstimmung vor Ort -
zwischen Ausbildungsbetrieb und Berufsschule - erkennbar 
werden. 

Zur Form der Darstellung ist anzumerken, daß auch sie den 
Charakter eines Situationsberichtes noch erkennen laßt. Stel­
lungnahmen, Beobachtungen, Wertungen und Meinungen aus 
dem damaligen, von der wissenschaftlichen Begleitung ver­
anstalteten Colloquium werden in protokollähnlicher Form 
dargestellt; sie werden z. T. als solche von betrieblicher oder 
von schulischer Seite gekennzeichnet. Für etwaige Fehler 
oder mißverstandliehe Wiedergabe ist jedoch allein der Be­
richterstatter verantwortlich [2]. 

1. Zwischenbilanz der Gewerblichen Berufsschule Salzgitter 

Die Projektkonzeption (die Begriffe ,Projektkonzeption' und 
,projektorientierte Unterrichtsform' werden hier als Syno­
nyme verwendet) fur das schulische Berufsgrundbildungsjahr 
entspricht nicht dem, was üblicherweise, d. h. im Kontext 
der allgemeinbildenden Schulen oder der Universitätsausbil­
dung, darunter verstanden wird; eine durchgängige und um­
fassende Onent1erung aller Fächer auf die fachpraktischen 
Unterrichtsprojekte wird nicht angestrebt; ebensowenig ist 
eine weitgehende Selbständigkeit und Selbstbestimmung der 
Schüler bei Wahl und Durchführung der Projekte realisierbar. 
Vor allem im ersten Schulhalbjahr sind detaillierte Vorgaben 
erforderlich. 

Wesentliches Kriterium der projektorientierten Unterrichts­
form im Berufsgrundbildungsjahr ist die Selbständigkeit der 
Schüler bei Planung und Organisation von Arbeitsschritten 
innerhalb ansonsten vorgegebener Aufgabenstellungen. Die 
eigens zur ergänzenden und vertieften Behandlung von kon­
kreten Fragen der Arbeitsplanung eingerichtete Projektpla­
nungsstunde hat sich als außerordentlich zweckmäßig erwie­
sen. 

Die Forderung der Stahlwerke Peine-Salzgitter AG als dem 
aufnehmenden Betrieb, die Schule müsse das Erreichen 
eines einheitlichen Mindestniveaus fachlicher Qualifikationen 
garantieren, wird grundsätzlich akzeptiert. Im fachpraktischen 
wie fachtheoretischen Unterricht werde man noch gezielter 
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auf Grundlagenvermittlung Wert zu legen haben; dabei soll­
ten im fachtheoretischen Bereich die Möglichkeiten des Ex­
perimentalunterrichts stärker genutzt werden. Es besteht daher 
von Seiten der Schule Interesse an dem von der Forschungs­
hauptabteilung ,Medienforschung' im BBF erarbeiteten Mehr­
mediensystem ,Metall' (MMM); eine Beteiligung der Ge­
werblichen Berufsschule Salzgitter an den geplanten Modell­
versuchen wird erwogen. 

Gerade im Hinblick auf einen einheitlichen Leistungsstand 
hat sich in der Vergangenheit gezeigt, daß Fehlzeiten der 
Jugendlichen, z. B. wegen Krankheit, in dem gegebenen 
Stundenrahmen schwer oder gar nicht zu kompensieren sind. 
Besonders im fachpraktischen Unterricht kann das Versäumte 
kaum nachgeholt werden. ln diesen Fällen müßte ein zusätz­
licher fachpraktischer Unterricht möglich sein. Auch für lei­
stungsschwache Schüler wäre ein solches Zusatzangebot er­
forderlich. 

Im laufenden Schuljahr wird zum erstenmal das Berufs­
grundbildungsjahr in erheblich größerem Umfang - acht 
Klassen gegenüber lediglich zwei im Vorjahr - durchgeführt. 
Diese Ausweitung macht eine intensivere, d. h. gleichmäßi­
gere Auslastung der Werkstattkapazität erforderlich. Ein Teil 
der Schüler mußte die fachpraktische Ausbildung mit Ma­
schinenarbeiten beginnen. Es zeigte sich, daß dann eine 
zeitliche Ausdehnung dieser Phase nötig ist, weil zugleich 
erste Grundkenntnisse des Anreißens, Messens und Zeich­
nungsiesens vermittelt werden müssen. Während bisher im 
Fach ,Technisches Zeichnen' das Lesen von Zeichnungen 
über das Anfertigen von Zeichnungen vermittelt wird, was 
insgesamt einen längeren Zeitraum in Anspruch nimmt, sollte 
die vorgezogene Maschinenausbildung durch einen ebenfalls 
vorgezogenen Kurs in ,Zeichnungslesen' erleichtert werden. 

Die bisherigen Erfahrungen mit der vorgezogenen Maschi­
nenausbildung werden von der schulischen Seite als über­
wiegend gut beurteilt; bei den Jugendlichen stoßen diese 
Arbeiten auf ein größeres Interesse als "Bankarbeiten", mit 
denen üblicherweise die praktische Ausbildung beginnt. Eine 
Erhöhung der Unfallquote wurde bisher nicht beobachtet. 

Von betrieblicher Seite werden Vorbehalte gegen diese Um­
stellung in der Ausbildungsabfolge, vor allem die Gefahr 
einer psychischen Überforderung, geltend gemacht. Es wird 
dabei darauf verwiesen, daß das didaktische Modell nicht 
auf diese veränderte Abfolge abgestimmt ist, so daß ein 
Verlust an Systematik und Unterschiede in der "Tiefe" der 
Ausbildung befürchtet werden. 

Durch Einstellung neuer Lehrkräfte sind jetzt die personel­
len Voraussetzungen für den Ausbau des Berufsgrundbil­
dungsjahres an der Gewerblichen Berufsschule Salzgitter ge­
geben, und zwar auch im Werkstattbereich. Die neuen Lehr­
kräfte sind jedoch noch nicht so mit der besonderen Pro­
jektkonzeption der Schule vertraut, um sie ohne Einschrän­
kungen für ihren eigenen Unterricht übernehmen zu können. 

2. Konsequenzen für die betriebliche Fachbildung 

Die Prämisse, unter der sich die Stahlwerke Peine-Salzgitter 
AG an dem Modellversuch beteiligt hat, lautet: Das Berufs­
grundbildungsjahr ist von seiner Intention her kein erstes 
Ausbildungsjahr in der herkömmlichen Form. 

Um den besonderen Zielsetzungen eines Berufsgrundbil­
dungsjahres Rechnung zu tragen, muß daher der Ausbil­
dungsbetrieb bereit sein, die anschließende Phase der Fach­
bildung in Anpassung an die didaktischen Strukturen des 
Berufsgrundbildungsjahres umzustellen. Die erforderlichen 
Umstellungen müssen sich jedoch in einem Rahmen halten, 
daß dem Ausbildungsbetrieb die mit dem Ausbildungsver­
trag eingegangenen Verpflichtungen einzuhalten möglich 
bleibt. Eine Senkung des Ausbildungsniveaus als Folge des 
Berufsgrundbildungsjahres wäre für die Stahlwerke Peine­
Salzgitter AG nicht akzeptabel. 

Aus dem im Modellversuch erlaBten ersten Durchlauf nach 
der neuen Kombination von Berufsgrundbildung und beruf­
licher Fachbildung liegen nunmehr zum erstenmal vergleich­
bare Ergebnisse über den im Berufsgrundbildungsjahr er­
reichten fachlichen Leistungsstand vor. Sie machen eine Um­
stellung und Umorganisation der betrieblichen Ausbildung 
erforderlich, wenn das bisherige Ausbildungsniveau gehalten 
werden soll. 

Bei der Ausbildung in der bisherigen Form sah sich der Aus­
bildungsbetrieb genötigt, die vorhandenen starken Unter­
schiede in der Allgemeinbildung der Jugendlichen durch zu­
sätzliche Ausbildungsmaßnahmen auszugleichen; hinsichtlich 
des fachlichen Leistungsstands waren alle Jugendlichen glei­
chermaßen nicht vorgebildet. Durch das Vorschalten des Be­
rufsbildungsjahres vor den Eintritt in die betriebliche Aus­
bildung ergeben sich jetzt auch deutliche Unterschiede im 
fachlichen Leistungsniveau. Die Uneinheitlichkeit des fach­
lichen Eingangsniveaus stellt sich nicht zuletzt als ein Pro­
blem der Ausbilder dar; sie empfinden sich als diejenigen, 
die Mängel ausgleichen sollen, die von ihnen nicht zu ver­
antworten sind. 

Die erforderlichen Umstellungen im Ausbildungsablauf sind 
auch deswegen erheblich, weil damit Eingriffe in eine be­
reits bestehende, leistungsfähige Ausbildungsorganisation, 
wie sie für Großbetriebe die Regel ist, verbunden sind; für 
Ausbildungsbetriebe mit nur wenigen Auszubildenden je Jahr 
1n einem dem Berufsfeld zugeordneten Ausbildungsberuf 
dürften organisatorische Umstellungen ein weniger kom­
plexes Problem darstellen. 

Die didaktisch-methodische Konzeption der Schule, vor allem 
die Verwendung von Projekten im fachpraktischen und fach­
theoretischen Unterricht, wird von der Stahlwerke Peine­
Salzgitter AG (P+S) - gleichsam als zweite Prämisse -
grundsätzlich positiv beurteilt. Eine partielle Ubernahme und 
Einbeziehung von Projekten in die lehrgangsmäßige Ausbil­
dung in der Lehrwerkstatt wird seit langerer Zeit angestrebt. 

Vom Berufsgrundbildungsjahr in dieser Konzeption wird vor 
allem erwartet, daß bei den Jugendlichen die Fähigkeit zum 
problemlösenden Denken entwickelt wird; ein verringerter 
Umfang an vermittelten Fertigkeiten könnte dagegen in der 
anschließenden betrieblichen Ausbildung korrigiert werden. 
Die Grundlagenvermittlung andererseits dürfte nicht einge­
schränkt werden. 

Bei der Bewertung der vorläufigen Ergebnisse des Modell­
versuchs muß generell berücksichtigt werden, daß in diesem 
Fall die Leistungen der Berufsschule im Berufsgrundbildungs­
Jahr gemessen wird an einer betrieblichen Ausbildungsstatte 
mit einem hohen fachlichen Ausbildungsstandard; auch dort 
wird z. B. problemlösendes Verhalten systematisch gefördert. 

3. Das Verhältnis von Theorie und Praxis in der beruflichen 
Grundbildung 

Vor dem Hintergrund eines hoheren Anteils an fachtheoreti­
schem Unterricht gegenüber dem herkömmlichen ersten Aus­
bildungsjahr in Verbindung mit dem schulischen Prinzip der 
Fächergliederung wurde in der Diskussion mehrfach die Fra­
ge angeschnitten, wie der angemessene Beitrag theoretischer 
Lerninhalte zu einer beruflichen Grundbildung zu definieren 
sei. 

Nach dem Eindruck des Berichterstatters gab offenbar das 
bisher im Modellversuch be1 der anschließenden Stufe der 
Fachbildung registrierte theoretische Wissen der Berufs­
grundschulabsolventen Anlaß zu einer gewissen Kontroverse 
über das angemessene Verständnis von Funktion, Umfang 
und Niveau fachtheoretischer Ausbildungsinhalte in der An­
fangsphase einer Ausbildung. 

Unstrittig war jedoch, daß d1e Vermittlung theoretischer 
Kenntnisse an praktische Erfahrungen anknLipfen müsse, um 
den spezifischen Lernvoraussetzungen dieser Jugendlichen, 
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die sich vor allem durch das Primat der Anschaulichkeit 
auszeichnen, gerecht zu werden. Dabei wurde jedoch von 
Seiten des Betriebes bestritten, daß der Unterricht im Berufs­
grundbildungsjahr gee1gnet war, um auch bei den Ieistungs­
schwacheren Jugendlichen in den Versuchsgruppen eine der­
artige Verbindung der praktischen Ausbildung mit dem fach­
theoretischen Unterricht herzustellen. 

ln der Frage einer Beibehaltung, Modifizierung oder auch 
Aussetzung der Berufsgrundbildungsjahr-Anrechnungsverord­
nung wird unter anderem zwischen Bund und Ländern eine 
Erhöhung des vorgeschriebenen fachpraktischen Unterrichts­
anteils in fertigkeitsbetonten Berufsfeldern (z. B. "Metall", 
"Bau und Holz" sowie "Gesundheits- und Körperpflege") von 
gegenwärtig in der Regel mindestens 12 auf 16 bis 18 Unter­
richtsstunden erwogen. 

Eine solche Regelung würde den im Versuch sichtbar ge­
wordenen Erfordernissen entsprechen. Sie wird insbesondere 
auch deswegen für notwendig gehalten, weil die besondere 
Berücksichtigung und Ubung angemessener Arbeitsplanung 
bei den fachpraktischen Arbeiten in gewissem Umfang die 
unmittelbar praktischen Ubungszeiten im Werkstattunterricht 
vermindert. Zusätzliche Unterrichtszeiten sollten daher nach 
Auffassung der schulischen Seite zu einer Vertiefung des 
Ubungseffektes, nicht jedoch für eine beginnende Speziali­
sierung genutzt werden. 

Der Maxime einer Beschrankung und Vertiefung im fach­
praktischen Lernbereich wurde von betrieblicher Seite zuge­
stimmt, allerdings explizit nicht unter der Leitvorstellung spe­
zieller Perfektion, sondern unter Betonung einer fundierten 
fachtheoretischen Absicherung der praktischen Fertigkeiten. 

4. Beobachtung und Messung der Versuchsvariable ,Pro­
blemlösungsverhalten' 

Die übereinstimmend angestrebte Qualität beruflicher Grund­
bildung, namlich unter Verzicht auf fachliche Breite und 
handwerkliche Perfektion im Fertigkeitsbereich auch schon in 
der ersten Phase einer Berufsausbildung eine verständnis­
betonte Aneignung beruflicher Kenntnisse und Fertigkeiten 
zu gestatten, laßt sich gegenwärtig noch nicht mit ausrei­
chender Exaktheit durch Verhaltensmessungen erfassen. So 
ist es im Modellversuch bisher nicht gelungen, das Problern­
lösungsverhalten der Jugendlichen, 1hre Fähigkeiten zum 
problemlösenden Denken beim Herangehen an konstruktive 
Fertigungsaufgaben, zufriedenstellend zu operationalisieren 
und exakt meßbar zu machen. Prüfungen traditioneller Art, 
insbesondere Kammerprüfungen, messen diesen Verhaltens­
aspekt kaum 

Gerade weil jedoch em allgemeines Verstandnis von den 
spezifischen Zielen beruflicher Grundbildung vorhanden ist, 
kann auch beobachtet werden, ob das fachliche Verhalten 
der Jugendlichen diesen Zielen mehr oder weniger ent­
spricht; d. h. der Ausbilder kann aufgrund seiner Erfahrung 
beurteilen, ob ein Auszubildender mit einsichtigem Verständ­
nis an eine fachliche Aufgabenstellung herangeht oder ob er 
dabei eher routinemäßig oder me<?hanisch vorgeht. 

D1e mangelnde Meßbarkeit dieser Lernqualität bleibt unbe­
friedigend, da damit ein erklärtes Ziel der schulischen Kon­
zeption einer definitiven Aussage weitgehend entzogen wird. 
Mangelnde Meßbarkeit sollte jedoch nicht der Anlaß sein, 
ein allgemein als richtig anerkanntes Ziel aufzugeben. Dazu 
besteht vor allen Dingen dann kein Anlaß, wenn das bisheri­
ge Niveau der Ausbildung in den Dimensionen, die meßbar 
sind, gehalten Wird. Eine Veränderung des Lernverhaltens 
in der angestrebten Weise - Entwicklung des problemlösen­
den Denkens- ist darüber hinaus kein zu einem bestimmten 
Zeitpunkt, etwa zum Ende des Berufsgrundbildungsjahres, 
abgeschlossener Prozeß, auch der weitere Verlauf der Aus­
bildung, d. h. Art und Umfang von Lernfortschritten kann 
Aufschluß geben, ob eine qualitative Veränderung im Lern­
verhalten erreicht wurde. Der Modellversuch ist unter ande-

rem auch deswegen über einen Zeitraum, der mindestens 
den vollen Ausbildungsdurchlauf, möglichst auch noch die 
erste Zeit der eigentlichen Berufsausübung umfaßt, angelegt 
worden. 

5. Schlußfolgerungen 

Nachdem bei der Weiterführung des Modellversuchs deut­
l:ch geworden ist, daß d1e Anpassung für den aufnehmenden 
Ausbildungsbetrieb um so schwieriger ist, je uneinheitlicher 
Umfang und Niveau der fachpraktischen Fertigkeiten aus 
dem Berufsgrundbildungsjahr sind, wird der arbeitsteilige 
Bau von Getriebebaukasten nicht länger als das optimale 
fachpraktische Unterrichtsprojekt bewertet. Unter der Bedin­
gung knapp bemessener fachpraktischer Unterrichtszeiten 
erg1bt es sich fast zwangsläufig, daß schwierige Arbeiten von 
den leistungsstärkeren, einfache Arbeiten von den leistungs­
schwächeren Jugendlichen der Gruppe ausgefuhrt werden. 
Mit aus diesem Grund kam es im Modellversuch zu größeren 
Unterschieden in den effektiven Übungszeiten der Jugendli­
chen an den Werkzeugmaschinen. 

ln Zukunft wird daher anstelle des arbeitsteiligen Getriebe­
baukastens von jedem Jugendlichen als fachpraktisches Un­
terrichtsprojekt ein Blocklocher gefertigt werden. Da der Lo­
cher zudem in den Besitz der Jugendlichen übergeht, was 
erfahrungsgemäß die Attraktivität der Arbeiten erhöht, kann 
mit dieser Veränderung ein doppelter Effekt erreicht werden. 
Für die Motivation der Jugendlichen ist es ferner wichtig, 
daß die Fertigung eines Projektes in einem Zuge bis zur 
Fertigstellung erfolgt, sich also nicht von anderen Arbeiten 
unterbrochen über einen längeren Zeitraum hinzieht; hierzu 
lagen aus Betrieb und Schule gleichlautende Erfahrungen 
vor. 

Ein Faktor, der ebenfalls zu den starken Unterschieden in 
Leistungsbreite und Leistungshöhe der Berufsgrundschüler 
beigetragen hat, war - wie bereits erwähnt - die Schwie­
rigkeit, bei der beschränkten fachpraktischen Unterrichstzeit 
Lücken, die durch Fehlzeiten der Jugendlichen entstanden 
waren, wieder zu schließen. Um dieses Problem zu lösen, 
ist zweierlei erforderlich: Die Fehltage eines Schülers müs­
sen nicht nur, wie es bisher geschieht, festgehalten, sondern 
sie müssen zusätzlich nach Fächern und inhaltlichen Lern­
einheiten aufgeschlüsselt werden. Um Lücken im fachprakti­
schen Unterricht noch im Berufsgrundbildungsjahr auszuglei­
chen, muß in der gesamten fachpraktischen Unterrichtszeit 
eine "Pufferzone" reserviert werden - zweckmäßigerweise 
gegen Ende des Schuljahres - in der einzelne Schüler ihre 
Defizite aufholen können. ln der betrieblichen Ausbildungs­
planung wird bereits mit einem derartigen zeitlichen Flexibi­
litätspolster gearbeitet. 

Wenn die betriebliche Ausbildung in Zukunft mit dem zwei­
ten Ausbildungsjahr beginnt, wird es erforderlich, auch das 
System der "sozialen Betreuung" durch den sog. "Stammei­
ster" zu modifizieren. Bisher war derjenige Ausbildungsmei­
ster für den Jugendlichen wahrend seiner ganzen Ausbil­
dungszeit verantwortlich und zustandig, der den Jugend­
lichen im Grundlehrgang Metall, also im ersten halben Jahr 
der Ausbildung, unterrichtete. Alle nachfolgenden Lehrgänge 
sind kürzer und geben daher dem einzelnen Ausbildungs­
meister weniger Gelegenheit, den Jugendlichen kennenzu­
lernen. Diesem Problem wird auf betrieblicher Seite große 
Bedeutung beigemessen, da bisherige Erfahrungen den gro­
ßen Wert einer festen Bezugsperson gerade für Jugendliche 
mit besonderen Leistungsschwierigkeiten oder persönlichen 
Problemen gezeigt haben. 

Von schulischer Seite wurde die Notwendigkeit einer ver­
gleichbaren Regelung fur das Berufsgrundbildungsjahr an­
erkannt. Der Klassenlehrer, der im Prinzip Funktionen eines 
"Stammeisters" hat, hat jedoch verglichen mit der viertägi­
gen Arbeitswoche im Betrieb weit weniger wöchentlichen 
Unterricht in seiner Klasse. Es wird daher angestrebt, die 
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Anzahl der verschiedenen Fachlehrer einer Berufsgrundschul­
klasse auf höchstens drei zu beschränken. Für den Werkstatt­
unterricht soll das Prinzip des "Stammeisters" übernommen 
werden; diese Funktion soll der Lehrwerkmeister überneh­
men, der im ersten Viertel des Schuljahres den Werkstatt­
unterricht erteilt. 

Obwohl die bei einzelnen Jugendlichen aus dem Modellver­
such in diesem Jahr aufgetretenen sozialen Konflikte nicht 
typisch sein dürften, muß doch davon ausgegangen werden, 
daß mit dem größeren Umfang dieses Vollzeitschuljahres -
jedenfalls verglichen mit den einzelnen Berufsfachschulklas­
sen - auch regelmäßig ein gewisser Prozentsatz sozial auf­
fälliger Jugendlicher vorhanden sein wird; der Betrieb war 
organisatorisch auf derartige Probleme bereits eingestellt. 
Gerade bei einer größeren Einzugspopulation als bisher be­
nötigt die Schule, dies wurde sehr nachdrücklich bekräftigt, 
ahnlieh wie der Betrieb einen Sozialarbeiter, und möglichst 
auch einen Schulpsychologen, die eine Betreuung sozial 
schwieriger Jugendlicher übernehmen könnten. 

Im Modellversuch wurden mehrere Wege zur Abstimmung 
von beruflicher Grund- und Fachbildung beschritten. Bereits 
in der Planungsphase des Modellversuchs verständigten sich 
Schule und Betrieb über die grundsätzlich anzustrebenden 
Ausbildungsinhalte im fachpraktischen Lernbereich. Kurz vor 
dem Wechsel der Berufsgrundschüler in die betriebliche Aus­
bildung wurden die Ausbilder, die diese Jugendlichen über­
nehmen würden, anläßlich eines Informationsbesuchs mit der 
schulischen Projektkonzeption - die inzwischen fertigge­
stellten Projekte dienten gleichsam als Konkretisierung der 
von der Schule angezielten fachlichen Lerninhalte - bekannt 
gemacht. 

Als sich in der zweiten Hälfte des Berufsgrundbildungsjahres 
die starke Uneinheitlichkeit im Niveau der fachpraktischen 
Leistungen abzuzeichnen begann, wurde von einem dafür 
freigestellten Mitarbeiter von P + S anhand der schulischen 
Auftragskarten eine detaillierte Erfassung und Aufschlüsse­
lung der individuellen Übungszeiten an den Werkzeugmaschi­
nen vorgenommen, die zur Planung der anschließenden be­
trieblichen Lehrgänge herangezogen wurde. Maßnahmen zur 
genauen Erfassung des "mitgebrachten" Leistungsstandes 
der Jugendlichen setzen sich in der zweiten Ausbildungs­
phase fort, und zwar wird zu Beginn jedes neuen Lehrgangs 
eine schriftliche Prüfung der relevanten Fachkenntnisse 
durchgeführt. 

Auf eine Strukturierung der Abstimmung in umgekehrter 
Richtung, d. h. durch genauere Forderungen von Seiten des 
Betriebes hinsichtlich des bei den einzelnen Fertigkeiten an­
zustrebenden Leistungsniveaus oder auch durch Information 
über das Anforderungsniveau, auf dem der jeweilige betrieb­
liche Anschlußlehrgang beginnen würde, wurde gleichsam 
im Sinne eines experimentellen Vorgehens verzichtet. 

Für eine bessere inhaltliche Abstimmung der beiden Ausbil­
dungsphasen sind, in Ergänzung zu dem bereits genannten, 
weitere Maßnahmen erforderlich bzw. wünschenswert. So 
wird von beiden Seiten angestrebt, gemeinsam einen Mini­
malkatslog an fachpraktischen Lerninhalten bzw. fachprakti­
schen Anforderungen festzulegen, der im fachpraktischen 
Unterricht der Schule erfüllt werden muß. 

Da eine Leistungsbeurteilung durch Noten von dem ursprüng­
lich vorhandenen Bezug zu konkreten fachlichen Leistungen 
getrennt ist, gestattet sie keine inhaltliche Abstimmung der 
nachfolgenden Ausbildung. Es wäre daher wünschenswert, 
wenn zu den Gesamtnoten mitgeteilt werden könnte, auf 
welche Einzelleistungen in dem jeweiligen Fach bzw. insbe­
sondere in den einzelnen fachpraktischen Ausbildungsberei­
chen sie sich gründet. 

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß eine befriedi­
gende Abstimmung auf die vorangegangene Ausbildungs­
phase voraussetzt, daß die verschiedenen relevanten Aspekte 

der ersten Ausbildungsphase so detailliert wie möglich er­
faßt und dem Betrieb zugänglich gemacht werden. 

Exkurs: Zur Weiterentwicklung des Projektmodells 

Eine Vermittlung erster beruflicher Grundqualifikationen an­
hand der Projektmethode macht eine differenzierte Anpas­
sung dieser didaktisch-methodischen Konzeption auf die sich 
erst allmählich entwickelnde fachbezogene Kompetenz der 
Jugendlichen erforderlich. Um zu vermeiden, daß der metho­
dische Ansatz auf das Fertigen brauchbarer Gegenstände re­
duziert wird, dem die didaktischen Kriterien der Projektkon­
zeption, insb. das Prinzip weitgehender Selbständigkeit, Be­
teiligung und Einflußnahme der Schüler auf alle Phasen der 
Projektdurchführung, unvermittelt als bloße Postulate gegen­
übergestellt bleiben, sollte ein geordneter Kriterienkatalog 
für die pädagogische Durchführung von Projekten erstellt 
werden. Er sollte erkennen lassen, welche der verschiedenen 
Kriterien der Projektmethode in einer bestimmten Phase der 
Ausbildung schon erreichbar erscheinen. Eine derartige Prä­
zisierung und Differenzierung der pädagogischen Intentionen 
kann möglicherweise auch den neu in das Kollegium einge­
tretenen Lehrkräften Möglichkeiten und Grenzen der Pro­
jektkonzeption in der beruflichen Grundbildung besser ver­
deutlichen. 

Um den unterschiedlichen Lernvoraussetzungen der Jugend­
lichen, die z. T. erst im Verlauf der beruflichen Grundbildung 
erkennbar werden, gerecht zu werden, müßten die Projekt­
aufgaben erweiterungsfähig sein; sie müßten für leistungs­
stärkere wie für schwächere Schüler unterschiedliche Ergän­
zungsmöglichkeiten bieten. Dabei muß nach den bisherigen 
Erfahrungen der differenzierten Förderung leistungsschwä­
cherer Jugendlicher die größere Aufmerksamkeit gewidmet 
werden; "gute" Schüler scheinen dagegen von vornherein 
mehr von der Projektkonzeption zu profitieren. 

Eine von den Erfordernissen der Kapazitätsausnutzung im 
Werkstattbereich bestimmte Reihenfolge der Projekte wie der 
fachpraktischen Ausbildungsinhalte überhaupt, birgt im Prin­
zip die gleichen Gefahren wie eme unmittelbar produktions­
abhangig durchgeführte Ausbildung, namlich Aufgabe oder 
Reduzierung emer pädagogisch begründeten Systematik. 
Wenn für einen Teil der Schüler die fachpraktische Ausbil­
dung mit Maschinenarbeiten beginnen muß, ist eine bloße 
Veränderung in der Abfolge der Projekte unzureichend; viel­
mehr müßten dann Projekte mit entsprechend einfachen, am 
Einführungszweck nicht an den spezifischen Möglichkeiten 
von Maschinenarbeiten orientierten, Anforderungen konzi­
piert werden. 

Es wurden Überlegungen angestellt, ob zu den einzelnen 
Projekten, und zwar aus ihnen abgeleitet, Zwischenprüfungs­
aufgaben entwickelt werden sollten, die aufgrund ihres ge­
ringen Umfanges und einer engen zeitlichen Begrenzung -
in der Regel auf einen Tag - eine vergleichende Kontrolle 
des Lernerfolgs ermöglichen würden. Mit einer derartigen Er­
gänzung könnte die Projektkonzeption leichter in die lehr­
gangsmäßig organisierte betriebliche Ausbildung einbezogen 
werden. 

Anmerkungen 

[1] Seit August 1976 "Berufsbildende Schule Fredenberg-Salzg,tler". 

[2] Fragen einer reg1onal verbindlichen Emfuhrung des Berufsgrundbil­
dungsJahres - zum damal1gen Zeitpunkt noch im Vorbereitungs­
stadium, seit dem 1. 8. 1976 in Salzgitter für das Berufsfeld ,Metall' 
durchgefuhrt - waren der zweite Themenschwerpunkt der Veran­
staltung. Uber diesen Problemkomplex wurde in BWP J::left 2, 1976 
berichtet (Schroder, B.: Reg1onale und sektorale Emfuhrung des 
Berufsgrundbildungsjahres - Voraussetzungen und Konsequenzen 
eines obligatorischen Berufsgrundschuljahres, S. 8-11). 
Die vielfaltigen Erfahrungsberichte und D1skuss1onsbeitrage auf die­
ser Colloquiumveranstaltung waren für d1e weitere Arbeit der 
Hauptabteilung ,Curriculumforschung' außerordentlich wertvoll und 
anregend, dafur se1 an dieser Stelle allen Teilnehmern, vor allem 
aber Herrn Ob.-lng. Ernst Neumann, Herrn StD Johannes Schm1tz, 
Herrn MDgt Prof. Gunter Wiemann und 1hren Mitarbeitern herzl1ch 
gedankt. 
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AUS DER ARBEIT DES BBF 

Konrad Kutt und Uta McDonald-Schlichting 

Teilnehmende Beobachtung im betrieblichen Ausbildungswesen 
Ausgangspunkt und konkreter Ansatz der teilnehmenden Be­
obachtung, über die hier in methodischer Hinsicht berich­
tet werden soll, war die Vorbereitung eines Modellversuchs 
zur pädagogischen Weiterbildung von Ausbildern, den das 
BBF gemeinsam mit der Firma Siemens (Zentralbereich Per­
sonal, Hauptbereich Bildungspolitik) plant. Die teilnehmende 
Beobachtung wurde eine Woche lang von zwei Mitarbeitern 
des Instituts im Verlauf einer umfangreich angelegten Situa­
tionsanalyse zum Kennenlernen der Ausbildungswirklichkeit 
der Firma als eine Möglichkeit der Praxiserkundung auf­
genommen. Betriebsbesichtigungen, Befragungen, Inter­
views und Expertengespräche waren vorausgegangen. 

1. Teilnehmende Beobachtung als Instrument der empiri­
schen Sozialforschung 

Unter den geläufigen Techniken empinscher Datensammlung, 
wie Interview, Befragung, Expenment und Beobachtung (Be­
sichtigung) erhält die teilnehmende Beobachtung ihre Bedeu­
tung und Berechtigung vor allem daraus, daß sie sich in die 
unmittelbare Auseinandersetzung mit der Prax1s begibt. 

Die teilnehmende Beobachtung als ein Instrument zur Erfas­
sung sozialer Wirklichkeit hat ihren Ursprung im Bereich 
völkerkundlicher Untersuchungen in den dreißiger Jahren. 
Sie schien zunachst besonders geeignet, Erfahrungen in 
fremden Kulturen zu sammeln. Erst seit Anfang der fünfziger 
Jahre wird sie zunehmend auch im eigenen Kulturraum der 
Sozialforscher eingesetzt, um soziale Gruppierungen in Ge­
meinden, Wohnvierteln, Betneben, Jugendfreizeitheimen zu 
untersuchen oder auch in Organisationen wie z. B. Kranken­
häusern, Psychiatrischen Anstalten (vgl. [1]). 

Im padagogischen Bereich hat sich Beobachtung zum 
Zwecke der Ausbildung als Unterrichtsbeobachtung, Hospi­
tation oder in der Erwachsenenbildung als "Beobachtung 
von Weiterbildungsprozessen" durchgesetzt (vgl. [2], [3]). 

Teilnehmende Beobachtung jedoch wurde bislang selten 
praktiziert, da es im Rahmen der Unterrichtsorganisation 
meist schwierig ist, eine passende Rolle flir den teilneh­
menden Beobachter zu finden. Dies trifft auch im Ausbil­
dungswesen eines Betriebes zu. 

Vergleicht man die teilnehmende Beobachtung mit anderen 
Methoden der Sozialforschung, so hat sie insbesondere Vor­
teile durch die Nähe zum zu untersuchenden Bereich. Mit 
teilnehmender Beobachtung werden nicht verbale Bekun­
dungen von Verhaltenstendenzen erlaßt wie bei Interview 
und Befragung, sondern tatsachliches Verhalten beobachtet. 
Der Beobachter ist damit auch wesentlich unabhängiger von 
den verbalen Fähigkeiten der Untersuchten als der Intervie­
wer und Befrager. Andererseits sind die geringe Objektivität 
und begrenzte Gültigkeit der teilnehmenden Beobachtung 
durchaus nachteilig, wenn an Verallgemeinerung und Über­
tragbarkeit der Ergebnisse gedacht wird. Der Einsatz dieser 
Untersuchungsmethode erscheint deshalb in Verbindung mit 
anderen Methoden besonders geeignet, weil so die Vor- und 
Nachteile der einzelnen Methoden ausgeglichen werden kön­
nen. 

2. Zielsetzung und Ablauf der teilnehmenden Beobachtung 
in einer Ausbildungswerkstatt der Firma Siemens 

Das Interesse der teilnehmenden Beobachtung war im Rah­
men der Modellversuchsvorbereitung auf das Unterrichts-

bzw. Unterweisungsverhalten von Ausbildern sowie auf die 
Interaktionsformen im Tagesablauf gerichtet. Als mögliche 
Kommunikationspartner des Ausbilders kamen dabei in er­
ster Linie Vorgesetzte (Ausbildungsmeister und höhere Vor­
gesetzte), Auszubildende und Ausbilder-Kollegen in Betracht. 
Weiterbildungsbedürfnisse bzw. -erfordernisse der Ausbil­
der sollten in folgenden Zusammenhängen untersucht wer­
den: 

- Arbeitsbelastung und -Verteilung 

Benutzungsart zentral erstellter Ausbildungsmittel 

Funktionsteilung zwischen Ausbildern und Ausbildungs­
meistern. 

Indem sich die beteiligten Mitarbeiter des BBF selbst in den 
Prozeß der Ausbildung "hineinstellten" [3], hatte die teil­
nehmende Beobachtung fur sie neben dem situationsanalyti­
schen Zweck auch noch den Effekt der eigenen "projektbezo­
genen Weiterbildung". Die Übernahme der Rolle eines Aus­
zubildenden mit deutlichem Engagement für das Erlernen 
einer Fertigkeit war eine wichtige Voraussetzung zur Ver­
nngerung der Distanz zu den Beteiligten des Ausbildungs­
geschehens. 

Beobachtet wurden Gruppen der Auszubildenden des ersten 
Ausbildungsjahrganges in Elektro- und Metallberufen mit ver­
schiedenen Ausbildern und Meistern. Das aktive Moment 
der Beteiligung bestand darin, daß beide Beobachter manu­
ell mitarbeiteten, d. h. einfache Übungsstücke anfertigten. 

Neben der manuellen Tätigkeit richtete sich das Hauptinter­
esse der Beobachter auf die zahlreichen Einzelgespräche 
und Kontakte mit Ausbildern und Ausbildungsmeistern. Die­
se Gespräche ergaben sich während der Unterweisungen, 
von denen die Beobachter selbst betroffen waren, im An­
schluß an die Vorführung betriebsintern erstellter Unterwei­
sungsfilme oder einfach "zwischendurch". Obwohl nicht aus­
drücklich geplant, wurden auch eine Reihe informeller Ge­
spräche mit Auszubildenden geführt. 

Im Anschluß an die teilnehmende Beobachtung wurde über 
Eindrücke und Erfahrungen sowohl mit der zuständigen Aus­
bildungsleitung als auch mit den an der Planung des Mo­
dellversuchs beteiligten Personen gesprochen. Eine derarti­
ge Nachbereitung kann zur Relativierung einiger Eindrucke 
führen. Die Grenzen der Generalisierbarkeit punktueller Ein­
drücke sind leicht zu erkennen. Betrachtet man allein die 
Tätigkeit der ca. 700 hauptberuflichen Ausbilder der Firma 
S1emens während eines Jahres, dann verhalt sich der be­
obachtete Ausschnitt zum gesamten Spektrum der Ausbil­
dung etwa wie 1:10 000. 

3. Zur Rolle der teilnehmenden Beobachter 

Mit dem beschriebenen Ablauf der teilnehmenden Beobach­
tung wurden bereits Rollenprobleme der Beobachter indirekt 
angesprochen Da die eigenen Rollendefinitionen der teil­
nehmenden Beobachter und die daraus resultierenden Er­
wartungen der Ausbilder und Ausbildungsmeister für den Er­
folg der teilnehmenden Beobachtung von zentraler Bedeu­
tung smd, soll im folgenden näher darauf eingegangen wer­
den. 

Prinzipiell übernimmt der teilnehmende Beobachter eine dop­
peldeutige Rolle 
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- er ist einerseits Neuling, Lernender, aktiv Beteiligter und 

- er ist außerdem Vertreter von Wissenschaft und wissen-
schaftlichen Normen (vgl. Tietgens, 1974, S. 46 ff). 

Aus diesen beiden Rollen werden die beiden Aufgaben defi­
niert, "teilzunehmen" und "zu beobachten", zwei Tätigkeiten, 
die sich zu widersprechen scheinen und einen latenten Kon­
flikt enthalten 

Die erste Rolle kann einerseits benutzt werden als Mittel 
zum Zweck, nämlich um ein offenes Klima der Beobachtung 
überhaupt erst zu ermöglichen, andererseits als Mittel der 
eigenen Weiterbildung. Auch die zweite Rolle, die des beob­
achtenden Wissenschaftlers, ist ambivalent, denn er könnte 
als "Kontrolleur"und "Besitzer von Wissen" oder als Partner 
und Berater angesehen werden. Wie der Beobachter seine 
Rolle definiert, bestimmt weitgehend, welche Interaktionen 
in der Feldphase möglich, erwartet oder aber unangemessen 
sind. Insofern bestimmt also das zu untersuchende Feld 
selbst, wie die Rollen verteilt werden müssen, mit welchem 
Anspruch die teilnehmenden Beobachter in das Feld einge­
fuhrt werden müssen, mit welcher Offenheit die Beobach­
tungsabsichten dargelegt werden können. Da schon bei völ­
liger Passivität des Beobachters eine Beeinflussung des ln­
teraktionsprozesses stattfindet, muß um so mehr gefragt wer­
den, bei welchem Grad der Offenlegung der Beobachtungs­
absichten das Beobachtungsfeld selbst verändert wird. Es 
dürfte daher ein Kompromiß zwischen offener Darlegung der 
Absichten und teilweisem Verdecken dieser Absichten fast 
immer notwendig sein [4]. 

Für die teilnehmende Beobachtung der betrieblichen Ausbil­
dungspraxis war die Rollentindung durch vorhergehende Be­
triebsbesichtigungen insofern erleichtert, als Ort, Personal-, 
Ziel- und Aufgabenstruktur des Beobachtungsfeldes in gro­
ßen Umrissen bekannt waren. Zur Ausbildungsleitung be­
stand völlige Offenheit hinsichtlich des Untersuchungsziels. 
Den Teilgruppen des Untersuchungsfeldes wurden hingegen 
nur ganz allgemeine Erklärungen über den Zusammenhang 
gegeben. Den Auszubildenden wurden keine näheren Anga­
ben gemacht. Für sie war das Auftreten von "Praktikanten" 
verschiedenster Herkunft keine ungewöhnliche Situation. 

Die Ausbilder und Ausbildungsmeister, in deren Tätigkeits­
feld die teilnehmende Beobachtung stattfand, wurden jedoch 
genauer informiert. Dabei ergab sich, wie im Nachhinein 
festzustellen war, eine deutliche Fehleinschatzung über die 
günstigste Rollendefinition. Ausbildungsleiter und Beobach­
ter waren übereingekommen, daß bei den Ausbildern und 
Ausbildungsmeistern die institutionelle Herkunft der Beob­
achter (wissenschaftliche Mitarbeiter im BBF) nicht erwähnt 
werden sollte, um eine zu große Distanz und den Emdruck 
"fremder Emdringlmge" zu vermeiden. Betont wurde hinge­
gen die Zusammenarbeit der Beobachter mit dem Zentral­
bereich des Hauses Siemens, um damit eine gewisse Ver­
trautheit der Beobachter mit der Firma Siemens zu signali­
sieren. 

Die Unklarheit der Rollendefinition erwies sich als proble­
matisch, so daß eine Präzisierung im Verlauf der Beobach­
tung erfolgen mußte. Die Information, daß die Beobachter 
aus e1ner völlig fremden Institution stammen, schaffte bei 
den Ausbildern eine "neutrale" Emstellung, während vorher 
eme gewisse .. Befangenheit" vorhanden war. Entscheidend 
für d1e msgesamt jedoch problemlose Eingliederung der Be­
obachter in das Tätigkeitsfeld der betrieblichen Ausbildung 
war die volle Identifizierung mit den Arbeitsaufgaben und 
em deutlicher Einsatz für das Erlernen einer bestimmten 
Tätigkeit, was jedoch andererseits die Beobachtungsmög­
lichkeiten einschränkte. Ein nur halbherziges Mitmachen hät­
ten die Ausbilder kaum akzeptiert, zumal sie gewohnt wa­
ren, daß auch Praktikanten vorzeigbare Werkstucke anfer­
tigten. Die Einstellung der Ausbilder orientiert sich am prä­
zise gefertigten Werkstück als Ziel ihrer Bemühungen. 

4. Planung und Einsatz von Instrumenten der Datenerfassung 
bei der teilnehmenden Beobachtung 

Um die teilnehmende Beobachtung in bestimmten Bereichen 
zu standardisieren, war der Einsatz einheitlicher Instrumente 
von beiden Beobachtern geplant, um damit die Vergleichbar­
keit der Beobachtungen zu erhöhen. Besonders bei der Be­
obachtung von Unterricht/Unterweisung in Gruppen war der 
Übergang von teilnehmender zu nicht teilnehmender Beob­
achtung mit Einsatz von vorstrukturierten Instrumenten ge­
plant. 

Im einzelnen waren folgende Instrumente vorgesehen: 

- Zur Erfassung des Interaktionsverhaltens der am Ausbil­
dungsgeschehen beteiligten Personen wurde ein 16 Kate­
gorien umfassendes Beobachtungssystem mit Kurzsym­
bolen entworfen. 

- Für eine Befragung über die Unterrichtsvorbereitung und 
die Benutzung von Unterrichts- und Unterweisungsmate­
rialien wurden Fragebogen vorbereitet. 

Für die Beobachtung von Unterricht/Unterweisung war 
ein Beobachtungsbogen aus der Literatur vorgesehen. 

Als nicht standardisiertes Verfahren war außerdem die regel­
mäßige tägliche Tagebuchaufzeichnung durch beide Beob­
achter eingeplant. 

Die Instrumente, die sich auf Vorbereitung und Durchfüh­
rung von Unterricht/Unterweisung bezogen, konnten man­
gels Gelegenheit nicht verwendet werden. 

Lediglich der Beobachtungsbogen konnte bei einer Gruppen­
unterweisung eingesetzt werden. Er erwies sich dabei, so­
weit feststellbar (Übereinstimmung der beiden Beobachter). 
als zuverlässig. Die Verwendung im Modellversuch wird er­
wogen. 

Zu differenziert und innerhalb des kurzen Zeitraumes der 
teilnehmenden Beobachtung nicht einsetzbar war das Be­
obachtungssystem für das lnteraktionsverhalten. Der Einsatz 
dieses Instrumentes wäre bei dem vorliegenden Zeitrahmen 
nur unter Vernachlassigung der zugewiesenen Arbeitsauf­
gaben möglich gewesen und hätte damit die Integration der 
Beobachter in das Beobachtungsfeld sehr behindert und da­
mit auf andere We1se die Beobachtung selbst verfälscht. 

Die Befragung über den Einsatz von Unterrichts- und Unter­
weisungsmitteln konnte nicht systematisch durchgeführt wer­
den; vielmehr wurde versucht, die einzelnen Fragen jeweils 
in einen Gesprächszusammenhang zu stellen. Der Fragebo­
gen war jedoch als Gedächtnisstutze sehr nützlich, so daß 
sich die Beobachter an noch nicht gestellte Fragen immer 
wieder erinnern konnten. 

Anstelle des Interaktionsbeobachtungsschemas wurde noch 
während der teilnehmenden Beobachtung eine Check- und 
Einschatzliste entwickelt, die täglich nach der Arbeit zusam­
men mit Tagebuchaufzeichnungen ausgefüllt wurde, um 
einen Gesamtüberblick zu erhalten (vgl. Übersicht S. 27). 

5. Hinweise und Ergebnisse zur Anwendung der teilnehmen­
den Beobachtung in der betrieblichen Ausbildung 

Als allgemeinstes Ergebnis ist die Erfahrung festzuhalten, 
daß der Emsatz von standardisierten Beobachtungsinstru­
menten bei gleichzeitiger "echter" Beteiligung am Ausbil­
dungsprozeß kaum möglich erscheint. 

Als unentbehrliche Gedächtnisstütze fur die nachträgliche 
Auswertung der Erfahrungen erwiesen s1ch hingegen die je­
weils unmittelbar nach Beendigung der Arbeit aufgezeich­
neten Tagebucheintragungen. 

Eine günstige Ergänzung dazu bietet eine Checkliste über 
die wichtigsten Verhaltensweisen, die im Untersuchungs­
interesse liegen und die sich beobachten lassen, um zu einer 
groben Einschätzung der Häufigkeit des Auftretens dieser 
Verhaltensweisen zu kommen. 
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Obersicht 

Ausbrlder ergreift erziehe­
nsehe Maßnahme 

A.') gibt fachl. Rat 
A macht ernzeinen 
Azubis Tätrgkeit vor 

A wird von Azubi um 
fachliche Hilfe gebeten 

A. wird von Azubi nach 
bestrmmten Geraten gefragt 

A. schickt Azubi mrt Auftrag 
aus der Lehrwerkstatt hinaus 

A spricht mrt Kollegen 

A. wird von unmittelbarem 
Vorgesetzten angesprochen 

A spricht unmrttelbaren 
Vorgesetzten an 

A. telefoniert 

A. beurteilt das Arbeitsstuck 
ernes Azubis 

A wrrd von hoherem 
Vorgesetzten angesprochen 
A. ruft Gruppe zur kurzen 
Demonstration zusammen 
A veranstaltet Gruppenunter­
richt m speziellem Raum 

A. ist abwesend 
A. bereitet Arbeitsstucke 
fur Azubrs vor 

') A. Ausbrlder 

I 
nicht 1 1 beobachtet 1-3mal haufrg 

11.2. n Tg 1 2 1.2. 11 Tg 

I nicht 
beobachtet 

1 2 Tg. 

1

2mal 
1 mal und mehr 

1 2 n Tg 1 2 11.Tg. 

I nicht I .. I 'mehr als beobachtet kurzzertrg ,'h Std. 1/, Std. 

11.2. Tg.,1 2 Tg.l1 2 Tg I Tg 

Eine solche Checkliste bietet die Garantie, daß der Beob­
achter mindestens täglich einmal systematisch die Liste 
durchgeht, ob und m1t welcher Häufigkeit er entsprechende 
Beobachtungen gemacht hat. Außerdem lassen sich die Be­
obachtungen mehrerer Beobachter anhand der ausgefüllten 
Checklisten zusammenfassen und vergleichen. 

Die hier entwickelte Liste scheint speziell für die Ausbilder­
tätigkeit in einer Ausbildungswerkstatt geeignet zu sein. ln 
modifizierter Form könnte sie jedoch auch für Beobachtun­
gen von Ausbildertätigkeit in anderen Bereichen gewerb­
licher Ausbildung benutzt werden. 

Was die inhaltlichen Ergebnisse betrifft, so war die teilneh­
mende Beobachtung insbesondere in Hinsicht auf die Frage­
stellungen: 

"Arbeitsbelastung und -Verteilung be1 den Ausbildern" und 
"Funktionsverteilung zwischen Ausbildern und Ausbildungs­
meistern" ergebnisreich. 

Diese Ergebnisse der teilnehmenden Beobachtung haben je­
doch nur im Kontext der übrigen eingesetzten Methoden 
Gültigkeit. Sie werden in diesem Zusammenhang ausgewer­
tet. Hier wurde in erster Linie auf die Erfahrungen mit der 
Methode "teilnehmende Beobachtung" eingegangen. 

Anmerkungen 

[1] Friederichs, J., Lüdtke, Herber!: Teilnehmende Beobachtung, Wein­
heim, Berlrn, Basel 1973 

[2] Schulz, Wolfgang; Teschner, Wolfgang P.; Voigt, Jutta: Verhalten im 
Unterricht - serne Erfassung durch Beobachtungsverfahren rn Be­
obachtung und Analyse von Unterricht, Hrsg. Kari-Hernz lngenkamp, 
Wemherrn und Basel 1973, Beltz 

[3] Tretgens, Hans: Zur Beobachtung von Werterbildungsprozessen, 
Braunschwerg; 1. Auflage 1974 (Theorie und Praxrs der Erwachse­
nenbrldung), Westermann Taschenbuch. 

[4] Grümer, K.-W.: Beobachtung, Techniken der Datensammlung, Stutt­
gart 1974 

DISKUSSION 

Gesamtverband der metallindustriellen Arbeitgeberverbände e. V. *) 

"Die Entwicklung der Ausbildungsintensität" 
Stellungnahme zum Beitrag von Rudolf Werner in BWP Nr. 5/76 

Zu Recht weist der Verfasser einführend darauf hin, daß die 
Ausbildungsintensität, definiert als das Verhältnis von Aus­
zubildenden zu allen Beschäftigten, als Kennzahl zur Bestim­
mung der Ausbildungsbereitschaft problematisch se1, da die 
eigentliche Bestimmungsgröße für die Rekrutierung des Fach­
arbeiternachwuchses der Facharbeiterstamm ist. Wir bedau­
ern deshalb, daß der Verfasser dies in seinen weiteren Über­
legungen vernachlassigt hat, obwohl z. B. die Erhebung 
"Arbeitnehmerverdienste 1n Industrie und Handel", Fach­
serie M des Statistischen Bundesamtes, Informationen uber 
den Facharbeiteranteil in den einzelnen Wirtschaftsbereichen 
enthalt, die nach unserer Auffassung fur eine sachgerechte 
Analyse der Ausbildungsintensität ausreichen. 

Ein Vergleich der Ausbildungsintensitat verschiedener Unter­
nehmen oder Wirtschaftszweige kann u. E. in bezug auf d1e 
Ausbildungsbereitschaft nur dann zu sinnvollen Ergebnissen 
fuhren, wenn der Ausbildungsbedarf, gemessen am Fach­
arbeiterbestand, zugrunde gelegt w1rd Nur dann lassen sich 
auch sachgerechte Aussagen im Hinblick auf das neue "Aus­
blldungsplatzförderungsgesetz" machen, dessen wesentlicher 
Inhalt nach den Ausführungen von Bundesminister Rohde 
vor dem Deutschen Bundestag am 9. April 1976 darin be­
stehen soll, jene Betriebe der Wirtschaft, die man als "Tritt­
brettfahrer" des beruflichen Bildungssystems bezeichnen 
kann, in Zukunft finanziell zur Finanzierung der Berufsausbil­
dung heranzuziehen. Als "Trittbrettfahrer" der Berufsausbil-

*) Volksgartenstraße 54 A, 5000 K61n 1 

dung können wohl nur diejen1gen Betriebe bezeichnet wer­
den, die die Ausbildungsleistungen anderer Unternehmen für 
sich nutzen, d. h. weniger Facharbeiter ausbilden als sie 
selbst benötigen. 

Ein Vergleich der "Ausbildungsintensitäten" verschiedener 
Wirtschafts- und Industriezweige ohne entsprechende Be­
rücksichtigung der unterschiedlichen Beschäftigtenstrukturen 
(Facharbeiter/Angelernte/Hilfsarbeiter) ist nach unserer Auf­
fassung nicht nur sachlich unhaltbar, sondern muß als Richt­
schnur für bildungspolitisches Handeln in die Irre führen. 
Denn es g1bt Industriezweige, die trotz "unterdurchschnitt­
licher Ausbildungsintensität" - immer gemessen an den Ge­
samtbeschäftigten - weit über ihren Facharbeiterbedarf hin­
aus ausbilden, während andere Bereiche mit "höherer Aus­
bildungsmtensität" ihren eigenen Facharbeiterbedarf nicht 
ausbilden und von den Ausbildungsleistungen anderer profi­
tieren. 

Unter diesem Gesichtspunkt halten wir Ihre auf der Entwick­
lung der Ausbildungsintensitat in der lnvestitionsgüterindu­
strie, insbesondere im Maschinenbau, aufbauenden Schluß­
folgerungen für äußerst problematisch. Dies g1lt vor allem 
für d1e sinngemäße Aussage, daß in diesen Bereichen das 
Ausbildungsangebot "tendenziell gefährdet" sei, zumal eme 
solche Aussage allzuleicht in die Schlußfolgerung einer 
"mangelnden Ausblldungsbereitschaft" umgemünzt werden 
könnte. 

Untersuchungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs-
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forschung *) für das Jahr 1970 haben ergeben, daß der Be­
reich "Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau" nahezu doppelt 
so viel junge Menschen ausbildete als zur Aufrechterhaltung 
des Facharbeiterbestandes notwendig wäre. Die tatsächliche 
Ausbildungsintensität war 1970 in diesem Bereich also außer­
gewöhnlich hoch. Ausbildungsüberschüsse wies auch der Be­
reich "Elektrotechnik", Feinmechanik und Optik, Herstellung 
von EBM-Waren" auf, so daß die gesamte lnvestitionsgliter­
industrie 1970 eine außergewöhnlich hohe Ausbildungs­
bereitschaft aufwies und für viele andere Wirtschaftsbereiche 
die Lehrlingsausbildung zumindest partiell mittrug. 

Unbestreitbar ist ein Rückgang der Auszubildenden in diesem 
Bereich von 1961 bis 1970 gegeben. Wir glauben jedoch 
nicht, daß es sich hierbei um eine Folge höherer Kapitalin­
tensität, von Rationalisierungsmaßnahmen oder kostenwirt­
schaftlicher Überlegungen handelt. Ausschlaggebend hierflir 
waren nach unserer Auffassung die verminderte Nachfrage 
nach Lehrstellen und die damit verbundenen Schwierigkeiten, 
überhaupt genügend geeignete Bewerber zu bekommen Das 
hat die Unternehmen der Metallindustrie vielfach bewogen, 
die Ausbildung für andere Bereiche zu vermindern. 

Daß sich der Bedarf an Facharbeitern in der untersuchten Pe­
riode nicht gravierend verändert hat, läßt sich anhand der 
bereits genannten Statistik des Statistischen Bundesamtes 
nachweisen. Danach waren z. B. im Maschinenbau im Jahre 
1961 rund 55% der gewerblichen Arbeitnehmer als Fach­
arbeiter tätig. 1970 betrug ihr Anteil 53%, 1975 sogar wie­
der 59 %. Es kann also keine Rede davon sein, daß tech­
nische Verimderungen in diesem Industriezweig zu einer 
gravierenden Veränderung der Beschäftigtenstruktur mit ent­
sprechenden Rückwirkungen auf Ausbildungsbedarf und Aus­
bildungsbereitschaft geführt haben. 

Bemerkenswert scheint uns dagegen die Entwicklung von 
1970 bis 1975 zu sein, als die betriebliche Berufsausbildung 
zeitweise ideologisch diffamiert wurde, unrealistische und 
unpraktikable Verordnungen die Ausbildung lähmten und 
starke Kostensteigerungen bei den Ausbildungskosten hin­
genommen werden mußten. So erhöhten sich die Ausbil­
dungsvergütungen in der Metallindustne seit 1970 um rund 
135 °/o, für das erste Jahr sogar um 170%. ln diesem Jahr 
erreichen die Personalkosten (Ausbildungsvergütung, Ar­
beitgeberbeitrage zur sozialen Sicherung, Urlaubs- und 
Weihnachtsgeld, Vermögenswirksame Leistungen) je Lehr­
ling in der Metallindustrie im Schnitt 7300 DM. 

Trotz dieser Belastungen gehört die Metallindustrie (lnvesti­
tionsgüterindustrie) zu den Bereichen mit der stabilsten Lehr­
lingszahl, was die hohe Ausbildungsmoral dieses Industrie­
zweiges unterstreicht. 

Angesichts dieser Ergebnisse können wir nur unsere Auf­
fassung wiederholen, daß die "Ausbildungsintensität" - als 
Quotient aus Auszubildenden und Beschäftigten - praktisch 
keine politisch relevante Aussage über die Ausbildungsbe­
reitschaft oder die Ausbildungsdefizite einzelner Wirtschafts­
zweige zulaßt. 

Zu prlifen ware, ob diese "Ausbildungsintensität" herangezo­
gen werden kann, wenn es nicht um die Entdeckung von 
Trittbrettfahrern" der Berufsbildung geht, sondern wenn ge­
nerell von der Wirtschaft Ausbildungsleistungen über den 
Bedarf hinaus erforderlich werden, wie es in den nächsten 

*) Vgl. Hans Hofbauer, Friedemann Stooß, Def1z1te und Uberschüsse 
an betrieblichen Ausbildungsplatzen nach Wirtschafts- und Berufs­
gruppen, M1tte1lungen 2/75, Se1te 103 

Auszubildende 1970-1975 (in 1000) 

Wirtschaftsbereich 1970 1975 Verän-
derung 

Land- und Forstwirtschaft 38 32 -16% 
Bergbau 10 10 ± O% 
Energiewirtschaft 6 6 ± O% 
Grundstoff und Produk-
tionsgüteri ndustrie 56 50 -11% 
Investitionsgüterindustrie 198 188 -5% 
Verbrauchsgüterindustrie 69 55 -20% 
Nahrungs- und Genußmittel-
industrie 9 8 -11% 
Handwerk und sonstiges 
Kleingewerbe 182 169 - 7 "/o 
Baugewerbe 113 100 -12% 
Handel 328 302 - 8% 
Verkehr 40 50 +25% 
Dienstleistungsgewerbe 277 278 + 0,4% 

Insgesamt 1326 1248 - 6% 

Quelle: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin 

Jahren der Fall sein wird. Aber auch dann wäre es unsin­
nig, die "durchschnittliche gesamtwirtschaftliche Ausbildungs­
intensität" von 4% zur Richtschnur für (finanzielle) Anreize 
oder Umlagen zu nehmen und diejenigen Bereiche und Be­
triebe, die unter 4% liegen, zu belasten und die über 4 "lo 
zu begünstigen. Sinnvollerer Bezugspunkt wäre dann u. E. 
die branchenspezifische "Ausbildungsintensität". Förderungs­
maßnahmen und Belastungen wären von der Überschreitung 
oder Unterschreitung der branchenspezifischen Ausbildungs­
intensität abhängig zu machen. Konkret: Ware eine Anhe­
bung der Ausbildungsbereitschaft um z. B 10 Ofo, erforder­
lich, so müßte die jeweilige branchenspezifische Ausbildungs­
intensität, erhöht um 10%, zum Ausgangspunkt weiterer 
Überlegungen und Maßnahmen genommen werden. ln die­
sem Fall wären Anreize und Lasten auf jeden Fall gerechter 
verteilt. Allerdings erscheint uns auch in diesem Fall die 
branchenspezifische Ausbildungsintensität, gemessen am 
Facharbeiterbestand, im Grundsatz die bessere Kennzahl zu 
sein. 

Sie betonen in Ihrem Artikel, daß Bereiche wie der Maschi­
nenbau bei der Planung von Förderungsmaßnahmen eine 
besondere Rolle spielen sollte. Tatsache ist, daß das sog. 
Ausbildungsplatzförderungsgesetz für die Investitionsgüter­
industrie auf der Basis der aktuellen Lohn- und Gehalts­
summe eine Belastung durch die Ausbildungsabgabe von 
etwa 250 Mio DM bringen würde, während die zu erwarten­
den Bestandsprämien zwischen 55 und 70 Mio. DM liegen 
durften! Eine Förderung vermögen wir darin nicht zu erken­
nen. Wir möchten in diesem Zusammenhang nicht verschwei­
gen, daß uns finanzielle Förderungsmaßnahmen auf der Ba­
sis des Ausbildungsförderungsgesetzes, bei dem die Aus­
bildungsbetriebe selbst 85 "/o der Mittel aufbringen, schlicht­
weg unsinnig erscheinen, weil die Förderung eines Ausbil­
dungsbetriebes hier zu einer zusätzlichen Kostenbelastung 
in einem anderen Ausbildungsbetrieb führt. Sinnvolle För­
derungsmaßnahmen wären nach unserer Auffassung bedarfs­
gerechte und situationsbezogene Ausbildungsordnungen und 
Ausbildungsmittel, mit denen die betriebliche Ausbildung 
optimiert werden kann. 

UMSCHAU 

Fernunterricht gewinnt wieder an Bedeutung 

Mit dem lnkrafttreten des Fernunterrichtsschutzgesetzes am 
1. Januar 1977 wird der Schutz für Fernlehrgangsteilnehmer 
drastisch verbessert. Das Gesetz 
- macht dem Vertreterunwesen ein Ende 
- schützt vor nachteiligen Vertragsbedingungen 
- gibt rechtlichen Rücktritts- und Kündigungsschutz 
- bietet bei Lehrgängen, die zu Schul- und Berufsbildungs-

abschlüssen fuhren, Gewähr fur pädagogisch einwand­
freies UnterrichtsmateriaL 

Weiterbildung durch Fernunterricht ist ökonomischer als 
durch Vollzeitmaßnahmen. Dies zeigen z. B. Modellrechnun­
gen staatlicher Ferneinrichtungen, die in der Regel Kosten­
einsparungen bei Fernstudierenden um zwei Drittel der Ko­
sten gegenüber Vollzeitstudierenden angeben 

Für die Bundesanstalt für Arbeit kann der Aspekt interessant 
werden, daß bei Weiterbildung durch Fernunterricht der Ar­
beitsprozeß nicht unterbrochen wird und kostspielige Unter­
haltszahlungen entfallen. Vermutlich wird dies zu einer ver­
stärkten Förderung von Fernunterrichtsteilnehmern im Rah­
men der beruflichen Weiterbildung durch die Bundesanstalt 
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führen. Es wird erwartet, daß dadurch der seit Jahren rück­
läufigen Tendenz der Teilnehmerzahlen um mehr als die 
Halfte (von 300 000 im Jahre 1968 auf heute ca. 120 000) 
voraussichtlich bald Einhalt geboten werden kann. 

Gestützt wird diese Annahme auch durch parallele Entwick­
lungen in anderen Ländern wie Frankreich und Norwegen, 
wo das Fernunterrichtswesen auf der Grundlage strenger 
gesetzlicher Regelungen hohes Ansehen erlangt hat. 

Eine ausführliche Darstellung verschiedener Gesichtspunkte 
zum Fernunterricht gibt die Zeitschrift "Berufsbildung in 
Wissenschaft und Praxis", Heft 4/1976. 

Dann werden unter anderem die allgemeine Situation des 
Fernunterrichts, pädagogische Aspekte und die Einbeziehung 
des Fernunterrichts 1n das Erziehungssystem der DDR aus­
führlich behandelt. Über das Fernunterrichtsgesetz unterrich­
tet e1ne Broschure des Pressereferats im BMBW, Postfach 
12 01 24, 5300 Bann 12. 

Neue Weiterbildungsregelungen 

Für das Handwerk wurden im Oktober 1976 zwei neue Mei­
sterprüfungsordnungen verkundet, und zwar für die Berufe 
- Elektromechaniker und 
- Fernmeldemechaniker. 

D1e Verordnungen treten am 1. Januar 1977 in Kraft. Damit 
sind nach der durch das Berufsbildungsgesetz geänderten 
Handwerksordnung seit 1969 insgesamt 36 Fortbildungsrege­
lungen des Bundes für das Handwerk erlassen worden. Für 
rund 30 Prozent der 125 Handwerke und für rund 60 Prozent 
der Teilnehmer an Handwerksmeisterprüfungen gelten damit 
neue bundeseinheitliche Anforderungen im fachpraktischen 
und im fachtheoretischen Teil der Meisterprüfung. Fur den 
arbeits- und berufspädagogischen Teil sowie den wirtschaft­
lichen und rechtlichen Teil der handwerklichen Meisterprü­
fung sind am 12. Dezember 1972 durch Rechtsverordnung 
für alle 125 Handwerke gemeinsame Anforderungen erlassen 
worden. 

Befragung von Unternehmen der Privatwirtschaft und Einrich­
tungen der öffentlichen Hand zur Lehrkräfte-Qualifizierung 
in Berlin (West) 

ln der Hauptabteilung Erwachsenenbildungsforschung des 
BIBB wird ein Forschungsprojekt bearbeitet, das zum Ziel 
hat, vorhandene Aus- und Weiterbildungsformen für Lehr­
kräfte in der beruflichen Erwachsenenbildung zu erfassen, zu 
analysieren und zu bewerten sowie praxisnahe, trägerüber­
greifende Konzepte für die Aus- und Weiterbildung von Lehr­
kräften in der beruflichen Erwachsenenbildung zu entwickeln 
und zu erproben. 

Als erster Schritt zu der o. g. Befragung fand am 3. Novem­
ber 1976 im Bundesinstitut ein Informationsgespräch mit 
kompetenten Vertretern von Unternehmen der Privatwirtschaft 
und Einrichtungen der öffentlichen Hand statt, mit dem erste 
Kontakte aufgenommen, Informationen über das Projekt und 
die vorgesehene Befragung gegeben sowie Meinungen und 
Erfahrungen zur Frage der Lehrkräfte-Qualifizierung einge­
holt werden sollten. 

Folgende Themenbereiche wurden zur Diskussion gestellt: 
- Notwendigkeit andragogischer Qualifizierungsmaßnahmen 

für Lehrkratte in der beruflichen Erwachsenenbildung 
Qualifizierungsmaßnahmen der vertretenen Einrichtungen/ 
Unternehmen 
Einsatz von Ausbildern der beruflichen Erstausbildung 
Jugendlicher auch in der beruflichen Weiterbildung Er­
wachsener 

- Bereitschaft der Lehrkratte zur Teilnahme an pädagogi­
schen Qualifizierungsmaßnahmen 

- Mitarbeit und/oder Teilnahme der vertretenen Einrichtun­
gen/Unternehmen an der geplanten Befragung und an 
einem Modellversuch zur Qualifizierung von Lehrkräften. 

Positiv hervorzuheben sind das große Interesse an den mit 
der Lehrkräfte-Qualifizierung zusammenhängenden Proble­
men sowie der Bereitschaft zur weiteren Mitarbeit. 

Über den weiteren Ablauf der Befragung und anfallende Er­
gebnisse wird in einem der nächsten Hefte der Zeitschrift 
unter der Rubrik "Aus der Arbeit des BIBB" berichtet. 

Bilanz über ein Reformprojekt in der beruflichen Bildung 

Zum Thema Modellversuch Mehrmediensystem Elektrotech­
nik/Elektronik (MME) kamen kurzlieh die Projektleiter der 
berufsbildenden Schulen zur Abschlußtagung in Berlin zusam­
men, um Bilanz über die gemeinsam geleistete Forschungs­
arbeit der vergangenen 5 Jahre zu ziehen. 

Der Modellversuch wurde an 56 berufsbildenden Schulen im 
gesamten Bundesgebiet durchgeführt. Sein Ziel war die Ver­
besserung und Gestaltung der Lehr- und Lernprozesse in der 
beruflichen Bildung auf breiter Ebene. 

Dies geschah durch 
- Entwicklung und Produktion neuer Labor- und Experimen­

tiereinrichtungen, die dem Schüler ein praxisnahes Üben 
bzw. Anwenden des Gelernten ermöglichen; 
Entwicklung und Erprobung neuer Lehr- und Lernmittel, 
die flexibel einsetzbar sind; 

- Ausbau bestehender Unterrichtsmedien und Erprobung 
neuer Formen der Vermittlung von Theorie und Praxis in 
der Berufsb1ldung, was insbesondere die Zusammen­
arbeit von Schule und Betrieb verbessern soll. 

Die Bilanz ze1gt deutlich: 
1. Die entwickelten Lehrsysteme und Experimentiereinrich­

tungen haben die berufliche Bildungspraxis positiv beeln­
flußt und zu einer qualitativen Verbesserung beigetragen. 
Die Zusammenarbeit zwischen der Projektgruppe vom 
Bundesinstitut für Berufsbildung und den Lehrern an den 
Schulen hat sich bei diesem Entwicklungsvorhaben be­
währt. 

2. Die enge Kooperation zwischen Bildungsforschung, Bil­
dungspraxis und Bildungsverwaltung im Laufe dieses Mo­
dellversuchs hat zu einem realistischen Vorgehen bei der 
Verbesserung der beruflichen Bildung geführt. Die Inte­
gration aller beteiligten Gruppen in den Modellversuch 
hat d1e Voraussetzungen geschaffen, die Ziele und Maß­
nahmen des Modellversuchs verhältnismaßig reibungslos 
in die Bildungspraxis umzusetzen. 

3. Nach Beendigung des 5jährigen Modellversuchs mit Ab­
lauf des Jahres 1977 wird die eingeleitete Reformtätigkeit 
durch die "MME-Landesarbeitskreise" über den Modell­
versuch hinaus fortgefuhrt. Diese Landesarbeitskreise -
die auch als Ausdruck des Engagements der Lander 1n 
diesen Modellversuch zu werten sind - ubernehmen u. a. 
die Aufgabe, die Kultusminister in Fragen der Bildungs­
planung, Cumculumentwicklung und Ausstattung von 
Schulen mit Unterrichtsmedien zu beraten. Darüber hin­
aus wird regionale Lehreraus- und -fortbildung betrieben. 

Die Tagungsteilnehmer waren einhellig der Überzeugung, 
daß die gemeinsam geleistete Arbeit im Rahmen des MME­
Modellversuchs ein erfolgreiches Stück Reformtätigkeit dar­
stellt. 

Angesichts der Bedeutung des MME-Projekts für die beruf­
liche Bildung sollte diese wirkungsvolle Forschungsstrategie 
auch auf andere Modellversuche ubertragen werden. 

So wird seit 1974 ein paralleler Modellversuch mit 19 Aus­
bildungsbetrieben der elektrotechnischen, chemischen und 
metallverarbeitenden Industrie durchgeführt. Bei diesen Maß­
nahmen geht es um die gemeinsame praxisnahe Entwick­
lung von Verfahren und Medien fur die moderne Elektronik­
ausbildung im Betrieb. Auch hier ist die bewährte Integra­
tion aller Beteiligten (Ausbilder, Auszubildende, Projekt­
mitarbeiter im Bundesinstitut) in den Modellversuch die Vor­
aussetzung für ein erfolgreiches und praxisorientiertes Vor­
gehen. 

Entwicklung und Erprobung von Lernangeboten für Jugend­
liche ohne Ausbildungsvertrag 

Vom 22. bis 24. November 1976 veranstaltete das Bundes­
institut für Berufsbildung in Berlin eine Fachtagung zum 
Thema "Entwicklung und Erprobung von Lernangeboten für 
Jugendliche ohne Ausbildungsvertrag". Die Teilnehmer ka­
men aus der Bildungsforschung und Bildungsverwaltung und 
hatten überwiegend praktische Erfahrung im Bereich der 
schulischen und außerschulischen Bildungsarbeit mit Jugend­
lichen ohne Ausbildungsvertrag bzw. mit Jungarbeitern. 

Anlaß zu dieser Veranstaltung, an der Experten aus der 
Bundesrepublik, der Schweiz und den Niederlanden teilnah­
men, war der geplante Modellversuch des Bundesinstituts 
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zur beruflichen Qualifizierung von potentiellen Jungarbei­
tern. ln diesem Modellversuch sollen Jugendliche unterrichtet 
werden, die d1e Hauptschule ohne Abschluß verlassen haben 
und arbeitslos sind. Der einJährige Lehrgang soll so ange­
legt werden, daß die Jugendlichen nach Abschluß des Lehr­
gangs in der Lage sind, eine normale Berufsausbildung auf­
zunehmen (duales System, Berufsgrundbildungsjahr, Berufs­
fachschule) und diese zu Ende zu fuhren. 

Die Ausbildungskrise, d1e bedingt ist durch konjunkturelle 
und strukturelle Ursachen und durch die hohe Zahl von Ju­
gendlichen in den geburtenstarken Jahrgängen, bewirkt, daß 
gerade für d1e unteren sozialen Schichten ein Anspruch auf 
Bildung und Ausbildung nicht eingelöst wird und die Zahl 
der Jungarbeiter rapide steigt. Ziel des Modellversuchs ist 
es, bildungspolitische Lösungsansätze für d1ese Probleme 
zu finden. 

Als Beispiel eines ähnlichen Lehrgangs fur Jugendliche, die 
aus dem Bildungssystem herausgefallen sind, wurde die 
"Grüne Schule" in Amsterdam - Modellversuch des Bil­
dungsministeriums der Niederlande- eingehend erörtert. 

Zielsetzung der "Grünen Schule" ist ebenfalls die Zurück­
führung dieser Jugendlichen in d1e beruflichen Ausbildungs­
gänge. Dies geschieht durch einen teils schulisch organi­
sierten, teils in Betriebspraktika durchgeführten Unterricht. 
Sowohl die Mitarbeiter der "Grünen Schule" als auch die 
anderen Teilnehmer bewerteten den vom Bundesinstitut für 
Berufsbildung geplanten Modellversuch positiv. 

Programm zur Minderung von 
Beschäftigungsrisiken Jugendlicher 

Auf ihrer 26. Sitzung verabschiedete d1e Bund-Länder-Kom­
mission fLir Bildungsplanung (BLK) am 15. November 1976 
ein Programm zur Durchführung vordnngl1cher Maßnahmen 
zur Minderung der Beschäftigungsrisiken Jugendlicher. Das 
Programm dokumentiert den politischen Willen aller Beteilig­
ten, die notwendige Infrastruktur für die Versorgung der ge­
burtenstarken Jahrgänge im Bereich der beruflichen Ausbil­
dung zu schaffen, wobei es sich entsprechend der Aufga­
benstellung der BLK auf bildungspolitische Maßnahmen be­
schränkt. 

Das Programm enthalt auf der Grundlage des Bildungs­
gesamtplanes und unter Berucksichtigung des Kosten- und 
Finanzierungsplans sowie des Stufenplans zu Schwerpunkten 
der beruflichen Bildung einen Ausbaurahmen für die einzel­
nen schulischen Bereiche der beruflichen Bildung und weist 
auf die notwendige Erhöhung der betrieblichen Ausbildungs­
platze hin. Im einzelnen enthält das Programm für den Zeit­
raum bis 1982 Aussagen zum Ausbau des Berufsgrundbil­
dungsjahres und der berufsbefahigenden Bildungsgange, 
zum Ausbau des dualen Systems (betriebliche Ausbildungs­
platze, überbetriebliche Ausbildungsstätten, Berufsschule), 
zum Ausbau der Berufsfachschulen, zu Möglichkeiten des 
Nachholens des Hauptschulabschlusses sowie zur Bildungs­
und Berufsberatung. Das Programm geht auf den erforder­
lichen Investitions- und Sachmittelbedarf einschließlich der 
Möglichkeiten einer Umrüstung freiwerdender Kapazitäten 
ein und weist einen Mehrbedarf von insgesamt 20 000 Leh­
rern 1982 gegenüber 1975 im berufsbildenden Schulbereich 
aus. 

Das Programm muß in der nächsten Ze1t we1ter entwickelt 
und konkretisiert werden. Dies gilt nicht nur für eine ge­
nauere Unterscheidung zwischen kurzfristig erforderlichen 
Maßnahmen zur Sicherstellung eines ausreichenden Ange­
bots zur Versorgung der geburtenstarken Jahrgänge und 
langfristigen Perspektiven. Es gilt auch und vor allem - und 
hier folgte d1e BLK einem Vorschlag des Bundes - für die 
weitere Verfeinerung und Konkretisierung des eigentlichen 
Programms. 

Der Ausschuß Bildungsplanung der BLK wurde beauftragt, 
den Ministern zur nächsten Sitzung im März 1977 Vorschläge 
für die weitere Arbeit zu unterbreiten. 

Berufsbildungszentrum in Berlin eröffnet 

Berlin - Ein Berufsbildungszentrum, das allen vor der Be­
rufswahl stehenden Jugendlichen Auskunft geben will, ist am 
12. November in Berlin in Beisein von Bundesbildungsmini­
ster Helmut Rohde und dem Präsidenten der Bundesanstalt 

fur Arbeit, Josef Stingl, eröffnet worden. ln dem für 600 000 
Mark umgebauten Gebaude - d1e Einrichtung ist bisher ein­
malig in Deutschland und Europa - befinden sich Schriften, 
Filme, Diapositive und Tonbildschauen zum Thema Berufs­
wahl, so wird informiert, welche physischen und psychischen 
Belastungen ein Beruf mit sich bringt und welche Aus- und 
Weiterbildungsmöglichkeiten es gibt. Sowohl Rohde als auch 
Stingl betonten die Freiwilligkelt und Eigenstandigkeit der 
Berufswahl. Sie dürfe "kein abgeleiteter Faktor des Beschaf­
tigungssystems sein" (Rohde) und nur "eine Hilfe zur Selbst­
hilfe" (Stingl). 

15. didacta vom 7. bis 11. März 1977 in Hannover 

Nach fünf Jahren findet vom 7. bis 11. März 1977 wieder eine 
didacta auf dem Messegelände in Hannover statt. Diese 
15. didacta - Europäische Lehrmittelmesse wird vom Deut­
schen Lehrmittelverband e. V. (DLV) in Verbindung mit dem 
Verband Europäischer Lehrmittelfirmen (EURODIDAC) veran­
staltet. S1e vereinigt alle auf die Bildungspläne abgestimm­
ten Lehrmittel und bietet den Besuchern sachverstandige Be­
ratungen in wirtschaftlichen, pädagogischen und didaktischen 
Fragen. Damit ist die didacta Plattform für einen fruchtbaren 
Gedankenaustausch zwischen Herstellern und Anwendern. 

Ende September lagen bei der Deutschen Messe- und Aus­
stellungs-AG als Durchführungsgesellschaft die Anmeldungen 
von 525 Ausstellern und 60 zusätzlich vertretenen Firmen aus 
20 Ländern vor, darunter 427 Aussteller aus der Bundesrepu­
blik. Unter den rund 100 Ausstellern aus anderen Staaten 
steht Großbritannien an der Spitze. 

Als Fachtagungen bzw. Vortragsveranstaltungen sind vorge­
sehen der 6. Werkpädagogische Kongreß, das 15. Sympo­
sium der Gesellschaft für Programmierte Instruktion und Me­
diendidaktik e. V., die Fachtagung des Verbandes Deutscher 
Sonderschulen e. V., eine Veranstaltung der UNESCO und 
Vorträge von Referenten aus der UdSSR zu Fragen des so­
wjetischen Bildungswesens. Mit dem Komplex der Berufs­
bildung und der Erwachsenenbildung befassen sich das Ra­
tionalisierungs-Kuratorium der Deutschen Wirtschaft e. V., der 
Niedersachsische Bund für freie Erwachsenenbildung e. V. 
und die Aluminium-Zentrale e. V. 

Taschenrechnereinsatz auch in der Schule? 

BWP erreichte ein Schreiben von Dr. Peter Bardy vom Fach­
bereich 6 der Gesamthochschule Siegen, der im Zusammen­
hang mit dem Einsatz von Taschenrechnern in der Schule 
auftauchende Probleme Fragen für den Bereich der berufs­
bildenden Schulen innerhalb einer Arbeitsgruppe gesondert 
untersuchen will. Alle, die an einer Mitarbeit oder an einem 
I nformat1onsaustausch Liber diese Fragen interessiert sind, 
mögen sich bitte an folgende Anschrift wenden: Dr. Peter 
Bardy, GH Siegen, FB 6 - Mathematik, Adolf-Reichwein­
Straße 2, 5900 Siegen 21. 

Grund· und Strukturdaten 1976 

Einen umfassenden Überblick über die Daten des Bildungs­
bereichs gibt die Broschure "Grund- und Strukturdaten 1976". 
Die jetzt vorgelegte dritte Ausgabe der "Grund- und Struk­
turdaten" berucksichtigt Anregungen und Verbesserungsvor­
schlage und ist inhaltlich ausgeweitet worden: 

Im Schulbereich findet sich erstmals ein Nachweis auch 
nach Bildungsstufen, 
die Zahlen über Auszubildende sind um regionale Anga­
ben nach Kammerbezirken erganzt worden, 
der Bereich "Bevölkerung, Gesamtwirtschaft und Finan­
zen" wurde erheblich erweitert. 

Das Datenheft soll Informationen über die wesentlichen 
Quantitaten des Bildungswesens vermitteln und damit zur 
sachbezogenen bildungsplanarischen und bildungspolitischen 
Arbeit beitragen. 

Im einzelnen enthält die Broschüre Angaben Liber: Kinder­
gärten, Schulen, Berufliche Bildung, Hochschulen, Ausbil­
dungsförderung, Weiterbildung, Bildungsbudget, Bevölke­
rung, Gesamtwirtschaft, Finanzen, Internationaler Vergleich, 
Regionale Daten. 

Die Broschüre kann beim Pressereferat des Bundesministe­
riums für Bildung und Wissenschaft schriftlich angefordert 
werden. 
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REZENSIONEN 

Günter Cremer (Hrsg.) Jugend ohne Ar­
beit. Analysen, Stellungnahmen, Pro­
gramme, München 1976: Kösei-Verlag, 
144 Seiten, Paperback, DM 14,80. 

Die Absicht des Herausgebers bei der 
Materialiensammlung unter oben ge­
nanntem Titel ist es, all jenen, d1e mit 
jugendlichen Arbeitslosen zu tun ha­
ben, Informationen über die Grunde der 
heutigen Jugendarbeitslosigkeit, Stel­
lungnahmen verschiedener Verbände, 
aber auch konkrete Handlungshilfen an 
die Hand zu geben. Der Band 1st also 
nicht nur auf Analytiker, die sich bereits 
theoretisch mit dem Problem beschäf­
tigt haben, zugeschnitten, sondern auch 
auf die Praktiker, denen hier eine Ma­
terialzusammenstellung angeboten wird, 
d1e es gestattet, sich schnell und doch 
einigermaßen umfassend zu unterrich­
ten. 

Das Buch ist in zwei Teile gegliedert· 
1. Analysen und Stellungnahmen und 
2. Maßnahmen und Programme 

Der erste Teil beginnt mit einem Arikel 
uber die Jugendarbeitslosigkeit im in­
ternationalen Bereich und wird fortge­
setzt mit statistischen Bestandsaufnah­
men und analytischen Beltragen über 
die Ursachen der Jugendarbeitslosig­
keit in der Bundesrepublik Deutschland. 

Der zweite Teil besteht aus einer Fülle 
von Stellungnahmen unterschiedlichster 
Interessengruppen - von einer Erklä­
rung der Bundesregierung uber Aussa­
gen des Arbeitgeberverbandes und der 
Gewerkschaften bis zu Beitragen der 
evangelischen Jugend Deutschlands. 
Der überwiegende Teil der Stellung­
nahmen mündet ein in Vorschläge für 
Maßnahmen gegen Jugendarbeitslosig­
keit. Besonders die letzten Be1träge bie­
ten Erfahrungsberichte und Hilfen für 
die Praxis. Hier 1st zum Aufbau anzu­
merken, daß man vielleicht eine noch 
klarere Gliederung hatte erreichen kön­
nen, wenn man die kurzen programma­
tischen Stellungnahmen einiger Verban­
de von den Beitragen abgetrennt hätte, 
die sich ausführlicher mit eingeleiteten 
bzw. einzuleitenden Maßnahmen befas­
sen und konkrete Hilfen bieten sollen. 

Die in d1esem Buch zusammengestell­
ten Beiträge- ob analytischer, program­
matischer oder praktischer Art - las­
sen auf jeden Fall einige Schlußfolge­
rungen zu, die sich fur den Leser als 
nützlich erweisen dürften: 
- es g1bt zu viele zersplitterte Ansätze, 

um jugendlichen Arbeitslosen zu 
helfen; eine bessere Koordination 
unter Beibehaltung unterschiedlicher 
Träger von Maßnahmen wäre drin­
gend nötig, 

- es ist wichtig, sich ständig vor Au­
gen zu halten, daß die Jetzige Situa­
tion nicht dazu mißbraucht werden 
darf, gesetzlich festgelegte Quali­
tätsnormen der beruflichen Bildung 
zu senken oder gar Anlernberufe 
wieder einzuführen 

- kurzfristige Maßnahmen sind im In­
teresse der betroffenen Jugendlichen 
sehr wichtig; auch sie müssen aber 
auf längerfristige Ziele ausgerichtet 

Rezensionen 

sein wie z. B. der Heranführung an 
eme qualifizierte Ausbildung, 
1m Interesse der schnelleren Wirk­
samkeit der Maßnahmen würde es 
l1egen, wenn - wie am Beispiel 
einer Stadt gezeigt - verschiedene 
lnst1tut1onen wie Arbeitsamt, Berufs­
schule, Betriebe, Jugendhilfe etc. in 
unbürokratischer Weise zusammen­
arbeiten könnten. 

Zusammenfassend ist zu sagen, daß 
"Jugend ohne Arbeit" den erklärten 
Anspruch, möglichst viele am Problem 
Interessierte möglichst kurz und um­
fassend zugleich zu informieren, einlö­
sen kann. Besonders wertvoll ist es für 
denjenigen, der nicht die Ze1t und Ge­
legenheit hat, die entweder verstreut 
publizierten oder schwer zugänglichen 
Beiträge selbst zusammenzustellen. 

Dorothea Grieger, Berlin 

Frank Braun/Aiois Weidscher 

Materialien zur Arbeitslosigkeit und Be­
rufsnot Jugendlicher (mit Bibliographie), 
Verlag Deutsches Jugendinstitut, Mün­
chen 1976, 130 Seiten, DM 10,-

Die DJI-Dokumentation besteht aus 
2 Teilen. Teil I gliedert sich in 3 Haupt­
punkte: 
1. Jugendarbeitslosigkeit und ihre Dar­

stellung in den Statistiken der Bun­
desanstalt für Arbeit (We1dacher) 

2. Bildungsmaßnahmen "gegen" Ju­
gendarbeitslosigkeit (Braun) 

3. Sozialpädagogische Beitrage im 
Rahmen der Programme zur Bewäl­
tigung von Problemen der Jugend­
arbeitslosigkeit (Weidacher) 

Teil II ist die umfangreichste bisher er­
schienene Bibliographie zum Thema Ju­
gendarbeitslosigkeit. Durch die Gliede­
rung nach einzelnen Problemkreisen ist 
sie sehr gut verwendbar fur Leser, die 
sich mit Teilaspekten der Jugend­
arbeitslosigkeit intensiver beschäftigen 
wollen. 

Im vorangestellten Textteil wird eine 
Auswertung dieser Materialien vorge­
nommen, die über deren schlichte Wie­
dergabe weit hinausgeht. Teil I liefert 
nicht nur eine Fülle von Material zu 
Einzelaspekten des Themas, das 1hn 
schon allein deswegen lesenswert 
macht; es wird auch eme in s1ch schlüs­
sige Argumentationskette gegen zur 
Zeit gäng1ge Erklärungsmuster zu Ur­
sachen der Jugendarbeitslosigkeit und 
zu den Problemen der Betroffenen ent­
wickelt. Ein Ziel der Autoren ist es da­
bei, Theorien zu Widerlegen, d1e die in­
dividuellen Defizite der Betroffenen zum 
Ausgangspunkt der Erklärung der Ur­
sachen ihrer Arbeitslosigkeit macht: 
"Die Strukturanalysen erwecken den 
Eindruck, als ob niedriges Bildungs­
niveau - zumindest als entscheidender 
Auslesefaktor - bereits Arbeitslosigkeit 
bedingen würde ... Deshalb sind aber 
der fehlende Hauptschulabschluß etc. 
nicht etwa die Ursache der Arbeitslo­
sigkeit. Betrachtet man, aus welchen 
schulischen, ausbildungs- und beschäf­
tigungsspezifischen Zusammenhängen 
sich arbeitslose Jugendliche rekrutieren, 
dann zeigt sich, daß die genannten 
Merkmale als Ansatzstellen (Hervorhe­
bung von mir HG) für die Ausgliede-
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rung dienen, diese aber unter uberge­
ordneten Zusammenhängen funktionie­
ren (Seiten 1D-11)". 

Zu Punkt 1: Kernpunkt der Kritik Wei­
dachers an den Statistiken und ihrer 
Interpretation durch die BA ist, daß 
diese, obwohl sie eigentlich als "Ge­
schäftsstatistiken" der BA geführt wer­
den und nicht im Hinblick auf eine Ana­
lyse der Ursachen von Arbeitslosigkeit 
strukturiert sind, umgekehrt gerade zu 
einer Ursacheninterpretation benutzt 
werden, zu der sie nicht aussagekraftig 
genug sind (Seite 8). Auch die Benen­
nung von Problemgruppen des Arbeits­
marktes muß unvollständig bleiben, da 
die Registnerung als Arbeitsloser an 
spezifische Bedmgungen geknüpft ist; 
z. B. werden Jugendliche, die einen 
Ausbildungsplatz suchen, aber nicht be­
reit sind ersatzweise auch eine Arbeits­
stelle anzunehmen, gar nicht erst als 
arbeitslos reg1stnert. Zudem bleiben ge­
wonnene Daten oftmals ohne Aussage­
kraft, da die entsprechenden Basisgrö­
ßen nicht zur Verfügung stehen. Wei­
dacher weist am Beispiel der vieldisku­
tierten Behauptung, daß die Mehrzahl 
der arbeitslosen Jugendlichen gar nicht 
an einer Ausbildung interessiert seien, 
nach, daß d1eser Schluß nach der Art 
der Datenerhebung durch die BA gar 
nicht zulassig ist, zweitens betont er, 
daß eine derartige Interpretation von 
Angaben, die Jugendliche über ihre Be­
rufswünsche machen, gerade die gesell­
schaftlichen Bedingungsfaktoren, die in 
den Berufswunsch der Jugendlichen 
eingehen, ausblendet (Seite 11 ff). 

Zu Punkt 2: Braun behandelt in Teil 2. 
das gesamte Spektrum der Bildungs­
maßnahmen "gegen" Jugendarbeitslo­
sigkeit von den Förder-, Eingliede­
rungs- und Grundausbildungslehrgän­
gen der BA, uber die Möglichkeiten 
zum nachträglichen Erwerb des Haupt­
schulabschlusses an Volkshochschulen 
bis hin zu der Diskussion uber die Ein­
führung des 10. Pflichtschuljahres. 
Schon die Anfuhrungsstriche in der 
Überschrift zeigen, daß er Bildungs­
defizite der arbeitslosen Jugendlichen 
nicht als die Ursache von deren Ar­
beitslosigkeit ansieht, vielmehr geht er 
davon aus, daß durch d1e Jugend­
arbeitslosigkeit strukturelle Mängel des 
gesamten Bildungssystems, speziell 
der beruflichen Bildung, aufgedeckt 
und manifest geworden sind (Seite 
16 ff). Braun weist nach, daß schon seit 
Jahren der Mangel an Ausbildungsstel­
len zu wesentlich verschlechterten Be­
rufschancen der Schulabgänger geführt 
hat, wie unter anderem das Ansteigen 
der Zahl der Jugendlichen ohne Aus­
bildungsvertrag schon seit 1970 zeigt 
(Seite 19). Seine grundsätzliche Knt1k 
an den bisher ergriffenen Maßnahmen 
zur Ausweitung des Angebots an Aus­
bildungsstellen ist, daß s1e, soweit sie 
am Prinzip der einzelbetrieblichen Fi­
nanzierung festhalten, strukturelle Dis­
paritäten im Angebot und auch quali­
tative Verschlechterungen nicht aufhal­
ten konnten. Damit sei in der Einschrän­
kung der Berufsnot der 15- und 16jäh­
rigen aber schon die Arbeitslosigkeit 
der 18- und 19jahrigen mit angelegt 
(Seite 35). 
Die BA bietet, entsprechend ihrer Pro­
bleminterpretation, nach der Jugend-
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arbeitslosigkeit im wesentlichen ein 
vorübergehendes konjunkturelles Pro­
blem sei das sich auf Jugendliche mit 
besonderen Bildungsdefiziten konzen­
triere, vorwiegend spezielle Bildungs­
maßnahmen für arbeitslose Jugendliche 
an. Demgegenüber kommt Braun zu 
dem Schluß, daß spezielle Bildungsan­
gebote zu kurz greifen solange sie 
n1cht 1n ein Netz von qualitativ und 
quantitativ ausreichenden Ausbildungs­
angeboten eingebettet sind (Seite 37 ff). 
Dabei trifft seine Kritik die einzelnen 
Maßnahmen und Lehrgangstypen in un­
terschiedlichem Maße. So sieht er die 
Förderlehrgänge der BA durchaus als 
positive Maßnahme an. Sinkende Ver­
mittlungsquoten von Jugendlichen aus 
diesen Lehrgängen in eine berufliche 
Ausbildung gehen nicht zu Lasten der 
Konzeption oder der Maßnahmeträger, 
sondern sind durch den Ausbildungs­
stellenmangel begrundet (Seite 40). 

Demgegenüber äußert er jedoch scharfe 
und berechtigte Kritik an den Lehr­
gangstypen, die allein auf die Vermitt­
lungsfahigkeit auf einen Arbeitsplatz 
ausgerichtet sind. 

Diese zielten nicht auf eine weitestmög­
liche Förderung, sondern umgekehrt 

Mitteilungen des BBF 

auf eine Reduzierung des Anspruchs­
niveaus der Jugendlichen an eine be­
rufliche Ausbildung ab und bewirkten 
damit eine Erhöhung der Zahl der Ju­
gendlichen ohne Berufsausbildung (Sei­
te 45). 

Zu Punkt 3: Weidacher entwickelt hier 
zunächst kemen eigenen Begriff von 
den Aufgaben der Sozialpädagogik im 
Rahmen der .. Programme zur Bewalti­
gung von Problemen der Jugendarbeits­
losigkeit", sondern behandelt die Bei­
träge, die s1ch als solche verstehen. Er 
berücksichtigt dabei sowohl die Lehr­
gänge der BA, die neben den qualifika­
torischen auch vorwiegend sozialpäd­
agogische Zielsetzungen angeben, als 
auch spezielle Maßnahmen der Jugend­
hilfe und der Jugendbildungsarbeit Als 
Grundproblem dieser Maßnahmen ana­
lysiert Weidacher, daß sie Gefahr lau­
fen, die durch die Arbeitsmarktsituation 
definierten Zuschreibungen gegenüber 
den Jugendlichen als Grundlage für die 
Interpretation der Probleme der Jugend­
lichen zu übernehmen und in deren 
Kompensation die sozial-pädagogische 
Zielsetzung zu bestimmen (Seite 54 ff). 
Dabei wird auf .. vorhandene Deutungs­
muster aus der Behandlung anderer so-

MITTEILUNGEN DES BBF 

Ergebnisse der Oberprüfung 
berufsbildender Fernlehrgänge 

Es wird den im folgenden genannten 
Fernlehrinstituten die Berechtigung er­
teilt, die Eignung der Lehrgänge durch 
das Gütezeichen des Bundesinstituts 
(Abb.) kenntlich zu machen. 

Kurzbeschreibung Nr. 151 

Der Fernlehrgang 
Buchführung I 
ist vom BBF als gee1gnet beurteilt wor­
den. 

Fernlehreinrichtung: 
Akademikergesellschaft für Erwachse­
nenfortbildung mbH, Am Hohengeren 9, 
7000 Stuttgart 1. 

Lehrgangsziel: 
Vermittlung von buchhalterischen 
Grundbegriffen und von Grundfertig­
keiten der Buchführungstechnik. 

Zielgruppe I Vorbildungs­
voraussetzungen: 
Personen mit gutem Hauptabschluß 
oder mit Realschulabschluß. 

Lehrgangsinhalte: 
Allgemeine Grundlagen: Zweck und 
Entwicklung der Buchführung - Inven­
tar und Bilanz - das Konto - Journal 
und Hauptbuch - Veränderung der Bi­
lanz- Erfolgsrechnung. 
Buchführungspraxis: Buchungen auf 
den Bestandskonten - Buchung des 
Warenverkehrs - Kontokorrentkonten 
- Bewegliches Anlagevermögen und 
Abschreibungen - Konten des Ge-

Vom BBF er­
te i lies G Oie­
zeichen für 
Fernlehrgänge 

GEPROFT:GEEIGNET 

schäftsinhabers - Aufwendungen und 
Ertrage- Abschlußprobleme. 
Spezielle Probleme der Buchführungs­
praxis: Grundstucksrechnung - Wert­
papierverkehr - Wechselbuchungen -
Forderungsverlust und Wertberichti­
gungen auf Forderungen - Rückstel­
lungen und Rücklagen - Gewinn- und 
Verlustverteilung bei Personengesell­
schaften - Kalkulatorische Kosten -
Gewinn- und Verlustverteilung bei Ka­
pitalgesellschaften- Abschlußprobleme 
bei Kapitalgesellschaften. 
Organisation der Buchführung in Indu­
strie und Handel: Kontenrahmen des 
Einzelhandels - Eigenheiten der Buch­
fuhrung und Auswertung der Erfolgs­
rechnung im Einzelhandel - Konten­
rahmen des Großhandels - Eigenhei­
ten der Buchführung des Großhandels 
-Durchschreibebuchführung - Neben­
bücher - Gemeinschaftskontenrahmen 
der Industrie - Kostenarten, -stellen, 
-träger und Kostenverteilung in Indu­
striebetrieben - Eigenheiten der lndu­
striebuchführung. 
Auswertung der Bilanz: Aktiv-, Passiv­
seite - Grafische Darstellung der Bi­
lanz. 

Lehrgangsdauer: 
(bei maximal einer Stunde täglicher 
Studienzeit) 12 Monate. 
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zialer Probleme" zurückgegriffen und 
vorwiegend auf das Beeinflussen indi­
vidueller Eigenschaften abgezielt wie: 
Molivierung zu Arbeit und Lernen, Per­
sönlichkeitsstabilisierung usw. (S. 77 ff). 
Dies fuhrt zum Teil zur Übernahme fal­
scher Probleminterpretationen, z. B. daß 
die Jugendlichen lernschwach seien 
und andererseits zur Formulierung von 
Aufgaben für d1e Sozialpadagogik, die 
diese gar nicht bewaltigen kann, z. B. 
Jugendliche soweit persönlich zu stabi­
lisieren, daß sie zur Aufnahme einer 
Berufsausbildung in der Lage sind, 
wenn gar kein ausreichendes Angebot 
an Ausbildungsplätzen zur Verfügung 
steht (Seite 58). 
Das Spektrum der dargestellten Maß­
nahmen ist so vielfaltig, daß hier auf 
die einzelnen Punkte nicht näher ein­
gegangen werden kann. 
Weidachers Beitrag macht deutlich, daß 
der .. sozialpädagogische Aspekt" nicht 
abgelöst von Ursachen und Verlaufs­
form der Jugendarbeitslosigkeit begrif­
fen werden kann. Problemanalyse und 
Konzipierung von Maßnahmen stellen 
sich daher gerade auch als Aufgaben 
einer sich so verstehenden Sozialpäda­
gogik. Helga Gafga, Berlin 

Umfang des Lehrmaterials: 
12 Lehrbriefe mit insgesamt ca. 570 
Seiten - DIN A 4, 1 Anleitung fur das 
Fernstudium. 

Lehrgangskosten: 
Bei Vorauszahlung oder bei monatli­
cher Zahlungsweise (12 x 24,- DM) 

DM288,-

Für diesen Fernlehrgang wurden Aufla­
gen erteilt; die Erfüllung der Auflagen 
ist dem BBF bis zum 30. Juni 1977 bzw. 
bei Neuauflage des Anmeldevordruckes 
sowie nach Abschluß einer Untersu­
chung nachzuweisen. 

Kurzbeschreibung Nr. 152 

Der Fernlehrgang 
Buchführung II 
ist vom BBF als geeignet beurteilt wor­
den. 

Fernlehreinrichtung: 
Akademikergesellschaft für Erwachse­
nenfortbildung mbH, Am Hohengeren 9, 
7000 Stuttgart 1. 

Lehrgangsziel: 
Aufbauend auf den Kurs .. Buchfüh­
rung I" Vermittlung erweiterter buchhal­
terischer Kenntnisse - etwa bis zum 
Niveau des W1rtschaftsabiturs. 

Zielgruppe I Vorbildungs­
voraussetzungen: 
Personen mit gutem Hauptschulabschluß 
oder mit Realschulabschluß und einer 
kaufmännischen Grundausbildung, zu­
mindest aber mit Grundkenntnissen in 
Buchführung. 

Lehrgangsinhalte: 
Finanzbuchhaltung 
Buchung der Mehrwertsteuer - Forde­
rungen und Verbindlichkeiten in frem­
den Währungen - Kommissionsge­
schäft - Partizipations- und Konsortial­
geschäfte - Filialführung. 



Der Jahresabschluß: Rechtsvorschnften 
zum Jahresabschluß - allgememe Bu­
chungen beim Jahresabschluß - der 
Jahresabschluß der Einzelfirma und der 
Stillen Gesellschaft - der Jahresab­
schluß der OHG - der Jahresabschluß 
der KG - der Jahresabschluß der 
GmbH - der Jahresabschluß der AG -
der Jahresabschluß des Konzerns -
der Jahresabschluß der Genossen­
schaft. 
Buchung und Bilanzierung von Finan­
zierungsvorgängen: Gründung, Eigen­
kapltalerhöhung und Fremdkapitalbe­
schaffung - Sanierung Auseinander­
setzung- Liqu1dition - Konkurs- Fu­
sion - Umwandlungen. 
Bilanztheorien: statische und totale Bi­
lanztheorie - dynamische und pagato­
nsehe Bilanztheorie - organische Bi­
lanztheorie. 

Betriebsbuchhaltung 
Aufgaben und Rechtsgrundlagen - Ko­
stenartenrechnung Kostensielien­
rechnung - Kostenträgerrechnung -
Penodenleistungsrechnung - Betriebs­
ergebnisrechnung - Normalkostenrech­
nung - Plankostenrechnung - Dek­
ku ngsbeitragsrech n ung. 

Lehrgangsdauer: 
(be1 maximal einer Stunde täglicher 
Studienzeit) 12 Monate. 

Umfang des Lehrmaterials: 
12 Lehrbriefe mit insgesamt ca. 680 Sei­
ten - DIN A 4, 1 Anleitung für das 
Fernstudium. 

Lehrgangskosten: 
Bei Vorauszahlung oder bei monatlicher 
Zahlungsweise (12 x 24,- DM): 

DM 288,-

Fur diesen Fernlehrgang wurden Auf­
lagen erteilt; die Erfüllung der Aufla­
gen ist dem BBF bis zum 30. Juli 1977 
bzw. bei Neuauflage des Anmeldevor­
druckes sowie nach Abschluß einer Un­
tersuchung nachzuweisen. 

Kurzbeschreibung Nr. 153 

Der Fernlehrgang 
Buchführung 111 
1st vom BBF als geeignet beurteilt wor­
den. 

Fernlehreinrichtung: 
Akademikergesellschaft für Erwachse­
nenfortblldung mbH, Am Hohengeren 9, 
7000 Stuttgart 1 

Lehrgangsziel: 
Aufbauend auf die Kurse "Buchfüh­
rung I" und "Buchführung II" Vermitt­
lung vertiefter buchhalterischer Kennt­
nisse 1n den Bereichen Betriebsstati­
stik, Bilanzanalyse und -kritik, Grenz­
kostenrechnung. 

Zielgruppe I Vorbildungs­
voraussetzungen: 
Personen m1t Realschulabschluß und 
emer kaufmannischen Grundausbildung 
sowie erweiterten Vorkenntnissen in 
Buchführung (3-5 Jahre Tätigkeit in 
der Buchhaltung I Betriebsabrechnung) 

Lehrgangsinhalte: 
Statistik 
Begriff und Zweck der Statistik - Ab­
lauf einer statistischen Untersuchung­
Anwendungsgebiete der Statistik und 
ihre organisatorische Stellung innerhalb 

des Betriebes - absolute Zahlen, Mit­
telwerte, Verhältn1szahlem, Darstellung 
der statistischen Ergebnisse - Korrela­
tion und Trend. 

Bilanzanalysen und Bilanzkritik 
Bilanzarten allgemeine B1lanz1e­
rungs- und Bewertungsgrundsatze -
Bilanztheorien - Bilanzgliederung -
Analyse der Bilanzstruktur-Bewertung 
in der Bilanz - Bewertung der Aufwen­
dungen und Erträge - das Nominal­
wertprinzip bei der handelsrechtliehen 
Gewinnermittlung - Analyse der Ge­
winn- und Verlustrechnung - Investi­
tion und ihre Finanzierung - Liquidität 
und Finanzplanung-Analyse des Kon­
zernabschlusses- Zwecke und Anwen­
dungsmöglichkelten der Bilanzanalyse· 
Meßzahlen als Spiegel der Konjunktur 
und Unternehmenspolitik - Betriebs­
und Branchenvergleiche - Zwecke von 
Bilanzanalysen und Auswahl der Meß­
zahlen - graphische Darstellungsmog­
lichkeiten. 

Grenzkostenrechnung 
Begnff und Ermittlung der Grenzkosten 
- Grenzkostenrechnung und Kasten­
rechnungssysteme - Prax1s der Grenz­
kostenrechnung: Direct Casting, Grenz­
plankostenrechnung, stufenweise Fix­
kostendeckungsrechnung - Deckungs­
beitragsrechnung nach Riebel - Aus­
wertungsmöglichkeiten der Grenzko­
stenrechnung. 

Lehrgangsdauer: 
(bei mindestens emer Stunde täglicher 
Stud1enze1t) 12 Monate. 

Umfang des Lehrmaterials: 
11 Lehrbriefe mit insgesamt ca 600 Sei­
ten - DIN A 4, 1 Anle1tung für das 
Fernstudium 

Lehrgangskosten: 
Bei Vorauszahlung oder bei monat­
licher Zahlungsweise (12 x 24,- DM) 

DM 288,-

Für diesen Fernlehrgang wurden Auf­
lagen erteilt; d1e Erfullung der Aufla­
gen ist dem BBF bis zum 30. Juli 1977 
bzw. bei Neuauflage des Anmeldevor­
druckes sowie nach Abschluß emer Un­
tersuchung nachzuweisen. 

Kurzbeschreibung Nr. 154 

Der Fernlehrgang 
Statistik 
Datenerhebung und Datenaufbereitung 
in der öffentlichen Verwaltung 
1st vom BBF als gee1gnet beurteilt wor­
den. 

Fernlehreinrichtung: 
Verwaltungsakademie Berlin, Kurfür­
stendamm 206-209, 1000 Berlin 15. 

Lehrgangsziel: 
Einführung in die Statistik fur Angehe­
nge der öffentlichen Verwaltung. 

Zielgruppe I Vorbildungs­
voraussetzungen: 
Personen, die 1n der offentliehen Ver­
waltung tät1g sind. 

Lehrgangsinhalte: 
Sinn der Statistik - Amtliche Stat1st1k 
- Daten und Datenerstellung - Tabel­
len - Graphische Darstellung qualita­
tiver und quant1tat1ver Daten - M1ttel-

werte - Streuungsmaße - Regres­
Sionsrechnung - Korrelationsrechnung 
- Wahrscheinlichkeitsberechnungen -
Analyse von Zeitreihen - Analyse von 
Zusammenhängen - lnd1zes und Wa­
renkörbe- Stichprobenlehre 

Lehrgangsdauer: 
7 Monate be1 1 Std taglicher Studien­
zeit, ergänzender Nahunterricht: 2 Std. 
wochentlich. 

Umfang des Lehrmaterials: 
23 Lehrbriefe m1t insgesamt ca. 600 
Seiten- DIN A 4. 

Lehrgangskosten: 
Der Lehrgang ist kostenlos, wird jedoch 
nur Personen, d1e 1n der offentliehen 
Verwaltung tatig sind, angeboten. 

Für d1esen Lehrgang wurden Auflagen 
erteilt, deren Erfullung dem BBF bis 
zum 1. April 1977 nachzuweisen ist. 

Kurzbeschreibung Nr. 155 

Der Fernlehrgang 
Das Recht des Arbeitsvertrages 
ist als geeignet beurteilt worden. 

Fernlehreinrichtung: 
DGB - D1e Briefschule GmbH 
Hans-Bockler-Str. 39, 4000 Dusseldorf. 

Lehrgangsziel: 
Emführung 1n das Recht des Arbeits­
vertrages. 

Zielgruppe I Vorbildungs­
voraussetzungen: 
Personen möglichst mit mehrjahriger 
praktischer betneblicher Tätigkeit oder 
abgeschlossener Berufsausbildung 

Lehrgangsinhaite: 
Das Arbeitsrecht und seme Grundlagen 
- Die Begründung des Arbeitsvertra­
ges - Hauptpflichten des Arbeitneh­
mers - Hauptpflichten des Arbeitge­
bers - Beschaftigungspfllcht und Für­
sorgepflicht - Beendigung des Arbeits­
verhaltnlsses - Berufsausblldungsver­
haltnis 

Lehrgangsdauer: 
Erfahrungsgernaß braucht e1n Teilneh­
mer nach Angaben des lnst1tuts 16 bis 
18 Monate (100-120 Gesamtstunden). 
Bei emer täglichen Arbeitszelt von 2 
Stunden oder emer wöchentlichen Ar­
beitszeit von 14 Stunden wäre der 
Lehrgang - bezogen auf d1e angege­
bene Gesamtstundenzahl - demnach 
auch in 8 Wochen zu bearbeiten. 

Umfang des lehrmaterials: 
10 Lehrbriefe m1t Insgesamt ca. 330 
Se1ten - DIN A 4 (dicht bedruckt). 

Lehrgangskosten: 
Bei Vorauszahlung oder bei Teilzahlun­
gen b1s zu maximal 10 Telllieferungen 
(10x DM 12,-): DM 120,-

Fur diesen Fernlehrgang wurden Auf­
lagen erteilt, deren Erfullung bis zum 
31. 12. 1976 bzw b1s zum 31.051977 
bzw. be: Neuauflage nachzuwe:sen :st 

Anschriften der Autoren dieses Heftes 
Alle Autoren dieses Heftes smd Mit­
arbeiter des BBF im BIBB 



Meyer, 
Hohmann, 
Heisig 

Drei profilierte und bekannte Fachautoren prä­
sentieren einen hochinteressanten Zeichenlehr­
gang für die ganze Fachstufe, also für 2 - 2 1/2 
Ausbild u ngsjah re. 

ln 20 Hauptkapiteln werden die Themen exempla­
risch dargestellt und mit den notwendigen Texter­
läuterungen versehen. Sie können von der Auswahl 
gut in den Fachkundeunterricht einbezogen werden. 
Fürdas Zeichnungslesen enthält das Werk besondere 
Übungen. 

Die Bilder sind zum großen Teil in der Originai-Zei­
chengröße für die Schüler wiedergegeben. 

Teehnisehes 
Zeichnen 

raehstule 

Gleichzeitig ist 
lieferbar: 

Bestell Nr. 91020, 112Seiten, DIN A4, DM 15,60 
Lösungsheft, Best.-Nr. 91021, i. Vorb. 

Die Gliederung der Kapitel: 
Formen technischer Gegenstände; Schräge Zylinderschnitte; 
Schnitte am Prisma am Beispiel eines gefrästen Werkstücks mit 
Fertigungsstufen und Bemaßungsproblemen; Getriebeplan; 
Lagetaleranzen und Kennzeichnung von Oberflächen; Durch­
dringungen; Justiervorrichtung; Kegelschnitte; Durchdringung 
Kegel -Zylinder; Schnittwerkzeug; Kniehebelspanner; Lösbare 
Verbindungen; Feder und Federdiagramm; Abwicklungen; Niet­
verbindungen; Schweißteile- Gußteile; Passungen; Stirnradge­
triebe; Schleifspindellagerung mit Gleitlagern; Gerad- und Rund­
führungen; Perspektive; Zusammenbauzeichnung. 

Foliensatz zum Technischen Zeichnen Fachstufe Metall 

20 Folien für den Overhead-Projektor in Plastik-Ringmappe, 
Bestell Nr. 91022, DM 78,-. 

Hermann Schroedel Verlag KG 
Hannover · Dortmund 

Darmstadt · Berlin · München 

chroede____.... 
Partner der Schule 


